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* * *

Präsident Mag. Wilfing (um 13.00 Uhr): Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich eröffne die 35. Sitzung in der XX. Gesetzgebungsperiode des Landtages von Niederösterreich. 

Von der heutigen Sitzung entschuldigt sind Klubobfrau Helga Krismer wegen Kuraufenthalt und der 

Abgeordnete Richard Hogl wegen eines Klinikaufenthaltes. Die Beschlussfähigkeit ist hiermit 

gegeben. Die amtliche Verhandlungsschrift der letzten Sitzung ist geschäftsordnungsmäßig 

aufgelegen, unbeanstandet geblieben und ich erkläre sie daher als genehmigt. Hinsichtlich der seit 

der letzten Sitzung bis zum Ablauf des gestrigen Tages eingelaufenen Verhandlungsgegenstände, 

deren Zuweisung an die Ausschüsse, der Weiterleitung von Anfragen und der eingelangten 

Anfragebeantwortungen verweise ich auf die elektronische Bekanntmachung der Mitteilung des 

Einlaufes. Diese wird in den Sitzungsbericht der heutigen Landtagssitzung aufgenommen. 

Einlauf: 

Bericht des Rechnungshofes betreffend Tätigkeitsbericht 2025 (Reihe Niederösterreich 2026/1), 

Ltg.-897/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-897 

- wurde am 13. Februar 2026 dem Rechnungshof-Ausschuss zugewiesen und steht auf der 

Tagesordnung. 

 

Bericht des Landesrechnungshofes betreffend NÖ Landschaftsfonds, Nachkontrolle (Bericht 

1/2026), Ltg.-898/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-898 

- wurde am 13. Februar 2026 dem Rechnungshof-Ausschuss zugewiesen und steht auf der 

Tagesordnung. 

 

Antrag mit Gesetzesentwurf betreffend Änderung des NÖ Veranstaltungsgesetzes, Ltg.-902/XX-

2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-902 

- wurde am 13. Februar 2026 dem Rechts- und Verfassungs-Ausschuss zugewiesen und steht auf 

der Tagesordnung. 

 

Aktuelle Stunde betreffend NÖ Wirtschaftsstrategie: Wirtschaft stärken. Arbeitsplätze sichern., 

Ltg.-905/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-905 

 

Aktuelle Stunde betreffend Deutsch stärken und Leistung sichern: Gefährden Reformen von 

Bildungsminister Wiederkehr Niederösterreichs Schulen?, Ltg.-906/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-906 

https://noe-landtag.gv.at/personen/karl_wilfing_1960
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-897
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-898
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-902
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-905
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-906
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Antrag betreffend Entlastung von NÖ Pendlerinnen und NÖ Pendlern durch Sicherung von 

Ersatzbussen während der Stammstreckensperre, Ltg.-907/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-907 

- wird dem Verkehrs-Ausschuss zugewiesen. 

 

Antrag betreffend Schaffung dringend benötigter Ausbildungsstellen für Klinische Psychologinnen 

und Psychologen, Ltg.-908/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-908 

- wird dem Gesundheits-Ausschuss zugewiesen. 

 

Bericht des Landesrechnungshofes betreffend NÖ Landes-Feuerwehrschule, Nachkontrolle 

(Bericht 2/2026), Ltg.-909/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-909 

- wird dem Rechnungshof-Ausschuss zugewiesen. 

 

Bericht des Landesrechnungshofes betreffend Grundversorgung in Niederösterreich, 

Nachkontrolle (Bericht 3/2026), Ltg.-910/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-910 

- wird dem Rechnungshof-Ausschuss zugewiesen. 

 

Bericht des Landesrechnungshofes betreffend Integrationsangelegenheiten, Nachkontrolle (Bericht 

4/2026), Ltg.-911/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-911 

- wird dem Rechnungshof-Ausschuss zugewiesen. 

 

 

 

ANFRAGEN: 

 

Anfrage betreffend Grundversorgung für Ukrainer:innen, Ltg.-899/XX-2026 
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-899 

 

Anfrage betreffend Aufbringung von Klärschlamm auf landwirtschaftlichen Böden, Ltg.-900/XX-

2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-900 

 

Anfrage betreffend PFAS-Verseuchung des Trinkwassers in Neupölla, unzureichende Maßnahmen 

trotz Kenntnis der Problemlage und Rolle von Löschschaum und Klärschlamm, Ltg.-901/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-901 

 

Anfrage betreffend medizinisches Zentrum Gänserndorf: Erstversorgung zugesichert – Patient 

abgewiesen?, Ltg.-903/XX-2026 
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-903 

 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-907
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-908
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-909
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-910
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-911
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-899
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-900
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-901
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-903
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Anfrage betreffend ehemaliger Rektor der Universität für Weiterbildung Krems als Berater der NÖ 

Landesregierung, Ltg.-904/XX-2026 
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-904 

 

 

 

ANFRAGEBEANTWORTUNGEN: 

 

Anfragebeantwortung betreffend droht ein Personalengpass am Landesverwaltungsgericht nach 

der Instanzenreform?, Ltg.-881/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-881  

 

Anfragebeantwortung betreffend Hochwasserkarten für 3910 Zwettl im NÖ Atlas, im Speziellen an 

der Gartenstraße, Ltg.-882/XX-2026 
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-882 

 

Anfragebeantwortung betreffend Sekundärtransporte Rettungsdienst, Ltg.-844/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-884 

 

Anfragebeantwortung betreffend Ausgaben für Feierlichkeiten anlässlich der Wechsel von 

Bezirkshauptleuten an den niederösterreichischen Bezirkshauptmannschaften, Ltg.-888/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-888 

 

Anfragebeantwortung betreffend KI als Chance für eine zukunftsfähige Landesverwaltung, Ltg.-

895/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-895 

 

Anfragebeantwortung betreffend Aufgabenkritik ohne Ergebnisse?, Ltg.-896/XX-2026 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-896 

 

Heute sind noch folgende Verhandlungsgegenstände eingelangt: 

Ltg.-918, 920 und 927, Anfragen der Abgeordneten Collini an Landeshauptfrau Mikl-Leitner, die 

Landesräte Antauer, Prischl, Kasser, Hergovich, Rosenkranz, Teschl-Hofmeister und die beiden 

Landeshauptfrau-Stellvertreter Pernkopf und Landbauer betreffend Qualität, Ausführlichkeit und 

Transparenz der Protokolle von Regierungssitzungen. 

Ltg.-919, Anfrage des Abgeordneten Müller an Landeshauptfrau Mikl-Leitner betreffend 

Bedarfszuweisungen für Gemeindekooperationen. 

https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-904
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-881
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-882
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-884
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-888
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-895
https://noe-landtag.gv.at/gegenstaende/XX/XX-896
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Ltg.-928, Anfrage des Abgeordneten Müller an Landeshauptfrau-Stellvertreter Landbauer 

betreffend Maßnahmen zur Sicherstellung des Pendelverkehrs im Wiener Umland während der 

Einschränkungen der Wiener Stammstrecke. 

Ltg.-916, Antrag der Abgeordneten Suchan-Mayr u.a. betreffend Energiewende gemeinsam 

gestalten – Energiegemeinschaften stärken. Diesen Antrag weise ich dem Umwelt-Ausschuss zu. 

Ltg.-917, Antrag der Abgeordneten Suchan-Mayr u.a. betreffend Energie speichern statt Netze 

überlasten = Landeszuschuss für Photovoltaik mit Speicher. Diesen Antrag weise ich dem 

Wirtschafts- und Finanz-Ausschuss zu. 

Es wurden Anträge eingebracht, die gemäß § 32 Absatz 5 unserer Landtagsgeschäftsordnung 

nicht entsprechend unterstützt sind. Ich stelle daher die Unterstützungsfrage. 

Antrag der Abgeordneten Collini betreffend gleiche Qualität für alle Kinder – einheitliche 

Mindeststandards in Niederösterreichs Kleinkinderbetreuung. Wer für die Behandlung dieses 

Antrages ist, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. (Nach Abstimmung:) Das sind die Stimmen der 

Antragsteller, der SPÖ und der GRÜNEN. Damit ist die Mehrheit nicht gegeben. 

Antrag der Abgeordneten Kollermann betreffend Einrichtung eines digitalen Umsetzungsmonitors 

zum NÖ Gesundheitsplan 2040+. Wer für die Behandlung dieses Antrages ist, bitte ich, sich vom 

Platz zu erheben. (Nach Abstimmung:) Das ist wie vorher: Antragsteller, SPÖ und GRÜNE. Damit 

ist die Mehrheit nicht gegeben. 

Antrag des Abgeordneten Müller betreffend Entlastung der Haushalte und Betriebe durch mehr 

Wettbewerb und strukturelle Reform im österreichischen Energiemarkt. Wer für die Behandlung 

dieses Antrages ist, ersuche ich, sich vom Platz zu erheben. (Nach Abstimmung:) Das sind die 

Antragsteller, SPÖ und GRÜNE. Damit ist die Mehrheit nicht gegeben. 

Die Eingabe der Abgeordneten Collini betreffend gesetzliche Verankerung des NÖ 

Schülerinnenparlaments wird nicht in geschäftsordnungsmäßige Behandlung genommen und 

daher auch keine Unterstützungsfrage gestellt, weil sie keinen Antrag enthält, der auf eine 

verfassungsmäßig vorgesehene Beschlussfassung des Landtages abzielt. Es handelt sich 

entweder um eine Resolution – also einen Wunsch an die Vollziehung – oder einen Antrag mit 

Gesetzesentwurf, der hier behandelt werden könnte. Ein allgemeines Bekenntnis des Landtages 

im Sinne einer Resolution an sich selbst ist verfassungsmäßig nicht vorgesehen. 
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Ich teile mit, dass Abgeordneter René Pfister Meldung nach dem Unvereinbarkeits- und 

Transparenzgesetz erstattet hat und dies im zuständigen Rechts- und Verfassungs-Ausschuss in 

der Sitzung am 19. Februar behandelt wurde. 

Für die heutige Sitzung wurde folgende Redezeitkontingentierung vereinbart. Ohne die beiden 

Aktuellen Stunden 544 Minuten: ÖVP 180, FPÖ 125, SPÖ 114, GRÜNE 65, NEOS 60. Für die 

Aktuellen Stunden gilt die Verteilung zwischen den Fraktionen im Verhältnis 33:23:21:12:11, dem 

antragstellenden Klub kommen noch 15 Minuten Redezeit hinzu. Berichterstattungen, 

Wortmeldungen zur Geschäftsordnung, tatsächliche Berichtigungen und die Ausführungen des am 

Vorsitz befindlichen Präsidenten fallen nicht unter die Redezeitkontingentierung. 

Es sind zwei Anträge auf Abhaltung einer Aktuellen Stunde eingelangt. Den ersten Antrag, Ltg.-

905, haben die Abgeordneten Kaufmann u.a. zum Thema "NÖ Wirtschaftsstrategie: Wirtschaft 

stärken. Arbeitsplätze sichern." eingebracht. Der zweite Antrag, Ltg.-906, wurde von den 

Abgeordneten Fiedler u.a. zum Thema "Deutsch stärken und Leistung sichern: Gefährden 

Reformen von Bildungsminister Wiederkehr Niederösterreichs Schulen?" gestellt. Für beide 

Aktuelle Stunden wurde gemäß § 40 Absatz 4 beantragt, diese am Beginn der Landtagssitzung 

durchzuführen. Ich bringe daher den ersten Antrag, 905, zur Abstimmung. Wer dafür ist, ihn zu 

Beginn zu behandeln, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. (Nach Abstimmung:) Einstimmig 

angenommen und stelle gleich die Frage, 906, wer hier für den Beginn ist, bitte ich, stehen zu 

bleiben. (Nach Abstimmung:) Damit sind beide mit Einstimmigkeit hier für den Beginn der Sitzung 

beschlossen und ich ersuche zur ersten Aktuellen Stunde mit dem Thema "NÖ 

Wirtschaftsstrategie: Wirtschaft stärken. Arbeitsplätze sichern." den Abgeordneten Kaufmann hier 

die Meinung der Antragsteller darzulegen. 

Abg. Kaufmann, MAS (ÖVP): Danke schön, Herr Präsident! Geschätzte Mitglieder der 

Landesregierung! Hoher Landtag! Niederösterreich hat in den vergangenen Jahrzehnten einen 

erfolgreichen Strukturwandel vollzogen und dank einer Wirtschaftspolitik, die geprägt von einer 

sehr klaren Strategie und einer erfolgreichen Umsetzung ist, eine mehr als solide Basis für einen 

erfolgreichen Wirtschaftsstandort gelegt. Niederösterreich erzielte 2024 ein Bruttoregionalprodukt 

von nominell rund 76,9 Milliarden Euro. Dieses Volumen macht unser Bundesland zu einer der 

wirtschaftlich stärksten Regionen Österreichs und wir rechnen dabei mit einem weiteren Wachstum 

auf 79,3 Milliarden Euro bis 2027. Niederösterreichs Warenexporte beliefen sich 2024 auf rund 

28,6 Milliarden Euro, wobei Deutschland als wichtigster Absatzmarkt weiterhin über ein Viertel der 

Exporte ausmacht. Der Export ist für Niederösterreich zentral. Er ist der Motor für Wachstum, 

Beschäftigung und Wertschöpfung, und jeder zweite Euro wird außerhalb Österreichs 

https://noe-landtag.gv.at/personen/christoph_kaufmann
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erwirtschaftet und etwa ein Fünftel aller Arbeitsplätze hängt direkt oder indirekt vom Export ab. Wir 

verfügen heute über eine breite Branchenstruktur, eine starke industrielle Basis, eine lebendige 

Gründerszene und exzellente Forschungseinrichtungen. Wir wissen aber auch, dass unsere über 

118.000 Unternehmerinnen und Unternehmer aufgrund globaler Krisen, geopolitischer 

Veränderungen, aber auch einem rapiden technologischen Wandel vor sehr großen 

Herausforderungen stehen. Es liegt in unserer Verantwortung, die blau-gelbe Wirtschaft bei diesen 

Herausforderungen zu begleiten und den Wirtschaftsstandort Niederösterreich für die Zukunft 

weiterzuentwickeln. Daher ist es uns auch wichtig, dringende Fragen zum Wirtschaftsstandort 

Niederösterreich in dieser Aktuellen Stunde zu erörtern. Wesentliche Fragen brauchen eine 

Antwort. Wie können wir unsere Unternehmen stärken? Wie können wir neue Technologien nutzen 

und die Wirtschaft auf ein stabiles, digitales und nachhaltiges Fundament stellen? Wie können wir 

die Regionen stärken? Welche Infrastruktur ist notwendig? Und vor allem, welche neuen 

Geschäftsfälle und Chancen sehen wir für Niederösterreich, gerade auch im Export? Und genau 

diese Fragen wurden im Rahmen der Wirtschaftsstrategie 2030+ erörtert und vieles davon auch 

beantwortet. Und das Besondere daran ist, dass diese Strategie nicht im Elfenbeinturm entstanden 

oder von oben verordnet worden ist. Nein, ganz im Gegenteil: Mehr als 200 Personen haben sich 

am Prozess der Erarbeitung einer neuen Wirtschaftsstrategie eingebracht. Unternehmen, 

Forschende, Interessensvertretungen, Startups, Studierende, Expertinnen und Experten sowie alle 

Organisationen des NÖ Wirtschaftsressorts. Durch den Fachbeirat 

"Zukunft.Wirtschaft.Niederösterreich.", bestehend aus Expertinnen und Experten aus 

verschiedenen Disziplinen, wurden die Erkenntnisse und Überlegungen geprüft, bewertet und final 

bestätigt. Expertinnen und Experten wie zum Beispiel Professor Daniel Varro, der ein 

ausgewiesener Experte im Bereich Steuerrecht und nachhaltige Steuerpolitik ist, oder auch 

Daniela Knieling, die langjährige nationale und internationale Erfahrungen im Bereich 

verantwortungsvollen Wirtschaftens hat, oder auch der Chefökonom der Industriellenvereinigung 

Christian Helmenstein, der für seine sehr, sehr klaren Analysen bekannt ist und dessen 

Empfehlungen nicht nur in Niederösterreich gefragt sind. All diese Menschen, die sich in diesen 

Prozess eingebracht haben, sind vor allem eines: absolute Profis in ihren Bereichen. Was sie 

definitiv nicht sind: Leute, die für ihre Show bekannt und arm an Substanz sind. Da kann ich auch 

der Kritik der NEOS überhaupt nichts abgewinnen, die – wenn ich dem gestrigen Kurier glauben 

darf – genau das über die von diesen Expertinnen und Experten erarbeiteten Pläne behauptet 

haben. Nein, die neue Wirtschaftsstrategie für Niederösterreich ist genau das Gegenteil dieser 

Behauptung. Wir haben mit der Wirtschaftsstrategie 2030+ ein tiefgreifendes, zukunftsorientiertes 

Expertenpapier mit ganz, ganz viel Substanz und überhaupt keiner Show. (Beifall bei der ÖVP, LH 

Mag. Mikl-Leitner, LH-Stv. Dr. Pernkopf und LR Kasser.) Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, die 
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nun von unserer Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner, die ich auch herzlich begrüßen darf, 

präsentierte Strategie verfolgt drei komplementäre Ziele, die direkt den unternehmerischen Erfolg 

stärken sollen. Erstens: Wettbewerbsfähigkeit steigern durch Produktivitätszuwächse, 

Digitalisierung und Bürokratieabbau. Zweitens: Das wirtschaftliche Fundament stärken mit Fokus 

auf Industrie, produzierendes Gewerbe und Handwerk. Und drittens: Forschung, Innovation und 

Marktumsetzungen ausbauen, damit Forschungsergebnisse schneller in marktfähige Produkte und 

Dienstleistungen überführt werden. Diese Ziele sind keine abstrakten Leitlinien. Sie sind konkrete 

Handlungsaufträge, die Wachstum, Beschäftigung und Wertschöpfung in unseren Regionen 

sichern. Nun, wie sehen diese Handlungsaufträge im Detail aus und welche Wirkung sollen sie 

damit entfalten? Erstens: Digitalisierung, Produktivitätssteigerung und smarte Regulierung. Wir 

schaffen in Niederösterreich weitere Angebote für Beratung, Förderung und Finanzierung, treiben 

Automatisierung und KI-Einsatz voran und vereinfachen Genehmigungsverfahren. Das heißt für 

die Unternehmen und Unternehmer weniger Verwaltungsaufwand, schnellere Prozesse und mehr 

Zeit für ihr Kerngeschäft. Zweitens: nachhaltige Standardprofilierung. Wir stärken Test- und 

Zertifizierungsinfrastrukturen, bauen bedarfsgerechte Flächen und Labore aus und fördern 

klimafitte Standortentwicklung. Das heißt für die Wirtschaft bessere Rahmenbedingungen für 

Produktion, Qualitätssicherung und internationale Wettbewerbsfähigkeit. Drittens: Forschung, 

Innovation, Startups und Marktumsetzung. Wir fördern Prototypen, Inkubatoren und thematische 

FTI-Calls und vernetzen Hochschulen und Unternehmen. Das heißt für Niederösterreich schnellere 

Marktreife für Innovationen sowie leichterer Zugang zu Talenten und Forschungspartnern. 

Niederösterreich verfügt schon heute über exzellente Voraussetzungen, um Forschung, Innovation 

und wissensbasierte Unternehmensgründungen nachhaltig voranzutreiben. Dafür haben wir in 

diesem Land vor über drei Jahrzehnten erfolgreich die Weichen gestellt und können heute die 

Früchte dieser harten Arbeit ernten. Jetzt muss es unser Ziel sein, die vorhandenen Potenziale 

systematisch zu nutzen und wissenschaftliche Erkenntnisse stärker in wirtschaftliche und 

gesellschaftliche Wertschöpfung zu münzen. Es ist daher eine klare Empfehlung der Experten, die 

bestehenden Standortfaktoren, insbesondere der starken Position Niederösterreichs in den 

Bereichen Umwelt, Ressourcen und Kreislaufwirtschaft sowie Gesundheit, Werkstoff und 

Produktionstechnologien bestmöglich zu nutzen. Bildungseinrichtungen wie Fachhochschulen, 

Universitäten sowie exzellente Forschungseinrichtungen wie zum Beispiel das ISTA in Maria 

Gugging in Klosterneuburg, müssen dabei eine zentrale Rolle als Impulsgeber für Innovation und 

Qualifikation einnehmen und die Grundlage für den Transfer von Wissen in marktfähige Lösungen 

bilden. Am "xista Science Park", wo derzeit der Bauteil 4 errichtet wird, wird genau das passieren. 

Genauso wie an sämtlichen Technopolstandorten in Niederösterreich, wo wir schon heute über 

3.800 Hightech-Arbeitsplätze und davon 1.550 in der Forschung vorfinden. Forschungs- und 
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Innovationsprojekte wie beispielsweise in den absoluten Zukunftsfeldern Bahn- und 

Weltraumtechnologie sowie deren Kommerzialisierung sind ein zentraler Baustein für die 

Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit der niederösterreichischen Wirtschaft und werden weiterhin 

professionell durch ein Bündel an Instrumenten unterstützt – von Förderungen und Beratungen 

über Kooperationsprojekte bis zu Managementleistungen und Infrastrukturen. Und nein, 

geschätzte Kolleginnen und Kollegen, es ist keine Show, wenn wir dazu schon in Kürze das neue 

Impulsprogramm "prototypisch Niederösterreich" in Umsetzung bringen. Eine zielgerichtete 

Neuförderung, die der Entwicklung, dem Bau und der Erprobung von Prototypen in 

niederösterreichischen Unternehmen dient. Damit unterstützt das Land NÖ ganz gezielt Vorhaben, 

die eine technische Idee in eine funktionsfähige Demonstration oder einen anwendungsnahen 

Prototyp überführen und damit die Machbarkeit, Leistungsfähigkeit oder Praxistauglichkeit einer 

Lösung nachweisen. Ziel der Förderung ist es, Entwicklungsrisiken zu reduzieren, die 

Markteinführung voranzutreiben und damit am Ende die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit 

am Standort Niederösterreich durch umsetzbare Ergebnisse zu stärken. Eine klare Empfehlung 

der Expertinnen und Experten, die nun durch eine Förderung, durch einen Zuschuss in Höhe von 

maximal 25 Prozent bzw. maximal 50.000 Euro der förderbaren Kosten umgesetzt wird. Und auch 

hier zeigt sich die Handschrift der Profis, denn die Strategie wird nicht mit Einzelmaßnahmen 

erfüllt, sondern durch temporäre Arbeitsprogramme mit klaren Instrumenten umgesetzt. 

Förderungen, Finanzierungen, Inkubatoren und gezielte Entwicklungsprojekte. 

Wichtig ist: Die an der Umsetzung Beteiligten messen auch die Wirkung und lernen daraus. 

Systematische Evaluationen sorgen dafür, dass erfolgreiche Maßnahmen skaliert und weniger 

wirksame angepasst werden. Für die Wirtschaft in Niederösterreich bedeutet das: verbindliche 

Angebote, transparente Kriterien und auch planbare Förderwege. Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen, die Wirtschaftsstrategie Niederösterreich 2030+ ist ein klares Bekenntnis. Wir stärken 

unsere Wettbewerbsfähigkeit, sichern hochwertige Arbeitsplätze und fördern Innovationen, die 

unsere Regionen voranbringen. Für die Unternehmerinnen und Unternehmer in ganz 

Niederösterreich ist das eine Einladung und ein Versprechen zugleich. Eine Einladung, Chancen 

zu ergreifen und ein Versprechen, dass wir als Land NÖ verlässliche Rahmenbedingungen liefern. 

Die Wirtschaftsstrategie 2030+ ist aber auch ein klarer Arbeitsauftrag. Sie ist ein Bekenntnis zum 

Standort und sie ist ein starkes Signal der Zuversicht für unser Wirtschaftsland Niederösterreich, 

wo für dieses Jahr mit einem zarten Wirtschaftswachstum von einem Viertel Prozent gerechnet 

wird. Daher danke an unsere Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner für den sehr weitsichtigen, 

praxisnahen und erfolgreichen Prozess zu dieser Strategie mit ganz viel Substanz, und ich 

wünsche allen, die mit der Umsetzung der Wirtschaftsstrategie 2030+ befasst sind, vor allem 

natürlich den zahlreichen Organisationen des NÖ Wirtschaftsressorts, angefangen von der 
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Abteilung Wirtschaft, Tourismus & Technologie – der WST3 – über die ecoplus, die N.vest bis hin 

zur Niederösterreich-Werbung viel Erfolg und gutes Gelingen! Lassen Sie uns gemeinsam diese 

Strategie mit Tatkraft füllen! Packen wir es an für starke Unternehmen, für lebendige Regionen und 

für die wirtschaftlich positive Zukunft unseres Heimatbundeslandes Niederösterreich! Danke. 

(Beifall bei der ÖPV, LH Mag. Mikl-Leitner, LH-Stv. Dr. Pernkopf, LR Kasser und Abg. Gerstner.) 

Präsident Mag. Wilfing: Damit gehen wir in die Diskussion der ersten Aktuellen Stunde und als 

Erster zu Wort kommt, nach den Antragstellern, Abgeordneter Dieter Dorner von der FPÖ. 

Abg. Dorner (FPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Mitglieder der Landesregierung! Hohes 

Haus! Die Aktuelle Stunde trägt den Titel "NÖ Wirtschaftsstrategie: Wirtschaft stärken. 

Arbeitsplätze sichern." und ich möchte dazu die freiheitliche Position darlegen. Zunächst: Das Ziel 

ist richtig. Eine starke Wirtschaft und sichere Arbeitsplätze sind die Grundlage für Wohlstand, 

soziale Stabilität und Lebensqualität in Niederösterreich. In diesem Punkt gibt es natürlich keinen 

Widerspruch. Auch in der vorliegenden Wirtschaftsstrategie finden sich zahlreiche Ansätze, die 

man positiv bewerten kann: Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit, Produktivität, Digitalisierung, auf 

Bürokratieabbau, auf Industrie, Gewerbe und Handwerk sowie auf Innovation und Forschung. Das 

sind wichtige Themen und es ist richtig, sie in den Mittelpunkt zu stellen, denn wir wissen alle: 

Wertschöpfung entsteht nicht durch Überschriften, sondern durch Menschen, die arbeiten, 

ausbilden, investieren und Verantwortung übernehmen – in den Betrieben, in den Werkstätten, in 

den Unternehmen, in den Regionen unseres Landes. (Beifall bei der FPÖ, LH-Stv. Landbauer, MA 

und LR Antauer.) Gerade deshalb ist es aus unserer Sicht entscheidend, dass diese Strategie 

nicht nur ein gut formuliertes Papier bleibt, sondern sich in der Praxis bewährt. Die Strategie 

beschreibt große Ziele und Handlungsfelder. Das ist natürlich sinnvoll. Aber für die Betriebe in 

Niederösterreich zählt am Ende nicht, wie ein Kapitel überschrieben ist, sondern ob sich die 

Rahmenbedingungen tatsächlich verbessern. Ein Unternehmen fragt nicht nach Strategiebegriffen, 

sondern nach ganz konkreten Punkten. Wie rasch bekomme ich eine Genehmigung? Wie hoch ist 

mein Verwaltungsaufwand? Wie planbar sind die Kosten? Wie finde ich Fachkräfte? Kann ich im 

internationalen Wettbewerb bestehen? Und genau hier liegt aus unserer Sicht der entscheidende 

Maßstab. Wir Freiheitliche beurteilen diese Strategie daher positiv kritisch. Wir erkennen richtige 

Zielsetzungen an, arbeiten an Verbindlichkeit, klaren Prioritäten und nachvollziehbarer Umsetzung. 

Ein besonders wichtiger Punkt ist die angekündigte Entbürokratisierung respektive smarte 

Regulierung. Das ist ein richtiger Ansatz. Viele Betriebe leiden seit Jahren unter steigenden 

Dokumentationspflichten, komplexen Verfahren und einer Verwaltung, die oft mehr Zeit und 

Ressourcen bindet, als sie unterstützen sollte. Wenn von Verfahrensbeschleunigungen 

gesprochen wird, dann erwarten wir uns daher konkrete Schritte. Wo werden Verfahren 

https://noe-landtag.gv.at/personen/karl_wilfing_1960
https://noe-landtag.gv.at/personen/dieter_dorner
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vereinfacht? Welche Fristen werden tatsächlich verkürzt? Welche Belastungen werden gestrichen? 

Und wie wird sichergestellt, dass gerade kleine und mittlere Betriebe davon profitieren? Denn 

gerade für KMU ist Bürokratie nicht nur ein Ärgernis, sondern oft ein echter Wettbewerbsnachteil. 

Genau darauf legen wir in unserer Regierungsarbeit einen Schwerpunkt. Ein zweiter zentraler 

Punkt betrifft die Standortkosten. Wer über Wettbewerbsfähigkeit spricht, muss auch über Kosten 

sprechen. Insbesondere über Energie- und Netzkosten, aber auch über allgemeine betriebliche 

Belastungen. Unsere Betriebe stehen in hartem Wettbewerb. Viele Unternehmer arbeiten mit 

großer Disziplin und hohem persönlichem Einsatz. Was sie brauchen, sind verlässliche Partner in 

Politik und Verwaltung. Was sie nicht brauchen, sind ständig neue Unsicherheiten und zusätzliche 

Belastungen. Erinnern wir uns an die Corona-Politik in Bund und Land, die Unsicherheiten und 

zusätzliche Belastungen für Niederösterreichs Unternehmen gebracht hat. Die FPÖ NÖ steht 

daher klar für eine Wirtschaftspolitik, die auf Entlastung statt Mehrbelastung setzt. Eines ist 

offensichtlich: Ohne leistbare Rahmenbedingungen gibt es keine dauerhafte Standortstärke, ohne 

Standortstärke gibt es auf die Dauer auch keine sicheren Arbeitsplätze. Positiv ist, dass die 

Strategie die Bedeutung von Industrie, produzierendem Gewerbe und Handwerk betont. Das ist 

von Niederösterreich von zentraler Bedeutung. Diese Bereiche sichern nicht nur Beschäftigung, 

sondern auch Know-how, Ausbildung, regionale Wertschöpfung und wirtschaftliche Stabilität. Wir 

halten daher fest: Eine moderne Wirtschaftspolitik darf nicht nur über neue Trends sprechen, 

sondern muss auch das wirtschaftliche Fundament unseres Landes stärken. Dazu gehören unsere 

Familienbetriebe, unsere Handwerksbetriebe, unsere regionalen Zulieferer und unsere 

Industrieunternehmen. Sie alle tragen täglich dazu bei, dass Niederösterreich ein leistungsfähiger 

Wirtschaftsstandort bleibt. Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Digitalisierung und die Verbindung 

von Forschung, Innovation und wirtschaftlicher Umsetzung. Auch hier gilt: Die Richtung ist 

grundsätzlich richtig. Aus unserer Sicht muss Innovation allerdings breit gedacht werden. 

Innovation ist nicht nur das eine große Leuchtturmprojekt. Innovation findet auch im Mittelstand 

statt, in der neuen Maschine, in effizienteren Abläufen, in besserer Organisation, in digital 

unterstützten Prozessen. Daher ist es wichtig, dass Förderungen und Unterstützungsmaßnahmen 

nicht nur einzelnen Vorzeigeprojekten zugutekommen, sondern in die Breite wirken, dort, wo die 

meisten Arbeitsplätze bestehen. Besonders wichtig ist uns auch der Blick in die Regionen. 

Niederösterreich ist ein vielfältiges Land. Es besteht nicht nur aus wenigen starken Zentren, 

sondern aus vielen Gemeinden und Regionen mit unterschiedlichen Strukturen und Stärken. Wenn 

wir von Arbeitsplatzsicherung sprechen, dann heißt das auch, Arbeitsplätze dort zu sichern, wo die 

Menschen leben. Das betrifft den ländlichen Raum genauso wie die wirtschaftlichen 

Ballungsräume. Eine erfolgreiche Wirtschaftsstrategie muss daher regional wirksam sein, nicht nur 

auf dem Papier, sondern in der Realität. Ein Punkt, den ich ausdrücklich positiv hervorheben 
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möchte, ist die angekündigte Evaluation der Strategie. Das ist richtig und notwendig. Öffentliche 

Mittel und politische Maßnahmen müssen überprüfbar sein. Aus Sicht der Freiheitlichen in 

Niederösterreich bedeutet das: Wir brauchen transparente Berichte und klare Kennzahlen, damit 

nachvollziehbar ist, was tatsächlich erreicht wird und wurde. Nicht nur die Fragen, welche 

Programme gestartet wurden, sondern vor allem: Sind Verfahren schneller geworden? Sind 

Betriebe entlastet worden? Wurden Innovationen ausgelöst? Konnten Arbeitsplätze gesichert 

werden? Hat sich schlussendlich die Wettbewerbsfähigkeit verbessert? Das sind die Fragen, auf 

die es ankommt. Hohes Haus, die freiheitliche Haltung ist klar. Wir unterstützen alles, was 

Niederösterreich als Standort stärkt, was Leistung fördert, Unternehmertum ermöglicht, 

Arbeitsplätze sichert und regionale Wertschöpfung erhält. Wir werden auch weiterhin genau darauf 

achten, dass aus guten Überschriften konkrete Verbesserungen werden. Am Ende zählt nicht die 

Qualität des Strategiepapiers, sondern die Qualität der Rahmenbedingungen für jene Menschen, 

die in diesem Land arbeiten, ausbilden, investieren und Verantwortung tragen. (Beifall bei der 

FPÖ, LH-Stv. Landbauer, MA und LR Antauer.) Daher sagen wir "Ja" zu den richtigen Zielen, "Ja" 

zu Wettbewerbsfähigkeit und Arbeitsplatzsicherung, "Ja" zu einer starken niederösterreichischen 

Wirtschaft. (Beifall bei der FPÖ, LH-Stv. Landbauer, MA und LR Antauer.) 

Präsident Mag. Wilfing: Als Nächster erteile ich der Fraktionsvorsitzenden Indra Collini, NEOS, 

das Wort. 

Abg. Mag. Collini (NEOS): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Mitglieder der Landesregierung! 

Werte Kollegenschaft! Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, so eine Standortdiskussion beginnt 

man vielleicht am besten mit so einer Standortbestimmung. Schauen wir einmal hinein, wie es da 

in den Betrieben in Niederösterreich geht. Eines ist klar: Dass die Herausforderungen für einen 

Wirtschaftsstandort enorm sind im Moment. Die Betriebe, die sind konfrontiert mit einer der 

höchsten Steuer- und Abgabenquoten Europas. Der Amtsschimmel, der wiehert in unserem Land 

noch immer kräftig. Arbeitskräfte sind schwer zu finden, auf der anderen Seite steigt aber die 

Arbeitslosigkeit. Der Wirtschaftsmotor, der kommt nur langsam in Gang und vielen Betrieben fehlt 

die Perspektive zu investieren – und zwar hier in Niederösterreich zu investieren. Und das ist 

natürlich besonders bitter, denn Niederösterreich ist ein Land mit einem sehr großen Potenzial. Wir 

haben Weltmarktführer im Handwerk. Wir haben "noch" einen starken industriellen Kern. Wir 

haben zahlreiche "Hidden Champions". Und Frau Landeshauptfrau, das hat mir sehr gut gefallen, 

vorgestern, wie Sie die Wirtschaftsstrategie präsentiert haben, wie Sie gesagt haben: "Eigentlich 

sollte man das Wort "Hidden" weglassen." Und das stimmt, weil es sind ja diese Betriebe wirkliche 

Champions in den Bereichen, was sie machen. Was mir auch gefallen hat vorgestern am Abend, 

war, wie Sie betont haben wirklich, die wichtige Rolle des Freihandels. Ihnen ist dabei das Wort 

https://noe-landtag.gv.at/personen/karl_wilfing_1960
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"Indien"... das ist Ihnen über die Lippen gekommen. Mercosur, da haben Sie ja gekniffen, ganz wie 

der aus Niederösterreich stammende ÖVP-Abgeordnete im Europäischen Parlament – Bernhuber 

– bei der Abstimmung auch. Zur Wirtschaftsstrategie: Ich finde es gut und richtig, dass wir eine 

neue Wirtschaftsstrategie für Niederösterreich haben. Ich muss auch sagen, das sind natürlich die 

Hausaufgaben, die ein modernes Land machen muss. Im Papier sind durchaus vernünftige 

Themen angesprochen: Das klare Bekenntnis zur KI und Digitalisierung, zu Handwerk und 

Industrie. Auch diesen Fokus zu sagen, wir müssen auf die Produktivität schauen, statt nur auf das 

Wachstum. Und ja, Forschung muss schneller in den Markt. Auch das steht in diesem Papier 

drinnen. Es sind also ganz viele wichtige Worte, viele wichtige Schlagworte, die angesprochen 

wurden und da unterschreibe ich wirklich fast alles, was da drinnen steht. Jetzt kommt aber das 

Aber – und Herr Kollege Kaufmann, das sehe ich natürlich ein bisschen differenzierter als Sie, weil 

es fehlt schon etwas ganz Wesentliches. Und das ganz Wesentliche ist die Beantwortung der 

Frage des Wies? Na, wie kommen wir denn dorthin? Und wo sind die Antworten auf die wirklich 

relevanten Fragen? Die ist die Frau Landeshauptfrau in der Präsentation ebenso schuldig 

geblieben, wie das Strategiepapier diese Antworten schuldig bleibt. Weil wir wissen ganz genau, 

wo sind die großen "Pain Points" in den Betrieben? Wo sind die großen Investitionsbremsen? 

Fragen, auf die wir Antworten brauchen. Und das ist die Frage: Wie kommen wir von den enorm 

hohen Arbeits- und Lohnnebenkosten runter? Wo kann und will das Land ganz konkret Bürokratie 

abbauen? Und das Dritte ist: Wie schaffen wir es, dass wir den Betrieben nachhaltig günstige 

Energiepreise garantieren können? Das sind die drei größten Schmerzpunkte in den Betrieben in 

Niederösterreich. Und eines wissen wir auch: Wir wissen ganz klar, was die eine Antwort auf all 

diese Fragen ist. Und die heißt einfach: Reformen. Und die Reformen in den Strukturen selbst, das 

sind Reformen in den Abläufen in der Verwaltung, damit der Staat endlich schlanker wird, und 

dass wir endlich Spielräume schaffen für Entlastung. Und eine Reform, mit der die Unternehmen 

umgehend entlastet werden können, die vermisse ich ebenso wie die Betriebe diese vermissen im 

ganzen Land, und das ist die Reform der Wirtschaftskammer. Die hat man in den letzten Tagen 

nicht angesprochen. Das versucht man tunlichst wegzuschieben, da ist großes Schweigen. Und 

das ist eine Institution, die ist fest in der Hand der ÖVP und eigentlich sollte sie die Interessen der 

Betriebe vertreten und man hat das Gefühl, sie vertritt die Interessen der eigenen Funktionäre 

mehr als die der Betriebe. Allein die Wirtschaftskammer in Niederösterreich, die sitzt auf 

Rücklagen von 150 Millionen Euro. Finanziert aus Zwangsbeiträgen der Mitglieder. Sagen Sie mir 

wann? Wann, wenn nicht jetzt, ist die Zeit, dass man dieses Geld den Betrieben, die jetzt 

krisengebeutelt sind, zurückgibt? Aber es gibt noch einen Punkt, der wesentlich wichtiger ist und 

das ist, endlich die Kammerumlage 2 abzuschaffen. Das ist so eine absurde Abgabe, die wir hier 

haben in Österreich, weil sie bestraft wirtschaftlichen Erfolg. Sie bestraft Betriebe, die investieren, 
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die wachsen, die Jobs sichern, die Jobs schaffen. Und sie entzieht den Betrieben jetzt das 

notwendige Kapital, das sie brauchen, um eben zu investieren und hemmen dadurch 

Arbeitsplätze. Die Abschaffung der Kammerumlage 2, die wäre eine direkte Senkung der 

Lohnnebenkosten. Und das ist genau das, was die Betriebe tatsächlich so dringend brauchen. 

Nämlich keine Worthülsen von smarter Regulierung oder von der Premium-Region 

Niederösterreich in einem Papier. Das muss man auch ganz klar ausschildern, Kollege Kaufmann 

– und wir kennen diese Papiere in Niederösterreich – keine messbaren Ziele, keine klaren 

Kennzahlen, keine Umsetzung und Zeitpläne, keine Meilensteine. Und jetzt komme ich auch 

darauf, auf die Punkte, die völlig fehlen. Es fehlt eine echte Fachkräfte- und Talente-Strategie. Weil 

eine Wirtschaftsstrategie ohne Arbeitsmarktstrategie, das ist wie ein Motor ohne Treibstoff. Es fehlt 

die jegliche ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Thema Standortreform. Also alles, was mit 

Deregulierung zu tun hat, das bleibt vage. Es gibt keine Auseinandersetzung mit dem Thema 

Netzausbau, mit dem Thema Betriebsansiedlungen oder mit interkommunaler 

Standortentwicklung. Die Strategie, die setzt auf Bestehendes: bestehende Förderinstrumente, 

bestehende Agenturen, bestehende Institutionen. Also auch hier sieht man, da fehlt jeder Zug zu 

einer Reform. Und last but not least, Kollege Dorner, es gibt auch Punkte, wo wir uns einig sind. 

Niederösterreich ist ein extrem heterogenes Bundesland, aber es gibt keine differenzierte 

Regionalstrategie, keine konkreten Antworten auf die peripheren Regionen, keine 

Standortoffensive abseits der Zentralräume. Im Bund ist glücklicherweise einiges in Bewegung und 

auch einiges passiert. Es gibt ja dort ein erstes Deregulierungspaket mit einem großen 

Entbürokratisierungspaket mit über 100 Maßnahmen zur Entlastung der Unternehmen. Was ist da 

unter anderem drinnen? Es sind schnellere Genehmigungsverfahren, es sind reduzierte 

Dokumentationspflichten, es ist eine vollständige digitale Gewerbeanmeldung möglich, es sind 

höhere Buchführungsgrenzen sowie ein One-Stop-Shop für behördliche Verfahren. Also da ist 

einiges am Weg, aber jetzt muss auch Niederösterreich liefern. Erstens: Eine konsequente 

Beschleunigung von Genehmigungen und Verfahren auf Landesebene, damit wir Investitionen und 

vor allem jene Investitionen aus dem Industriebereich rasch ermöglichen, Deregulierungsinitiativen 

ergänzend zu denen des Bundes, nämlich wo man landesrechtlich vereinfachen kann: beim 

Bauverfahren, bei Gewerbeverfahren, bei Förderverfahren. Der zweite Bereich ist: Wir brauchen 

wirklich eine stärkere regionale Wirtschaftspolitik, weil auch strukturschwache Regionen muss man 

unterstützen mit Innovations- und Ansiedlungsstrategien. Der dritte Bereich: Eine aktive 

Fachkräfte-, Qualifizierungs- und Talentestrategie brauchen wir und natürlich betrifft das auch die 

qualifizierte Zuwanderung. Und der vierte Bereich, das ist die Förderstruktur. Transparenz und 

Effizienz sind hier die Zielgrößen. Weniger Gießkanne, mehr Wirkung. Sehr geehrte Damen und 

Herren, der Wirtschaftsstandort Niederösterreich, der wird nicht durch fehlende Strategiepapiere 
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gefährdet, er wird durch Reformunwillen gefährdet. Und seit Jahrzehnten verwaltet die ÖVP dieses 

Land und setzt mit ihrem Dauerbremsmanöver bei echten Strukturreformen unseren Wohlstand 

aufs Spiel. Ebenso gefährlich sind die Abschottungsfantasien des Regierungspartners FPÖ. 

Weniger Offenheit heißt weniger Europa, heißt weniger internationale Kooperation. Doch für ein 

exportorientiertes Industrieland wie Niederösterreich ist... wir leben von offenen Märkten. Unsere 

Unternehmen, die brauchen internationale Fachkräfte. Abschottung schwächt den Standort, 

Reformverweigerung schwächt ihn ebenso. Und es reicht nicht, Frau Landeshauptfrau, weil Sie 

haben das auch vorgestern gesagt, Sie fordern vom Bund die Senkung der Lohnnebenkosten. 

Frau Landeshauptfrau, Sie müssen auch hier Ihre Hausaufgaben im Land machen. Es reicht nicht, 

nach Entlastung zu rufen. Die ÖVP hat mit der Kammerreform einen sehr, sehr großen Hebel, um 

die Lohnnebenkosten zu senken, selbst in der Hand. (Beifall bei den NEOS.) Es reicht nicht, 

Strategiepapiere zu schreiben. Was unsere Betriebe brauchen, das sind große, mutige 

Reformschritte. Ja, es stimmt, Niederösterreich hat das Potenzial zur Premiumregion. Das ist keine 

Frage. Aber Potenzial alleine, das ist noch kein Standortvorteil. Aber Reformfähigkeit, das ist einer. 

Und da müssen wir jetzt endlich hin und endlich gemeinsam anpacken. (Beifall bei den NEOS.) 

Präsident Mag. Wilfing: Als Nächster zu Wort kommt der Abgeordnete Georg Ecker von den 

GRÜNEN. 

Abg. Mag. Ecker, MA (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 

Landeshauptfrau! Werte Landesrätinnen! Hohes Haus! Ja, Frau Kollegin Collini, wenn der 

Amtsschimmel noch immer wiehert in unserem Land, dann wäre es vielleicht nach einem Jahr 

Regierungsbeteiligung im Bund auch einmal an der Zeit, die Frage nach Wien zu stellen: Sepp, 

was machst du? Weil ich glaube, da ist bislang sehr wenig gekommen. (Abg. Mag. Collini: Habe 

ich gerade aufgezählt. – Beifall bei den GRÜNEN, der ÖVP, LH Mag. Mikl-Leitner, LR Kasser und 

LR Antauer. – Heiterkeit bei Abg. Kaufmann, MAS und Abg. Hörlezeder.) Ja, am Dienstag wurde 

diese Strategie groß präsentiert. Ich bin zusammengestanden mit einigen, habe auch noch 

nachher gesprochen mit einigen Personen. Und die meisten haben eigentlich Stirnrunzeln gezeigt 

und sich gefragt: War es das jetzt? Ich habe mir dann natürlich die Strategie auch online 

angeschaut, durchgelesen. Es sind 20 Seiten mit relativ vielen Bildern und einigen Zitaten von den 

sicherlich namhaften Expertinnen, aber – wie auch schon Vorrednerinnen gesagt haben – wenig 

Konkretes, was da drinnen ist. Und vielleicht haben das die Abgeordneten des Koalitionspartners 

auch schon geahnt, weil sie nicht einmal zur Präsentation erschienen sind. Der Kollege hat sich ja 

durchaus hier kritisch auch geäußert dieser Strategie gegenüber. Etwas Neues ist mir aufgefallen, 

um auch etwas Positives zu erwähnen: Einerseits Schlagworte, die durchaus auch in unserem 

Sinn sind, wie Kreislaufwirtschaft zu stärken. Das ist sicher etwas, wo wir noch mehr tun können, 
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wo aber Niederösterreich auch wirklich eine Vorreiterrolle nehmen kann. Und wo wir schon eine 

Vorreiterrolle haben und was meiner Wahrnehmung zumindest bislang nicht in den Mittelpunkt 

gestellt wurde – leider – von der niederösterreichischen Landespolitik, ist, dass wir tatsächlich 

Weltmarktführer bei den Bahntechnologien sind oder bei einigen Bahntechnologien. Das ist schon 

irgendwie ein Treppenwitz der Geschichte, dass es ausgerechnet Niederösterreich war, wo die 

meisten Nebenbahnen zugesperrt wurden, wo die Bahninfrastruktur bis auf ganz wenige 

Ausnahmen eigentlich abgebaut und ausgehungert wurde in den letzten Jahren und Jahrzehnten 

zugunsten von unnötigen Transitrouten durch unser Land. Ja, wir müssen das hervorheben, dass 

wir eine Top-Bahnindustrie haben, sehr geehrte Damen und Herren, aber wir müssen das auch 

leben hier in Niederösterreich. Wir müssen das leben in der Politik hier in Niederösterreich, wenn 

wir diesen Wirtschaftszweig erhalten und sogar ausbauen wollen. Es passt aber für mich in ein 

größeres Bild, was Anspruch und Wirklichkeit betrifft in der konservativen Wirtschaftswelt. Es ist 

dieselbe Regierung – Landesregierung – hier, die mehrfach Innovation betont, die mehrfach 

Forschung betont, aber im gleichen Atemzug möglichst lange an völlig veralteten Technologien, 

wo wir wissen, dass die auslaufen werden, wie dem Verbrennungsmotor im Verkehrsbereich, wie 

fossilen Gasheizungen festhalten will. Es ist dieselbe Regierung, dieselben konservativen Parteien 

– siehe jetzt in Deutschland das neue Heizungsgesetz – die von Innovation reden, aber ignorieren, 

was in der Welt abgeht, wo die Reise hingeht, nämlich hin zu den Erneuerbaren, hin dorthin, wo 

wir nicht nur klimapolitisch, auch wirtschaftspolitisch endlich hinmüssen, nämlich hin zu den 

erneuerbaren Energien. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und wir haben ja auch Top-Betriebe, wir waren 

einmal Vorreiter in der PV-Technologie in Europa, auch zum Teil in Österreich. Wir haben noch 

immer eine gute Windindustrie. Wir haben Top-Betriebe, was die Wärmepumpen betrifft. Der IV-

Chef ist, glaube ich, ein gutes Beispiel. Und wir müssen endlich in die Gänge kommen und das 

weiter ausbauen und auch rhetorisch nicht immer auf die alten Technologien, auf den 

Verbrennungsmotor schielen, sondern nach vorne schauen in die Zukunft, wo wirklich die Zukunft 

liegt, auch für unsere Wirtschaft, sehr geehrte Damen und Herren. Und wenn man es so macht, 

wie hier konservative Parteien, wenn man ständig zurückschaut, wenn man glaubt, in der 

Vergangenheit wirtschaftspolitisch liegt die Zukunft, wenn man glaubt, dass die Technologien der 

90er Jahre das sind, wo die Welt hingeht, dann, sehr geehrte Damen und Herren, dann wird 

Niederösterreich nicht mithalten können mit den Top-Regionen in Europa und weltweit. Und das 

dürfen wir nicht zulassen, sehr geehrte Damen und Herren, Kolleginnen. Auch beim Begriff 

"Leistung" ist es für mich so, dass die Worte das eine sind, die Realität, die wirtschaftspolitische 

Realität, aber eine völlig andere. Der Begriff wird auch in der Wirtschaftsstrategie immer wieder 

erwähnt, er wird in diversen Reden erwähnt. Jetzt ist es so, dass in Österreich die Volkspartei seit 

40 Jahren fast ununterbrochen in der Bundesregierung sitzt, lange Zeit davon auch für Finanzen 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2025/26 der XX. Periode 35. Sitzung vom 26. Februar 2026 

18 

zuständig war, und seit 1945 in der Landesregierung in Niederösterreich. (LH Mag. Mikl-Leitner: 

Deswegen gehören wir auch zu den reichsten Ländern der Welt.) Und es ist da auch nicht 

verwunderlich, Frau Landeshauptfrau, Sie können gerne einmal das Rednerpult ergreifen. Ich 

glaube, das wäre gut für eine lebendige Diskussion, statt Zwischenrufen das Rednerpult zu 

ergreifen und mit uns zu diskutieren, ich glaube, das hätte sich der Landtag verdient. Und es ist 

nicht verwunderlich. Es ist ja mittlerweile fast ein Mitgrund, dass Leistung so gesehen wird in 

diesem Land, dass viele Menschen den Eindruck haben, dass sich Leistung nicht mehr lohnt. Das 

haben viele Menschen. (Unruhe bei Abg. Mag. Keyl.) Weil unser Steuersystem genauso aufgebaut 

ist – und die ÖVP steht dafür – dass leistungsloses Einkommen bevorzugt wird und jenes 

Einkommen, nämlich vor allem aus Arbeit (Abg. Zauner: Das müssen wir jetzt einmal diskutieren.), 

dass jenes Einkommen aus Arbeit – auch Sie können sich gern zu Wort melden – dass jenes 

Einkommen aus Arbeit einfach hoch besteuert ist in unserem Land. Und das können wir ändern. 

Nur es ist genau die ÖVP, die das blockiert. Warum führen wir nicht Steuern auf leistungsloses 

Einkommen wie Erbschaften ein? (Abg. Mold: Weil es schon einmal besteuert ist.) Warum erhöhen 

wir nicht die Abgaben und Beiträge für leistungslose Kapitaleinkommen? Ja, glaubt irgendwer hier 

herinnen, dass jemand, der mit Bitcoins spekuliert und damit Geld macht, dass das unsere 

Wirtschaft nach vorne bringt, hier in Niederösterreich? (Heiterkeit bei Abg. Erber, MBA.) Glaubt 

das jemand? Der zahlt aber für seine Gewinne weniger Steuern als jemand, der jeden Tag in der 

Früh aufsteht und arbeiten geht und Leistung für dieses Lande erbringt und hier Arbeitsleistung für 

dieses Lande erbringt. Ändern wir das doch, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei den 

GRÜNEN.) Innovation, Forschung, Leistung sind schöne Schlagworte, die wir gerne hören von der 

Österreichischen Volkspartei, von der NÖ Volkspartei. Aber diese dürfen nicht länger Schlagworte 

bleiben, sie müssen auch in Niederösterreich endlich gelebt werden. Danke schön. (Beifall bei den 

GRÜNEN.) 

Präsident Mag. Wilfing: Die nächste Wortmeldung erteile ich dem Abgeordneten Franz Schnabl, 

SPÖ. 

Abg. Schnabl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Mitglieder der Landesregierung! Hohes 

Haus! Wirtschaft stärken, Arbeitsplätze sichern ist ein ausgezeichnetes Leitmotiv für die 

Wirtschaftsstrategie Niederösterreich 2030+. Gratuliere zur Überschrift! Niederösterreich 

insgesamt hat sich in den letzten Jahrzehnten hervorragend entwickelt vom Agrarland zu einem 

starken, auch Wirtschaftsstandort und Industriebundesland. Und das ist vielen innovativen 

Betrieben, Unternehmerinnen und Unternehmern, aber vor allem auch vielen sehr engagierten und 

gut ausgebildeten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu danken. Und wenn es uns heute in diesem 

Bundesland gut geht, dann möchte ich mich vor allem bei all diesen bedanken, die dafür gesorgt 
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haben, dass Niederösterreich diesen Wandel auch geschafft hat. (Beifall bei der SPÖ und LH Mag. 

Mikl-Leitner.) Und ja, es braucht eine ganz klare Strategie, ein ganz klares Ziel, ein festes 

Vorhaben, wohin wir uns weiterentwickeln wollen und müssen, und dazu bedarf es aber auch ganz 

klarer Maßnahmen, ganz klarer Absichten, ganz klarer Vorhaben und Projekte. Und wenn der 

Kollege Kaufmann ganz zum Start gesagt hat: "In dieser Wirtschaftsstrategie Niederösterreich 

2030+ ist ganz viel Substanz und ganz wenig Show drumherum", da muss ich sagen, naja, es ist 

jedes Wort, das drinnen enthalten ist, das kann man unterschreiben, ist alles richtig. Wir 

unterstützen das auch, aber wenn ich auf die gesamte Substanz schaue, lieber Kollege, dann sehe 

ich da ein Drittel sind Worte, zwei Drittel sind Bilder und Präsentationen und das ist schlicht und 

ergreifend doch etwas zu dürftig. (Beifall bei der ÖVP.) Es gehört auf jeden Fall auch dazu, einen 

klaren, kritischen Blick auf das zu richten, was nicht so gelungen ist in dieser Entwicklung und es 

gehört auch dazu, mit positivem Blick und auch Vernunft und fokussiert darauf zu schauen: Was 

sind denn unsere Stärken? Was hat uns so weit gebracht, wie wir jetzt stehen und sind? Und das 

fehlt mir ein bisschen in der Standortanalyse ganz grundsätzlich und das ist umso wichtiger, meine 

sehr geehrten Damen und Herren, weil wir uns in einer Zeit befinden großer Umbrüche, äußere 

Einflüsse, Kriege, globale Verwerfungen, aber auch eines immensen, technologischen, rasanten 

Fortschritts, der wichtig ist und vieler Unvorhersehbarkeiten, Zölle etc. etc. All das hat 

Implikationen auf unser Leben, auf die Wirtschaft, auf die Sicherheit und Verlässlichkeit und auf 

unseren Standort. Und daher ist es notwendig, einmal die Frage zu stellen, ja, es ist nichts 

Falsches drin, aber was an Richtigem vielleicht fehlt? Und wenn wir fragen: Wo stehen wir? Dann 

muss man selbstkritisch auch aus Niederösterreich sagen, trotz der guten Entwicklung im 

Vergleich der österreichischen Bundesländer, beim Brutto-Regionalprodukt da stehen wir am 

achten Platz mit 44.800 und das ist für meine Ansprüche, sollte für unsere, alle Ansprüche, für die 

Ansprüche unserer Landsleute zu wenig sein. Wir müssen nach vorne kommen und besser 

werden. Wir stehen in der Erwerbstätigenquote am fünften Platz, das ist genau das Mittelfeld. Das 

geht noch besser, meine sehr geehrten Damen und Herren. Und wenn wir uns fragen: Wo sind 

denn unsere Stärken? Dann muss man klipp und klar sagen, und überall sonst, jenseits von 

Österreich, trommeln wir das auch mit Stolz. Unsere Stärken liegen in höchst qualifizierten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, gut Ausgebildeten und unsere Stärken begründen sich 

hauptsächlich – ein weltweites "Role Model" könnte man sagen – im dualen Ausbildungssystem. 

(Beifall bei der SPÖ.) Und weil der Kollege Kaufmann gesagt hat "ganz viel Substanz und ganz 

wenig Inhalt", dann möchte ich an dieser Stelle schon sagen, das Wort "Lehrlingsoffensive", das 

Wort "Stärkung des dualen Ausbildungssystems", das habe ich in diesem ein Drittel Text, zwei 

Drittel Bilder – in dieser Broschüre – nicht gefunden und auch bei der Präsentationsshow nicht 

gehört und das bedauere ich. Ich halte das nämlich auch für ganz wichtig, die Stärken zu erkennen 
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und weiter zu stärken. (Beifall bei der SPÖ.) Und in diesem Zusammenhang fehlt mir noch etwas. 

Es war vor ein paar Tagen erst eine Dokumentation, ich glaube in der "Zeit im Bild", aber egal, es 

ist eine langfristige Entwicklung, die wir in Österreich mit Bedauern feststellen. Wir hören an jeder 

Ecke und jeden Tag: "Ja, Fachkräftemangel". Gleichzeitig ist auch in Niederösterreich, aber 

österreichweit, die Zahl der Betriebe, die Lehrlinge ausbilden, von 2010 von 36.004 auf 2023 mit 

27.083 extrem um mehr als 20 Prozent gesunken, obwohl viel mehr Menschen in den 

Arbeitsprozess drängen in diesen 15 Jahren. Und Antworten auf diese Frage, auf dieses Problem, 

das finde ich auf Seite 12, im kurzen Text dieser Broschüre, leider nicht. Manche Parteien in 

diesem Hohen Haus, und wenn ich das Thema Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit höre, dann 

höre ich immer gleich mit von manchen Parteien, sie verstehen unter Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit vor allem ein Thema, nämlich die Lohnnebenkostensenkung. Unterm Strich 

muss man hier ganz klar sagen: Von einer Lohnnebenkostensenkung haben die vielen fleißigen 

niederösterreichischen Arbeiterinnen und Arbeiter, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Betriebe nichts, nur die Unternehmen. (Abg. Erber, MBA: Ein sicherer Arbeitsplatz.) Und ein 

sicherer Arbeitsplatz... wir werden den Lohnwettbewerb mit Schwellenländern und 

Entwicklungsländern niemals gewinnen. Wir werden den Standortwettbewerb nur mit Qualität, 

Innovation und extrem guter Ausbildung gewinnen. (Beifall bei der SPÖ.) Wir verstehen unter 

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit die Stärkung der Kompetenz der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, ein noch besseres Aus- und Weiterbildungssystem, die Förderung der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter und des gesamten innovativen Netzwerkes, das alle Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter einschließt. Und ich sage dir eines, weil ich habe ja ziemlich lange in einem 

Industriebetrieb gearbeitet. Wir haben einige hunderte Patente jedes Jahr angemeldet und mehr 

als die Hälfte dieser Patente hat den Ausgang in der Entwicklung an der Produktion durch Analyse, 

Fehlerbehebung und Weiterentwicklung. Und genau das zeigt, dass gut qualifizierte, gut 

ausgebildete Mitarbeiter extrem wichtig sind. Und das ist eine Stärke, eine Säule, die vermisse ich 

da dabei. Wir sagen, meine sehr geehrten Damen und Herren, genau auf diese Frage in unserem 

Plan für Niederösterreich, antworten mit regionalen Ausbildungszentren, Jobgarantie und vielen 

anderen mehr. Ein zweites Thema, meine sehr geehrten Damen und Herren, das sind natürlich – 

ein wesentlicher Faktor in jeder Produktion – die Energiekosten. Es gibt eine Studie, die der 

Österreichische Gewerkschaftsbund gemeinsam mit der Arbeiterkammer gerade im Gefälle oder 

im Gefolge der Diskussion über die Lohnerhöhungen, die quasi als Folge der hohen Energiepreise 

vor zwei bis drei Jahren tatsächlich sehr hoch ausgefallen sind, in Auftrag gegeben hat. Und siehe 

da, die Feststellung und das Ergebnis dieser Studie war ganz eindeutig. Energieintensive 

Branchen entwickeln sich schlechter wegen der hohen Energiepreise, aber die hohen 

Lohnabschlüsse haben überhaupt keine oder ganz wenig Auswirkung tatsächlich auf die 
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Wettbewerbsfähigkeit gehabt. Und daher zum Schluss, meine sehr geehrten Damen und Herren: 

Ich habe in diesem Land schon jahrelang gehört – hauptsächlich vonseiten der Regierungspartei 

ÖVP: "Ein Land muss tun, was ein Land tun kann." Vollkommen richtig. Unterstütze ich auch, bin 

ich auch dahinter. Aber ein Land kann mehr als schöne Broschüren mit vielen Bildern machen. Ein 

Land kann ganz konkrete Maßnahmen machen und sollte sich vor allem darauf konzentrieren, was 

in unserer, in ihrer Kompetenz und Verantwortung liegt. Und wenn wir die Wirtschaft stärken und 

das Land stärken, dann sollten wir die Ausbildung stärken und die Energiepreise senken. (Beifall 

bei der SPÖ und LR Prischl.) 

Präsident Mag. Wilfing: Als Nächstem erteile ich dem Abgeordneten Jürgen Handler, FPÖ, das 

Wort. 

Abg. Handler (FPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Mitglieder der Landesregierung! 

Hoher Landtag! Wenn wir heute über die "NÖ Wirtschaftsstrategie: Wirtschaft stärken. 

Arbeitsplätze sichern." sprechen, dann reden wir nicht nur über ein Schlagwort, wir reden über 

Existenzen, über Familien, über Lehrlinge, über Betriebe, die tagtäglich darum kämpfen, im 

internationalen Wettbewerb zu bestehen, und wir reden vor allem über den Wirtschafts- und 

Arbeitsmarkt in Niederösterreich. Denn eines ist klar: Eine starke Wirtschaft ist kein Selbstzweck, 

sie ist die Grundlage für sichere Arbeitsplätze, für Wohlstand und für soziale Stabilität in unserem 

Land. Aber – und das muss man auch sagen – in den letzten Jahrzehnten wurde viel angekündigt. 

Strategiepapiere wurden präsentiert und Pressekonferenzen abgehalten, doch draußen in den 

Regionen spüren viele Betriebe noch immer die Folgen einer verfehlten Sanktionspolitik der letzten 

Jahre auf Bundes- und vor allem auf EU-Ebene. Und wir Freiheitliche sagen ganz klar, der 

Wirtschaftsstandort und der Arbeitsmarkt sind kein Experimentierfeld für ideologische Spielereien, 

sie sind das Rückgrat unseres Landes. Und schauen wir uns die Realität an: Hohe 

Lohnnebenkosten, überbordende Bürokratie, Energiepreise, die durch eine falsche Sanktions- und 

Klimapolitik in die Höhe getrieben wurden, all das hat unseren Unternehmen in den letzten Jahren 

massiv zugesetzt. Und viele Betriebe finden keine Fachkräfte mehr, gleichzeitig haben wir 

Zuwanderung in die Sozialsysteme, aber keinen spürbaren Beitrag zur Wertschöpfung. Und was 

hören wir immer wieder von der SPÖ? Forderung nach Arbeitszeitverkürzung bei vollem 

Lohnausgleich und damit noch mehr Belastungen für Unternehmer. (Abg. Mag. Suchan-Mayr: Das 

hat keiner gesagt. – Abg. Mag. Scheele: Hast du mit Tinnitus zu tun oder was?) Das ist keine 

Arbeitsmarktpolitik mit Hausverstand, das ist Klassenkampfrhetorik des letzten Jahrhunderts. Und 

die GRÜNEN wiederum wollen unsere Wirtschaftsstandorte mit immer strengeren Auflagen, 

Verboten und CO2-Steuern überziehen. Unter dem Deckmantel des Klimaschutzes wird eine 

Politik betrieben, welche die Wirtschaft und damit die Arbeitsplätze gefährdet. Wer 
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Industriebetriebe mit immer neuen Umweltauflagen drangsaliert, sorgt nicht für Klimaschutz, 

sondern für Produktionsverlagerung ins Ausland. (Beifall bei der FPÖ.) Und zu den NEOS: Sie 

predigen den radikalen Markt, fordern Privatisierung um jeden Preis und glauben, der Arbeitsmarkt 

und Wirtschaftsstandort Österreich reguliere sich schon von selbst, wenn man sich die 

Arbeitsleistung von Staatssekretär Sepp Schellhorn im letzten Jahr anschaut. Aber man muss 

auch sagen, das Vertrauen der schwarzdominierten Wirtschaftskammer ist massiv gesunken. Man 

braucht nur schauen: Die Wahlbeteiligung sinkt stetig und das sagt auch viel über das Vertrauen 

aus, inwieweit die Wirtschaftskammer von den Betreibern oder von den Betriebsführenden das 

Vertrauen wirklich noch in die Wirtschaftskammer haben. Und ich glaube, da müssen wir auch ein 

wenig ansetzen, dass dieses Vertrauen wieder steigt. Aber ein starker Standort braucht auch eine 

klare politische Handschrift, braucht Schutz der heimischen Betriebe und eine Priorisierung der 

eigenen Bevölkerung am Arbeitsmarkt. Reine Theorie hilft keinem Betrieb, keinem einzigen 

Lehrling in St. Pölten oder keinem Facharbeiter in Wiener Neustadt. Und wir Freiheitliche stehen 

für einen anderen Weg. Wir sagen: Arbeit muss sich lohnen, Leistung muss sich auszahlen und 

der eigene Staatsbürger muss am Wirtschaftsstandort Niederösterreich und am Arbeitsmarkt an 

erster Stelle stehen. (Beifall bei der FPÖ.) Und wir setzen uns auch klar dafür ein, dass 

Sozialleistungen nicht zur Dauerlösung werden, sondern dass der Wiedereinstieg in den 

Arbeitsmarkt im Mittelpunkt stehen muss und wer arbeiten kann, soll arbeiten und wer arbeitet soll 

mehr haben als jemand, der es nicht tut. Das ist kein Sozialabbau, das ist Gerechtigkeit gegenüber 

den Fleißigen in unserem Land. Und gerade in wirtschaftlich herausfordernden Zeiten braucht es 

eine Politik, die an die eigenen Leute denkt, unsere Pendler, unsere Facharbeiter, unsere 

Angestellten, unsere Unternehmer. Sie erwarten sich zu Recht, dass wir ihre Interessen vertreten 

und die NÖ Wirtschaftsstrategie darf daher kein Papier bleiben, sie muss mit Leben erfüllt werden. 

Das heißt konkret: Weiterer Abbau von Bürokratie, Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, 

konsequente Förderung von regionaler Wertschöpfung, klare Priorität für Fachkräfteausbildung im 

eigenen Land und eine Arbeitsmarktpolitik, die Leistung belohnt, statt Passivität zu finanzieren. 

Und wir Freiheitliche bekennen uns klar zu einem starken Industriestandort Niederösterreich. Wir 

stehen zu unseren Betrieben vom Ein-Personen-Unternehmen bis zum exportorientierten 

Leitbetrieb und wir stehen zu unseren Arbeitnehmern, die täglich mit ihrem Fleiß dieses Land am 

Laufen halten. (Beifall bei der FPÖ.) Was wir nicht brauchen, sind ideologische Experimente von 

links oder wirtschaftspolitische Luftschlösser von Theoretikern. Was wir brauchen, sind 

Hausverstand, Bodenständigkeit und Mut zu klaren Entscheidungen. Und Niederösterreich hat 

enormes Potenzial, innovative Betriebe, motivierte Arbeitskräfte, eine starke regionale Struktur. 

Aber dieses Potenzial muss genutzt werden mit einer Politik, die nicht gegen die Wirtschaft 

arbeitet, sondern mit ihr. Und die FPÖ wird auch weiterhin darauf drängen, dass jede 
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wirtschaftspolitische Maßnahme an einer zentralen Frage gemessen wird: Schafft oder sichert sie 

Arbeitsplätze in Niederösterreich? Wenn die Antwort "Ja" lautet, werden wir sie unterstützen, wenn 

sie "Nein" lautet, werden wir sie bekämpfen, egal von welcher Partei sie kommt. (Beifall bei der 

FPÖ.) Denn am Ende geht es nicht um Parteitaktik, es geht um die Zukunft unseres Landes, um 

sichere Jobs, um Wohlstand für unsere Familien und um ein Niederösterreich, das auch in 

schwierigen Zeiten auf eigenen Beinen steht. Dafür stehen wir Freiheitliche klar, konsequent und 

mit voller Verantwortung für unser Heimatland. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Mag. Wilfing: Als Nächstem erteile ich dem Abgeordneten Anton Erber, ÖVP, das 

Wort. 

Abg. Erber, MBA (ÖVP): Geschätzte Frau! Herren Präsidenten! Werte Mitglieder der 

Landesregierung! Liebe Kollegen! Wir sprechen heute über die Wirtschaftsstrategie hier in 

Niederösterreich und ich habe da wirklich sehr interessiert auch zugehört. Wissen Sie, wo ich mir 

so gedacht habe... tatsächlich ist es so, in Niederösterreich, da haben wir auch natürlich – wie auf 

der ganzen Welt – herausfordernde Zeiten hinter uns: geopolitische Spannungen, Energiekrisen, 

verschärfter Wettbewerb, Herausforderungen durch neue Technologien. Und wissen Sie, was ich 

mir ein bisschen so wünschen würde heute auch von einer Wirtschaftsstrategie? Dass sich auch 

einmal wir alle hier herstellen und sagen: Wir wissen, worauf es auch ankommt. Und zwar, dass 

man mit Zuversicht in die Zukunft geht. Nicht dass man sagt: "Jessas, ist eh gescheit, bleiben wir 

gleich liegen, zahlt sich eh alles nicht aus." Na, da wird Niederösterreich sich schwertun. Und 

geschätzter Abgeordneter Schnabl... bezweifelt ja keiner, dass wir sehr gute Mitarbeiter haben. 

Gott sei Dank! Ich unterstreiche das, wir alle unterstreichen das. Nur wissen Sie, wir sind kein 

Wettbewerb, wo Unternehmer gegen Arbeitnehmer sozusagen ein Match austragen, sondern wir 

alle, wir sind Niederösterreich. Das heißt, ja, wir haben gute Mitarbeiter, ja, die erfinden auch 

Patente. Und Gott sei Dank haben wir auch Unternehmer, die das Unternehmen dazu schaffen. 

Und das alles ist in Wahrheit dieser Wirtschaftsraum Niederösterreich. Und geschätzte Damen und 

Herren, ich habe Ihnen auch zugehört, wo Sie dann gesagt haben: "Aja, und da will 

Niederösterreich immer nur vom Bund und selber machen wir nichts." Geschätzte Kollegin von den 

NEOS, Sie haben doch zugestimmt bei der Aufgabenkritik. Sie haben doch zugestimmt auch bei 

der Umbauordnung. Das heißt, Sie haben das selbst mitbeschlossen. (Abg. Mag. Collini: Nein, wir 

haben nicht ...unverständlich.) Nein, wir sind nicht, dass wir fordern, sondern wir gehen sogar 

voran. Und das ist ganz, ganz wichtig. (Beifall bei der ÖVP und LH Mag. Mikl-Leitner.) Und 

geschätzte Damen und Herren, was heißt denn das, wir haben das Potenzial zu einer 

Premiumregion in Europa? Nein, wir "sind" eine Premiumregion in Europa. Und wissen Sie, warum 

wir heute hier stehen? Und wissen Sie, warum auch wir in Wahrheit jeden Tag gerne aufstehen in 
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der Früh? Weil wir Premiumregion in Europa bleiben wollen, und zwar für unsere Kinder, für die, 

die nach uns kommen, so wie die, die vor uns es gemacht haben, dass wir heute hier stehen 

können. Niederösterreich ist eine Premiumregion. (Beifall bei der ÖVP und LH Mag. Mikl-Leitner.) 

Und tun wir nicht so: Wirtschaftswachstum, ja, ja, 1,2 Prozent. Aber wissen Sie, was das Schöne 

daran ist? Wir wissen, wo wir die letzten Jahre bei all den Herausforderungen hergekommen sind. 

Wir gehen ins Positive. Das heißt, wir alle, wir spüren das. Jetzt ist die Zeit gekommen, um uns 

nach vorne zu orientieren. Und wissen Sie, wenn Sie, Herr Abgeordneter Ecker, sagen: "Leistung 

lohnt sich nicht mehr und Leistung muss sich wieder lohnen." (Abg. Mag. Ecker, MA: Das sagt ja 

ihr immer.) Wissen Sie... nein, nein, Sie haben das heute hier gesagt. Und wissen Sie, ich sage es 

Ihnen ganz ehrlich, wissen Sie, wo wir wegmüssen? Ich sage eine Aktion, wo wir wegmüssen. Da 

gab es die Aktion "Raus aus dem Öl". Das, was wir unseren Arbeitnehmern nicht sagen dürfen, ist: 

"Ist eh wurscht, ob du eine Leistung bringst oder nicht." Wir haben bei dieser Aktion raus aus dem 

Öl bis zu 100 Prozent gezahlt, wenn jemand von einer Ölheizung um... oder von einer fossilen 

Heizung auf eine neue Form umgestiegen ist. (Unruhe bei Abg. Mag. Ecker, MA.) Jetzt kann man 

schon sagen: Gut, die Umweltpolitik ist hier im Vordergrund. Aber nur, Sie können eines nicht 

wegdiskutieren: Was passiert denn mit den Menschen, die vorher wirklich gearbeitet haben und 

gesagt haben: "So, und jetzt können wir uns eine Heizung leisten", und die haben keine Förderung 

gekriegt." Das ist genau das Gegenteil dessen. (Abg. Müller, BSc: Das war eure Regierung!) Das 

heißt, wenn sich Leistung lohnen muss, dann müssen wir tatsächlich dort wieder hin, dass nicht 

der eine eine Förderung kriegt und der andere nicht und das ist der niederösterreichische Weg. 

Und wenn ich Ihnen jetzt sage, wo wir überall investieren – und zwar Innovation, Digitalisierung, 

Forschung – dann machen wir das deswegen, weil wir eines ganz genau wissen: Wenn wir jetzt 

sagen: "Ja, sind wir eh vorne dabei", dann werden wir zurückfallen, denn wer stehenbleibt, der fällt 

auch zurück. Und wir setzen auf Wettbewerbsfähigkeit, wir setzen auf Produktivität und wir haben 

keine Angst vor der Digitalisierung, sondern wir gehen dieser sogar proaktiv entgegen. Und ich 

darf es Ihnen sagen: "digi Kickstart", Handwerk, das ist unser Programm, wie wir auch 

Handwerksbetriebe mit Digitalisierung und mit KI auseinandersetzen, nicht nur wollen, sondern es 

auch tatsächlich tun – und das praxisnah, niederschwellig und regional. Wir kümmern uns hier 

nicht nur um Industriekonzerne, sondern auch um Handwerksbetriebe, mittlere Betriebe, selbst um 

kleine Betriebe, Familienbetriebe und das unabhängig davon, wo es ist, ob es im ländlichen Raum 

oder in der Stadt ist. Und Produktivität bedeutet für uns nicht, die Menschen zu ersetzen, sondern 

für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Prozesse effizienter zu gestalten und das mit dem 

Hintergrund, die Wertschöpfung auch im Land zu halten. Und wissen Sie, unsere Investitionen und 

die Unterstützungen gehen deswegen auch dahin, weil es unser Ziel ist, neue Arbeitsplätze zu 

schaffen, bestehende Arbeitsplätze zu sichern und zusätzliche Lehrstellen auch zu schaffen und 
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eine regionale Wertschöpfung auch zu erhalten. Und da könnte ich Ihnen jetzt eine ganze Liste an 

Förderprogrammen, an Unterstützungs-, an Beratungs-, an Investitionsförderprogrammen 

aufzählen. Ich möchte Ihnen aber nur eines sagen, weil es heute schon angesprochen wurde: 

Wenn wir von den Fachkräften reden, dann können wir es auch beweisen. Und jetzt weiß ich gar 

nicht mehr, wer das gesagt hat, wir würden da nichts Messbares machen, sondern immer nur 

reden. Na, wir haben etwas sehr Messbares in Niederösterreich und ich darf es Ihnen sagen und 

wirklich: Hut ab vor diesen jungen Menschen! Wir haben 2025 bei den EuroSkills zwei 

Goldmedaillen gewonnen und das muss man einmal zusammenbringen in einem Land wie 

Niederösterreich. (Beifall bei der ÖVP, LH Mag. Mikl-Leitner und LR Mag. Teschl-Hofmeister.) Und 

wir verdanken das auch einem, das wir in Niederösterreich durchaus immer gelebt haben, und 

zwar wir haben dieses duale Ausbildungssystem so in die Höhe gehalten. Ich weiß schon, da gab 

es viele, die gesagt haben: "Tut nur in Werkstätten ausbilden, in öffentlichen." Wir haben immer 

gesagt, das Beste ist das duale Ausbildungssystem und hier haben wir ein messbares Modell. Und 

das, was mir wichtig ist, hier auch zu sagen: Es kommt schon auf uns auch darauf an, was sagen 

wir denn zu den Menschen? Die Lehre, das ist kein Weg der zweiten Klasse oder kein 

Bildungsweg, vielleicht zweitklassig, sondern die Lehre ist ein Erfolgsmodell. Das heißt, dass wir 

Premiumregion sind und dass wir auch Premiumregion in Zukunft bleiben, das verdanken wir auch 

diesem Ansatz, dass wir junge Menschen mit dem dualen Ausbildungssystem in Wahrheit sowohl 

schulisch wie auch betrieblich an Niederösterreich und den Wohlstand heranführen. Geschätzte 

Damen und Herren, jetzt könnte ich Ihnen noch sagen, wohin wir bis 2030 gehen: bis mehr als 

10.000 Forschungsmitarbeiter. Ich glaube, das ist auch wichtig. Unser Bruttoregionalprodukt 

wollen wir pro Erwerbstätigen steigern auf 110.000, also pro Erwerbstätigen. Wir wollen auch auf 

Platz 1 bleiben, und zwar beim Pro-Kopf-Einkommen in Niederösterreich. Das sind keine 

abstrakten Zahlen, sondern das bedeutet für unsere Mitarbeiter, natürlich auch für die Betriebe, 

eine Wettbewerbsfähigkeit, aber für unsere Mitarbeiter höhere Löhne, sichere Jobs und vor allen 

Dingen auch Aufstiegschancen auch für die nächsten Generationen. Jetzt wurde schon manches 

angesprochen von den Prototypen, die gefördert werden. Es wurde auch angesprochen schon – 

zu Recht – wo wir denn überall Zukunftsbranchen haben. Ganz breit wurde es ausgeführt, auch 

bei der Bahn, völlig richtig, Luft- und Raumfahrt, Gesundheit, Umwelt- und Kreislaufwirtschaft. Und 

wenn man sich so das Land anschaut: Wir sind gut aufgestellt bei den Hightech-Plätzen. Das 

heißt, hier passiert Wertschöpfung, da brauchen wir uns nicht zu verstecken, allerdings auch nicht 

auszuruhen, denn wer sich ausruht, der wird morgen hinten ankommen. Wir wollen diese 

Innovation für unsere Menschen, und zwar in ganz Niederösterreich. Daher möchte ich zum 

Abschluss schon auch sagen: Diese Forderung nach Senkung der Lohnnebenkosten... ich weiß 

schon, das ist öfter schon gekommen, Entbürokratisierung. Ich weiß schon, manche sagen: "Ja, 
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das hören wir eh immer." Aber ich sage, wir dürfen hier nie aufhören. Wir sind noch nicht dort, wo 

wir hinmüssen. Das geht noch schneller, das geht noch besser. Und natürlich, Niederösterreich 

kann tun, was wir tun können, aber wir brauchen dazu den Bund. Und wenn ich gesagt habe, 

Arbeitnehmer und Unternehmer sind keine Gegner, sondern Partner, dann gilt das auch für die 

Länder und für den Bund. Wir sind keine Gegner, sondern wir alle sind Österreich und hier im 

Besonderen natürlich Niederösterreich, aber ohne Österreich wird es nicht gehen. Deswegen 

lassen Sie mich Folgendes sagen: Dieses Niederösterreich, das ist gut beraten, diesen Weg 

weiterzugehen, sich niemals zufrieden zu geben. Dieses Niederösterreich, das wurde in einem 

besonderen Geist, in einer besonderen Situation wieder aufgebaut. Da war alles zerstört. Das ist 

im Miteinander entstanden, nicht nur der Arbeitnehmer und der Unternehmer, sondern auch im 

Miteinander der politischen Kräfte. Geschätzte Damen und Herren, ja, es waren harte Zeiten, aber 

im Miteinander werden wir noch Großartiges erleben. Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP und 

LR Mag. Teschl-Hofmeister.) 

Präsident Mag. Wilfing: Nochmals zu Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete Franz Schnabl, 

SPÖ. 

Abg. Schnabl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Mitglieder der Landesregierung! Hohes 

Haus! Toni, du hast es ganz richtig ganz zum Schluss gesagt: Die Stärke ist das Miteinander. Aber 

in deiner Wortmeldung hast du vielleicht etwas falsch verstanden und etwas auch falsch gesagt. 

Du hast da auf den Aspekt Lehrlinge eigentlich ein Gegeneinander verstanden, offenbar. Und es 

ist ganz klar, dass eine starke Wirtschaft auf starken Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern beruht 

(Abg. Mag. Scheele: Bravo!) und eine starke Wirtschaft umso stärker ist, je höher die Kompetenz 

und je höher und besser die Ausbildung ist, und daher bedingt sich beides und kann man auch 

nicht trennen. (Abg. Erber, MBA: Das habe ich so verstanden.) Und dann noch etwas, weil du ganz 

konkret die Patente angesprochen hast. Du hast gesagt, Mitarbeiter erfinden mehr oder weniger 

Patente. Patente werden nicht erfunden, sondern Erfindungen werden gemacht, die patentiert 

werden. (Abg. Lobner: Wow, ja, dazugelernt jetzt. – Abg. Kaufmann, MAS: Das ist die 

Bildungsoffensive.) Zum Schluss hast du die Einkommensstatistik erwähnt und das ist ein 

bisschen auch ein Steckenpferd von mir, wie auch – wie ich immer wieder höre – von der ÖVP. 

Die Einkommensstatistik ist eine sehr trügerische Statistik, einfach deswegen, weil man sich 

fragen muss, wo denn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihr gutes Geld, das sie dann am 

Wohnsitz nutzen, auch tatsächlich verdienen. Die zulässige Statistik hier an dieser Stelle wäre 

ganz klar und eindeutig: Was ist denn der Durchschnitt der Entlohnung der Arbeitsplätze in 

Niederösterreich? Und da sind wir leider Gottes nicht am ersten Platz. Wir sind in der 

Einkommensstatistik nach Wohnsitz am ersten Platz, weil sehr, sehr viele höchstqualifizierte 
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Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher in hochdotierten Jobs als Bankdirektoren oder was 

immer ihr gutes Geld in Wien verdienen. (Abg. Kaufmann, MAS: Wo sie nicht operiert werden. – 

Heiterkeit bei der ÖVP. – Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Mag. Wilfing: Damit ist die erste Aktuelle Stunde beendet und wir kommen zur zweiten 

mit dem Thema "Deutsch stärken und Leistung sichern: Gefährden Reformen von Bildungsminister 

Wiederkehr Niederösterreichs Schulen?" Ich ersuche Herrn Abgeordneten Fiedler die Meinung der 

Antragsteller hier darzulegen. 

Abg. Mag. (FH) Fiedler, PhD (FPÖ): Danke, Herr Präsident! Geschätzte Mitglieder der 

Landesregierung! Hoher Landtag! Wenn man die Medien verfolgt (Abg. Mag. Collini: Kommt darauf 

an, welche Medien man verfolgt.), speziell den Herrn Bildungsminister und seine Bildungspläne, 

dann bleibt am Ende des Tages bei vielen Schülern, Lehrern, Direktoren und allen anderen 

interessierten Österreichern der Bildungspolitik folgendes Wortspiel über (Abg. Mag. Collini: Eure 

Medien sind ein bisschen einseitig. Qualitativ ein bisschen schwierig.): Reformen mit Wiederkehr 

oder anders gesagt Wiederkehr von Reformideen. Und ich sage noch dazu: Wiederkehr von 

Reformideen ohne Plan, ohne Abstimmung und ohne Ziel. Und deswegen ist folgender Vergleich 

ganz zu Beginn der heutigen Aktuellen Stunde sicherlich zulässig, wenn wir uns alle ein Haus 

vorstellen, wo bereits das Erdgeschoss brennt, Rauch ist in allen Räumen, die Einwohner des 

Hauses schreien um Hilfe, laufen in den Gängen herum und der Besitzer dieses Hauses steht 

oben im obersten Stock und überlegt sich, ob er die Tapeten pink, rot oder türkis malen soll. Und 

genau das ist das beste Beispiel für unsere Bildungspolitik. Genau so sieht die Bildungspolitik von 

Bildungsminister Christoph Wiederkehr aus. (Unruhe bei Abg. Mag. Collini. – Beifall bei der FPÖ 

und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Während in unseren Pflichtschulen in immer mehr Klassen 

kein normaler Unterricht mehr möglich ist, weil viele Kinder dem Unterricht nicht folgen können, 

weil sie sprachlich dazu nicht in der Lage sind, doktert unser Bildungsminister Christoph 

Wiederkehr mit Schlagworten, mit PR-Projekten und mit unabgestimmten Konzepten herum, als 

wäre das das eigentliche Problem. Doch zu Beginn dieser Aktuellen Stunde möchte ich es ganz 

klar ansprechen: Der Titel unserer heutigen Aktuellen Stunde ist bewusst eindeutig formuliert: 

Deutsch stärken und Leistung sichern. Denn genau darum geht es und genau daran scheitert 

diese Bundesregierung und insbesondere Bildungsminister Christoph Wiederkehr tagtäglich. Und 

ich sage das gleich zu Beginn, damit hier keiner ausweichen kann in der Debatte: Das größte 

Bildungsproblem in Österreich und in Niederösterreich ist nicht irgendein Detail im Lehrplan. Das 

größte Bildungsproblem in Österreich und in Niederösterreich ist, dass in immer mehr Klassen kein 

normaler Unterricht mehr möglich ist, weil zu viele Kinder dem Unterricht sprachlich nicht folgen 

können. (Beifall bei der FPÖ.) Das ist nicht nur eine absolute Zumutung allen österreichischen 
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Kindern gegenüber. Es ist auch eine absolute Zumutung den ausländischen Kindern gegenüber, 

die sich integrieren wollen, und es ist im Großen und Ganzen eine Bankrotterklärung für das 

Bildungssystem Österreichs. Wenn wir dieses Problem nicht angehen, bleibt nur ein Ausweg, und 

der Ausweg schaut wie folgt aus: Wir müssen unsere Anforderungen im Schulunterricht senken 

und wir müssen die Abschlüsse leichter machen. Aber ein leichterer Abschluss ist sicherlich keine 

zukunftsträchtige, bessere Bildungspolitik für unser Österreich. (Beifall bei der FPÖ und dem 

Zweiten Präs. Waldhäusl.) Ohne ausreichende Deutschkenntnisse ist Schule ähnlich wie ein 

Gebäude ohne Fundament. Ich kann zwar oben im Haus Fenster austauschen, ich kann 

Dachziegeln decken, aber ohne Fundament wird irgendwann das gesamte Gebäude kippen. Und 

so ist es in unseren Schulen. Es gibt eine Wahrheit, die gibt es schon sehr, sehr lange in diesem 

Land. Leider Gottes wurde diese Wahrheit jahrelang politisch umschifft und nicht angesprochen: 

Deutsch ist keine Option. Deutsch ist die Voraussetzung, damit Unterricht gelingen kann. (Beifall 

bei der FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Und ich möchte noch mehr in die Tiefe gehen: 

Ohne Deutsch gibt es keine Bildung. Ohne Deutsch gibt es keine Integration. Und ohne Deutsch 

gibt es auch keinen Respekt vor Lehrern, weil die Sprache unsere Basis von einer gerechten 

Ordnung ist. Und genau deshalb ist unsere freiheitliche Position hier glasklar: Integration ist eine 

Bringschuld der Zuwanderer, kein unverbindliches Angebot des Staates, keine Gefälligkeit 

gegenüber uns Österreichern und keine moralische Bitte, sondern sie ist Pflicht. (Beifall bei der 

FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Und wer meint, dass Kinder Deutsch nebenbei lernen 

können, während der Regelunterricht weitergeht, der hat entweder nie mit Lehrern gesprochen, 

der weiß nicht, wie es in Brennpunktschulen heutzutage zugeht und der sieht einfach das Problem 

nicht. Denn die Realität ist: Die Sprachbarriere dominiert den Schulalltag, Lehrkräfte werden zu 

Dolmetschern, Ressourcen werden von österreichischen Kindern zu ausländischen Kindern 

verschoben und am Ende bleiben jene zurück, die eigentlich vorankommen könnten. Diese 

komplett verfehlte Bildungspolitik führt dazu, dass jene Kinder, die lernen wollen, im Alltag 

systematisch ausgegrenzt und ausgebremst werden. Das ist keine Förderung, das ist 

Bildungsvernichtung am Rücken unserer Kinder und am Rücken unserer Zukunft. (Beifall bei der 

FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben mittlerweile 

auch in Niederösterreich – besonders in unseren großen Städten – Entwicklungen, wie wir sie 

derzeit nur aus der Bundeshauptstadt kennen. Eine aktuelle Studie des Österreichischen 

Integrationsfonds sagt aus, dass bereits jedes fünfte Pflichtschulkind in Niederösterreich die 

notwendigen Deutschgrundlagen nicht mitbringt. Wenn wir Berichte glauben können von so 

mancher Schulleitung in Wiener Neustadt, sind es in manchen Klassen bereits mehr als 90 

Prozent an Kindern mit nicht adäquaten Deutschkenntnissen. Wenn der Anteil an Kindern, die kein 

Deutsch sprechen, so hoch ist, dann ist der normale Unterricht nicht mehr möglich. Dann ist das 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2025/26 der XX. Periode 35. Sitzung vom 26. Februar 2026 

29 

nicht bunte Vielfalt, dann ist das ein Systemversagen. (Beifall bei der FPÖ und dem Zweiten Präs. 

Waldhäusl.) Und deshalb ist es unsere freiheitliche Pflicht hier zu handeln und nicht zu 

beschwichtigen. Denn was passiert in der Praxis? Leistungsbereite Kinder werden ausgebremst, 

Lehrkräfte werden überfordert, Disziplinprobleme – meist kulturell bedingt – steigen und Eltern 

flüchten zunehmend mit ihren Kindern in Privatschulen. Bundesminister Wiederkehr sollte nicht am 

Lehrplan herumschrauben (Unruhe bei den NEOS.), er sollte zuerst einmal dafür sorgen, dass das 

funktioniert, was längst beschlossen wurde: Und ich spreche von Deutschförderklassen. Und in der 

Praxis schaut es wie folgt aus, dass die Schaffung eigener Deutschförderklassen auf Druck linker 

Parteien und NGOs zunehmend aufgeweicht wird, zum Nachteil aller Beteiligten. Diese Politik ist 

nicht menschlich, sie ist auch nicht integrativ und sie ist unfair. Sie ist unfair gegenüber 

Migrantenkindern, die wirklich wollen (Abg. Müller, BSc: Die euch total am Herzen liegen.), sie ist 

unfair gegenüber Lehrern und sie ist unfair gegenüber allen österreichischen Kindern. (Beifall bei 

der FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Bei einer österreichweiten Umfrage von etwa 360 

Gymnasiumdirektoren (Abg. Mag. Collini: Wer in den FPÖ-Reihen hat denn maturiert?) mit einem 

Beteiligungsgrad von 75 Prozent – und das wäre jetzt wichtig für die NEOS zum Aufpassen und 

Zuhören – sprachen sich über 90 Prozent dieser Direktoren gegen die Kürzungen bei Latein und 

einer zweiten lebenden Fremdsprache aus. Und wenn ich das richtig herausgelesen habe aus 

Vergils Werk Aeneis "Experto credite" – glaubt den Erfahrenen – dann sollte man unseren 

Gymnasiumdirektoren Glauben schenken, weil das sind die Männer und die Frauen der Praxis. 

Wenn neun von zehn Schulleitungen sagen: "So bitte nicht, Herr Bildungsminister", dann ist das 

kein Randphänomen, dann ist das ein Alarmsignal. (Unruhe bei den NEOS und der SPÖ.) Wer 

Reformen gegen 90 Prozent der eigenen Schulleitung durchdrücken möchte, der betreibt keine 

Bildungspolitik, der betreibt eine reine Machtdemonstration. (Zweiter Präs. Waldhäusl: Geh´ jetzt 

gebt einmal eine Ruhe, weil so geht´s wirklich nicht! – Abg. Mag. Collini: Wenn so viel Blödsinn 

daherkommt!) Minister Wiederkehr behandelt das Bildungssystem derzeit wie ein Arzt, der einem 

schwer kranken Patienten nicht die Ursache nimmt, sondern einfach nur die Symptome 

überschminkt. Er verkauft Reformen wie eine Schönheitskorrektur, während die Krankheit längst 

das ganze System "Schule" erfasst hat. Ein Leserbrief, den ich hier ausdrücklich zitieren möchte, 

beschreibt dies perfekt. Ich zitiere: "Man streitet über Latein und gleichzeitig brennt das Haus im 

Pflichtschulbereich lichterloh." Und genau dies ist der Kern. Wiederkehr inszeniert Bildungspolitik 

wie PR. Er verändert Formulierungen auf dem Papier, aber er verändert nicht die Realität in 

unseren Klassen. Unsere Lehrer kämpfen ums Durchkommen, ums Überleben im Klassenzimmer. 

Was sie brauchen, sind Taten und keine Schlagzeilen. (Beifall bei der FPÖ und dem Zweiten Präs. 

Waldhäusl.) Bildungsminister Wiederkehr behauptet, er wolle Themen wie künstliche Intelligenz, 

Demokratiebildung oder Medienkompetenz in der gymnasialen Oberstufe stärken. Das ist 
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grundsätzlich unterstützenswert. Nur, diese Inhalte werden an der AHS seit Jahren vermittelt und 

sie sind im fertig ausgearbeiteten Lehrplan 2027 bereits prominent als überfachliche Themen 

verankert. Das heißt, der geplante Schritt eines groben Eingriffes in die Stundentafel des 

Bildungsministers ist überflüssig. Am effektivsten ließe sich die gewünschte Stärkung von 

künstlicher Intelligenz, Medienkompetenz und Demokratiebildung über eine gezielte Akzentuierung 

von fächerübergreifenden Gegenständen realisieren. (Abg. Mag. Kollermann: Schulautonomie.) 

Genau darauf wurde der Bundesminister von Kritikern des Reformvorhabens mehrfach 

hingewiesen: von Lehrern, Bildungsexperten und von der Petition "Latein ist kein Luxus". Umso 

erstaunlicher ist es, wenn er nun öffentlich erklärt, es gebe keine Alternative zur Kürzung von 

Latein und der zweiten lebenden Fremdsprache. Diese Alternativen wurden ihm mehrfach 

genannt. (Abg. Mag. Collini: Wie lange war denn das Projekt schon vorbereitet? – Unruhe bei Abg. 

Mag. Collini.) Frau Abgeordnete, Sie können dann nach mir sehr gerne herkommen, Ihre Ergüsse 

preisgeben, nur es ist recht schwierig, Sie zu verstehen, das Gemurmel von der rechten Seite. Tut 

mir wirklich leid. Eine Partei – und jetzt komme ich zu den NEOS im Kern, bitte aufpassen, 

Abgeordnete der NEOS – eine Partei, die sich „Europa“ auf die Fahne schreibt und gleichzeitig 

Latein streicht, hat Europa nicht verstanden. (Abg. Mag. Kollermann: Oje.) Latein ist Wurzel 

unserer Zivilisation, es prägt die europäische Kultur- und Geistesgeschichte, es stärkt 

Textverständnis, Analyse, Interpretation und im Allgemeinen kritisches Denken. Natürlich, 

humanistische Bildung ist nicht auf einen Gegenstand wie Latein zu fokussieren, aber wenn wir 

Latein zurückdrängen, verlieren wir ein Stück an unserer Bildungsvielfalt in Österreich und 

Niederösterreich. Dann wird Schule nicht moderner, sie wird ärmer und genau dagegen müssen 

wir standhalten. (Beifall bei der FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Und wenn 

Bildungsminister Christoph Wiederkehr sagt, er wolle junge Menschen besser gegen Fake News 

wappnen, dann ist das ähnlich, wie ich gebe einem Menschen einen Kompass und Soldaten, aber 

er hat keine Karte. Ein Kompass ist nur dann nützlich, wenn man überhaupt weiß, wo man steht 

und wo man die Welt kennt, in der man sich bewegt. Ohne Wissen gibt es keine Orientierung, 

ohne Wissen gibt es keine Kritikfähigkeit und ohne Wissen gibt es auch keine Medienkompetenz. 

Oder anders gesagt: Wer nichts weiß, muss alles glauben. (Beifall bei der FPÖ und dem Zweiten 

Präs. Waldhäusl.) Sehr geehrte Kollegen, sehr geehrte Kollegen, die nächste große Gefahr in 

diesem Zusammenhang mit unserem Bildungsminister ist die Gleichmacherei. Man tut so, als wäre 

Leistung etwas Verdächtiges. Man ersetzt klare Anforderungen durch Kompetenzen, Methoden, 

Projekte. Aber die Wahrheit ist, ohne Leistungsprinzip gibt es keine Bildungsgerechtigkeit bei uns 

in Österreich. (Beifall bei der FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Und damit komme ich noch 

einmal und letztmalig zurück zur AHS-Reform und zum neuen Fach "Medien und Demokratie". 

Denn hier ist nicht nur der Inhalt fragwürdig, sondern auch das Vorgehen. Ein Fach wie 
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Demokratiebildung soll auf die denkbar undemokratischste Art und Weise eingeführt werden – in 

Windeseile, ohne echte Einbindung von Praktikern, gestützt auf eine schiefe Umfrage vom Hayek-

Institut, während eine Umfrage, die 93 Prozent Widerspruch gegen das Vorhaben angezeigt hat, 

klammheimlich von der NEOS-Homepage verschwand. Und eine Petition mit fast 40.000 

Unterzeichnern wird ebenfalls beharrlich ignoriert. Und gleichzeitig erklärt der Minister gegenüber 

der APA, er habe keine alternativen Vorschläge... es gab keine alternativen Vorschläge, obwohl 

diese mehrfach eingebracht worden sind. Wer so agiert, kann ganz, ganz schwerlich und 

glaubwürdig Demokratiebildung lehren wollen. Offenbar soll per Verordnung ein pinkes 

Prestigeprojekt umgesetzt werden, bei dem es in keinster Weise um Qualität geht, sondern 

ausschließlich um Tempo und Geschwindigkeit. Und ich stelle hier ernsthaft die Frage: Was soll in 

diesem Fach konkret vermittelt werden? Wie soll verhindert werden, dass dieses Fach zum 

Propagandafach wird? So macht man keine Bildungspolitik, so zerstört man das Vertrauen in 

unsere Schulen. (Beifall bei der FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Und jetzt geht es um die 

Frage, die für unser Bundesland Niederösterreich entscheidend ist. Was bedeutet diese verfehlte 

Bildungspolitik des Bildungsministers konkret für Niederösterreich? Aus freiheitlicher Sicht sind es 

vier Punkte. Erstens: Es bedeutet Chaos in der Schulorganisation. Zweitens: Es bedeutet die 

Schwächung bewährter Schulprofile bei uns in Niederösterreich. Drittens: Es bedeutet eine 

schleichende Austrocknung ganzer Fächergruppen, im Speziellen der Fremdsprachen. Und 

viertens – und das ist das Allerschlimmste: Während in der AHS-Oberstufe über Peer-Projekte 

philosophiert wird, kämpfen unsere Pflichtschulen in Niederösterreich ums blanke Überleben. Das 

ist ein Skandal und sonst gar nichts. (Beifall bei der FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) 

Österreich steht bildungspolitisch an einer Weggabelung. Die NEOS, die vor mehr als 10 Jahren 

angetreten sind, mit dem Anspruch, das System mutig zu reformieren und Leistung wieder in den 

Mittelpunkt zu stellen... was Minister Wiederkehr hier verfolgt, ist genau das Gegenteil. (Beifall bei 

der FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Und weil wir über das Thema Schule sprechen, 

möchte ich die ganzen Maßnahmenvorhaben von Bildungsminister Wiederkehr in eine kleine 

mathematische Formel gießen: Bildungsminister Wiederkehr = differenzierungsfeindlich, 

leistungsfeindlich, österreicherfeindlich. (Beifall bei der FPÖ und dem Zweiten Präs. Waldhäusl. – 

Abg. Mag. Collini: Wofür gibt es eigentlich einen Ordnungsruf?) Das ist kein Reformkurs, das ist 

bildungspolitischer Rückschritt mit Ansage. (Abg. Weninger: Was hat das mit Niederösterreich zu 

tun?) Wir Freiheitliche stehen für einen klaren Kurswechsel mit konkreten Maßnahmen und klarer 

Verantwortung. Erstens: Deutsch als Voraussetzung, kein regulärer Unterricht ohne ausreichende 

Sprachkenntnisse. Zweitens: Deutsch-Förderklassen ausbauen und nicht abschaffen. Drittens: 

Respekt und Ordnung im Klassenzimmer, Lehrer stärken und nicht schwächen. Und Viertens: 

Leistung sichern durch Differenzierung, keine ideologische Gleichmacherei. (Beifall bei der FPÖ 
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und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) Abschließend, geschätzte Damen, geschätzte Herren, mein 

Appell für eine vernünftige Schule: Schule ist ein Ort der Leistung. Schule als Ort, an dem man 

lernt, mit Erfolg und Niederlage umzugehen und Schule als Ort, an dem man lernt, Regeln zu 

akzeptieren und einzuhalten. Deutsch stärken! Leistung sichern! Österreichs Kinder zuerst! Danke 

schön. (Beifall bei der FPÖ, LR Mag. Rosenkranz und dem Zweiten Präs. Waldhäusl.) 

Präsident Mag. Wilfing: Die nächste Wortmeldung ergeht an den Abgeordneten René Lobner, 

ÖVP. 

Abg. Lobner (ÖVP): Geschätzter Herr Präsident! Frau Landesrätin! Geschätzte 

Regierungsmitglieder! Hoher Landtag! ich habe jetzt die Rede genau verfolgt und ich muss schon 

sagen, es ist schon ein sehr düsteres Bild, was da von dir, lieber Kollege Fiedler, skizziert wurde 

(Abg. Mag. Scheele: Bravo!) und ich werde bei aller Kritik, die durchaus hier gegeben ist, 

versuchen, das Ganze wieder etwas ins Positive und in die Zukunft zu blicken, hier darbringen. Ich 

habe mich eigentlich wirklich gefreut, dass wir das Thema der Bildung heute im Rahmen der 

zweiten Aktuellen Stunde in den Mittelpunkt rücken, ich glaube, eine Chance, über die Zukunft zu 

reden, über vielleicht Dinge zu diskutieren, die vielleicht aktuell suboptimal laufen, die wir in 

Zukunft besser machen können, vor allem aber auch den Fokus auf Niederösterreich zu richten. 

Bildung ist, glaube ich, uns allen insofern wichtig, weil Bildung Zukunftspolitik ist und ich gestehe 

jetzt einmal allen hier in diesem Saal zu, dass es unser Ansatz ist, dass wir durch Gesetze, durch 

Diskussionen, durch Maßnahmen unsere Zukunft besser machen wollen, vor allem für unsere 

nächste Generation. Und insofern ist es wichtig, dass Bildung gelebt wird, dass wir hier die 

richtigen Schritte auch setzen, weil wir das Land wettbewerbsfähig machen wollen und vor allem, 

weil wir für die nächste Generation die besten Chancen ermöglichen wollen. Wie in vielen anderen 

Bereichen braucht es selbstverständlich auch in der Bildung Reformen, die sind wichtig und 

notwendig, aber sie brauchen immer Hausverstand, sie brauchen Maß und vor allem eines – und 

das vermisse ich auch ein Stück weit aktuell – sie brauchen echte und ernst gemeinte 

Reformpartnerschaft und den Willen zwischen Bund und Ländern miteinander 

zusammenzuarbeiten. Denn einseitige Schnellschüsse – und ich hoffe, da sind wir uns alle einig – 

die helfen uns mit Sicherheit nicht. Und ich hoffe, dass auch der Herr Bildungsminister das 

erkennt, weil ab und zu habe ich noch das Gefühl, dass er in seiner Rolle des ehemaligen 

Bildungsstadtrates von Wien irgendwie drinnen hängt und noch nicht ganz das Amt des 

Bundesministers, wo er nicht nur für die Wien-Probleme, die er jahrelang zu verantworten hatte, 

aber auch nicht lösen konnte, jetzt auf ganz Österreich ausrollt und insofern sage ich ganz offen 

und ehrlich: Lassen wir uns bitte nicht die Wiener Probleme zu uns nach Niederösterreich bringen. 

(Beifall bei der ÖVP.) Weil, Kollege Fiedler, es mag schon stimmen und es ist mit Sicherheit richtig, 

https://noe-landtag.gv.at/personen/karl_wilfing_1960
https://noe-landtag.gv.at/personen/rene_lobner
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dass in Wien massive Probleme, was die deutsche Sprache anbelangt, vorherrschen. Aber lassen 

wir das bitte nicht auf Niederösterreich überspringen. Wien ist Wien. Das ist durchaus selbst 

verschuldet durch die Migrationspolitik, was auch immer. Aber bei uns in Österreich, in 

Niederösterreich ist das Gott sei Dank ein Stück weit anders. Und wenn Sie das angesprochen 

haben, dass es ein Systemfehler ist und da die Bundesregierung verantwortlich ist, dann darf ich 

mir einen Seitenhieb schon hier leisten: Wien ist das zentrale Problem, was die Sprache 

anbelangt. Aber ich glaube, in Wels gibt es einen freiheitlichen Bürgermeister und auch nicht seit 

gestern und dort ist es auch nicht viel besser. Also reden wir nicht von einem Systemproblem, 

sondern es gibt punktuelle Herausforderungen und die gilt es entsprechend zu bekämpfen. Und da 

komme ich jetzt zu einem positiven Aspekt und der sitzt hier in türkisblau gekleidet, nämlich unsere 

Bildungslandesrätin. (Beifall bei der ÖVP.) Sie ist nämlich Garant dafür, dass wir in 

Niederösterreich einen konstruktiven Weg gehen. Einen konstruktiven Weg mit den Lehrerinnen 

und Lehrern, mit den Schulen, mit den Gemeinden und nicht zuletzt konnten wir deshalb unsere 

Betreuungsoffensive auf den Weg bringen. Partnerschaftlich mit den Gemeinden und dem Land 

NÖ, wo wir gemeinsam 750 Millionen Euro investieren, und da kann sich auch der Bund ein 

Beispiel nehmen, wie man Bildungspolitik hier vonstatten gehen lässt. Denn eines ist auch klar: 

Auch der Kindergarten ist unsere erste Bildungseinrichtung und insofern blicken wir nicht nur auf 

die Probleme, sondern blicken wir auch auf die positiven Dinge, die speziell hier in 

Niederösterreich passiert sind. Eines möchte ich aber dem Herrn Bildungsminister schon auch 

mitgeben. Er ist jetzt nicht mehr verantwortlich für Wien, sondern er ist verantwortlich für ganz 

Österreich und das sollte er sich bitte rasch auch ins Gedächtnis bringen, denn es ist nicht fair, wie 

er agiert. Nehmen wir das nur am Beispiel des Chancenbonus her. Hier werden österreichweit 400 

Schulen mit zusätzlichen Ressourcen ausgestattet. 227 dieser Schulen kommen aus Wien, 

lediglich 27 aus Niederösterreich. Das heißt, während über 50 Prozent der Ressourcen nach Wien 

fließen, haben wir in Niederösterreich leider Gottes da relativ wenig davon und faire Verteilung – 

und ich glaube, da sind wir uns alle einig – die sieht wohl ganz anders aus. Der Minister – habe ich 

schon angesprochen – könnte sich ein Beispiel an Niederösterreich nehmen, an der 

Kinderbetreuungsoffensive. Er war ja jahrelang auch verantwortlich für den Kindergarten in Wien 

und bei uns in Niederösterreich fördern wir nämlich unsere Kinder auch schon im Kindergarten, 

was die Sprache anbelangt. In Wien schaut das ganz anders aus. Da sind zwei Drittel der 

Kindergärten privat organisiert. Da frage ich mich oft, wo die Kontrolle ist. Wer kontrolliert, wie die 

Förderungen ausschauen? Wer kontrolliert überhaupt, was ihnen gelehrt wird? Und bei uns in 

Niederösterreich ist das Gott sei Dank ganz anders und wenn man den konstruktiven und guten 

Weg der Politik wie in Niederösterreich hier vollzieht, dann braucht es auch keine Diskussion um 

eine sechsstufige Volksschule. Dann können die Kinder im Idealfall schon die Sprache. Und da 
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sage ich auch, der Herr Bundesminister Wiederkehr mag sich in Wien auskennen, das kann ich 

nicht beurteilen. Aber in Niederösterreich kennt er sich offensichtlich nicht aus, weil das kann ich 

als Bürgermeister sagen, wenn jemand davon spricht, dass er eine vierstufige Volksschule auf 

eine sechsklassige umfunktionieren möchte, dann funktioniert das allein räumlich schon nicht. Das 

funktioniert nicht und dann soll er uns das einmal erklären, wie wir das räumlich und finanziell 

machen sollen? Also insofern sage ich es ganz ehrlich: Herr Bundesminister, das ist eine 

Schnapsidee. Vergessen Sie diese Möglichkeit gleich wieder. (Abg. Kaufmann, MAS: Ja, absolut. 

– Beifall bei der ÖVP und LR Mag. Teschl-Hofmeister.) Ich habe es angesprochen: 

Niederösterreich ist absolutes Vorbild, glaube ich, mittlerweile für andere Bundesländer, was die 

Bildungsoffensive, die Betreuungsoffensive anbelangt. Im Jahr 2025 sind 70 Prozent aller neu 

errichteten Kindergartengruppen österreichweit in Niederösterreich errichtet worden. Mittlerweile 

können über 99 Prozent aller Gemeinden Betreuungsplätze für die Zweijährigen anbieten und bei 

der Betreuungsquote der 3- bis 5-Jährigen sind wir bei 98,2 Prozent und somit auch im 

Bundesländervergleich ganz klar hier die Nummer 1. Es wurde angesprochen, Latein – ich als 

ehemaliger Maturant, der auch in Latein maturieren durfte, sage auch – Latein darf nicht zur 

Diskussion stehen. Das soll auch nicht ausgespielt werden gegen KI oder was auch immer. (Abg. 

Müller, BSc: Nur nichts verändern.) Ich glaube, KI ist eine Querschnittsmaterie, die in vielen 

Fächern entsprechend Platz finden sollte. Da gibt es ja auch die entsprechenden Vorschläge und 

auch eine Umfrage. Eine repräsentative Umfrage unter den AHS-Professoren hat eindeutig 

ergeben, dass dieses Vorhaben des Herrn Bundesministers abgelehnt wird, und insofern sollten 

wir das auch nicht näher verfolgen. Denn eines ist klar: Latein ist eine Sprache, ist nicht nur 

Sprache, sondern auch Kultur und die Kultur Europas. Und sie ist auch Fundament für viele 

Sprachen, von Deutsch beginnend, über Italienisch, Spanisch, Französisch bis hin zum 

Englischen. Und wer das riskiert, der gefährdet, einfach auch unsere Vergangenheit 

beziehungsweise unsere Kultur zu gefährden. Digitale Revolution, die braucht eine 

fächerübergreifende Zusammenarbeit. Da braucht es die besten Köpfe, da braucht es keine 

Schnellschüsse und dazu braucht es vor allem auch die Lehrerinnen und Lehrer, wie generell im 

Bildungssystem. Und an der Stelle möchte ich mich wirklich bei allen Direktorinnen und Direktoren 

aller Schulformen bedanken, bei allen Pädagoginnen und Pädagogen, die oftmals mit schwierigen 

Rahmenbedingungen zu kämpfen haben. Die leisten wirklich tagtäglich hervorragende Arbeit. Und 

ich glaube, wir sind gut beraten, wenn wir teilweise die Parteipolitik heraußenlassen und wenn wir 

einfach einmal zuhören, was diese Lehrerinnen und Lehrer, diese Direktorinnen und Direktoren 

wirklich brauchen. Ich habe in den letzten Tagen, im Vorfeld dieser Aktuellen Stunde, mit einigen 

auch persönlich gesprochen. Und ich glaube, gerade was die Administration, was die Bürokratie 

anbelangt, da ist Handlungsbedarf. Wenn ich mir den Kompetenzraster ansehe – kaum in zwei 
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Schulen ist der Kompetenzraster gleich – da wäre es einmal an der Zeit, dass wir einen 

einheitlichen Kompetenzraster machen, der noch die Möglichkeit gibt für die Individualisierung im 

Sinne der Schulautonomie. Wir verlangen von den Schulen ab, dass Blackout-Konzepte gemacht 

werden, alle individuell, dass Kinderschutzprogramme individuell erstellt werden. Das ist ein 

enormer bürokratischer Aufwand. Und ich sage, ja, dieses mittlere Management ist ein guter 

Ansatz. Aber nicht nur für die großen Schulen im urbanen Raum, sondern wir brauchen das auch 

im ländlichen Raum, weil wir wollen auch den ländlichen Raum stärken und wir brauchen auch die 

Unterstützung für die kleinen Schulen. Und ich sage Ihnen ganz offen und ehrlich: Wenn du in 

manchen Schulen, zwei Stunden dazubekommst, administrativ, dann ist das relativ wenig. Und wir 

müssen uns auch vor Augen führen, dass wir in vielen Bereichen – und so auch in der Bildung – 

einen Personalmangel haben. Und ich weiß nicht, ob es immer sinnvoll ist, dass man dann die 

Pädagoginnen und Pädagogen für administrative Dinge heranzieht, ob es nicht gescheiter wäre, 

dass wir – so wie wir es in vielen anderen Bereichen schon haben – über 15a-Vereinbarungen, 

entsprechend wirklich administrative Stützkräfte in den Schulen, in den Sekretariaten integrieren. 

Aber dazu braucht es natürlich auch Geld. Und ich habe mit einer Direktorin vor wenigen Tagen 

erst gesprochen, die sagt mir, sie braucht fast ein Jahr, bis ein sogenannter "SPF-Antrag" 

genehmigt wird. (Dritte Präs. Schmidt: Das stimmt.) Es gibt zu wenig Psychologen und da wäre der 

Herr Bundesminister Wiederkehr gefordert, hier Geld entsprechend auch umzuschichten und in 

Richtung Länder zu geben, damit wir hier wir das Personal auch entsprechend richtig dort zum 

Einsatz kommen lassen, wo es auch gebraucht wird. Ich kann Ihnen nur sagen: Wir in 

Niederösterreich sind, was die Bildung anbelangt, in vielen Bereichen auf einem sehr, sehr guten 

Weg. Ich reiche dem Herrn Bildungsminister die Hand, dass wir das konstruktive Miteinander 

pflegen, dass wir keine Überschriften produzieren, die dann vielleicht an der Realität vorbeigehen. 

Denn eines – und an dem werden wir als politische Mandatare in allen Körperschaften gemessen: 

Falsche Erwartungen zu wecken, die dann am Ende des Tages nur Enttäuschung überlassen, das 

kann nicht die Politik der Zukunft sein. Das heißt, wir brauchen den konstruktiven Weg 

miteinander, mit den Lehrpersonen, mit den Direktorinnen und Direktoren. Und ich glaube, das ist 

der Weg. Und ich möchte mich bei dir, Christiane, da letztendlich auch nochmal recht herzlich 

bedanken. Du zeigst nämlich, wie es gehen kann. Du bist eine, die tagtäglich draußen ist, die auch 

wirklich zuhört, die diese Dinge auch ernst nimmt und die sie dann auch immer wieder in ganz 

konkrete Projekte umsetzt. In diesem Sinne, meine geschätzten Damen und Herren, liebe 

Kolleginnen und Kollegen, blicken wir positiv in die Zukunft. Wir haben einige Herausforderungen 

zu bewältigen, aber reden wir nicht alles schlecht. Das eine oder andere können wir gemeinsam 

bewältigen. Und ich sage auch, das können wir nur, wenn wir konstruktiv und positiv bleiben. Und 

für das stehe ich und für das stehen wir als Volkspartei. Blicken wir positiv in die Zukunft und 
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schauen wir, dass wir gemeinsam mit all jenen, denen die Bildung am Herzen liegt, das Beste für 

unsere Schülerinnen und Schüler und für die Zukunft unseres Landes machen. Danke schön. 

(Beifall bei der ÖVP und LR Mag. Teschl-Hofmeister.) 

Präsident Mag. Wilfing: Die nächste Wortmeldung ergeht an die Fraktionsvorsitzende Indra 

Collini von den NEOS. 

Abg. Mag. Collini (NEOS): Vielen Dank. Sehr geehrter Präsident! Werte Bildungslandesrätin! 

Werte Kollegenschaft! Sehr geehrte Damen und Herren! Der Kollege Lobner hat natürlich sehr 

viele... da sitzt er... sehr viele Punkte angesprochen, wo wir natürlich Diskussionsbedarf haben. 

Und der konstruktive und lösungsorientierte Weg ist, glaube ich, immer der, den man versuchen 

muss zu gehen, vorausschauend. Bevor ich jetzt inhaltlich einsteige, also ich bin jetzt seit einigen 

Jahren im NÖ Landtag. Ich habe das, glaube ich, noch nie... also ich habe das noch nie erlebt, 

dass man eine Aktuelle Stunde macht, wo faktisch minutenlang ein Minister diffamiert wird. Kann 

ich mich jetzt da (Unruhe bei der ÖVP.), nein, in der Form... (Unruhe bei Abg. Kainz.) ...in der Form 

nicht erinnern, das möchte ich einfach sagen. (Unruhe bei der ÖVP.) Das... nein. (Unruhe bei der 

ÖVP.) Und zum Kollegen Fiedler eingangs, bevor ich in den Inhalt einsteige: Herr Kollege, Sie sind 

kein Bildungsexperte, ist ja auch okay, wenn man dann Bildungssprecher wird. Sie sind aufgefallen 

durch Ihren Besuch im Landesschülerinnenparlament, also wo Sie salutiert haben, das ist 

offensichtlich das, was Sie vor Schülerinnen machen. Sie haben dort gesprochen, bei dieser 

Veranstaltung der Schülerinnen über Bildungsbomben, die man über Afrika abwerfen soll. (Abg. 

Mag. (FH) Fiedler, PhD: Beides falsch.) Fachlich fundiert war vieles nicht dabei (Abg. Mag. (FH) 

Fiedler, PhD: Beides falsch.), aber Sie informieren sich... anscheinend haben Sie Ihre 

Informationen aus Medien, das haben Sie ja gesagt. Kann man auch noch sagen, dass die FPÖ-

Medien offensichtlich keine Bildungsmedien sind. (Abg. Mag. (FH) Fiedler, PhD: Nochmals: Beides 

falsch.) So, die NÖ Schulen sind nicht gefährdet, das ist einmal die gute Nachricht. Und auch ich 

wollte mich bedanken für die Aktuelle Stunde, insofern, dass wir endlich die Möglichkeit haben, 

wieder einmal über Bildung zu diskutieren, weil das ist über viele Jahre nicht passiert. Und das ist 

gut so, dass wir das tun. Natürlich werde ich einige Dinge jetzt auch richtigstellen und so quasi die 

Fake News in Tatsachenberichte umwandeln. Also wenn die FPÖ jetzt von Gefährdung unserer 

Schulen wittert und die ÖVP die Lehrergewerkschaft mobilisiert und der Bildungssprecher Lobner 

gemeinsam mit Geschäftsführer Zauner als "Ritter von und zu Latein" medial gegen den 

Bildungsminister ausreiten, dann weiß man schon auch eines, glaube ich: Wir NEOS haben vieles 

richtig gemacht, denn es bewegt sich definitiv etwas und definitiv sehr viel im Bildungsbereich und 

ich kann das schon verstehen: Für manche ist dieses Reformtempo halt ganz offensichtlich zu 

hoch. (Abg. Zauner: Das sind nur die Zierzeilen.) Also es bewegt sich so viel wie schon seit Jahren 
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nicht mehr, und weil ich von der ÖVP rechts jetzt wieder ein kritisches Wort hörte, ich darf euch 

sagen: Alles, was bis jetzt passiert ist, ist im Ministerrat gemeinsam angenommen worden, war die 

ÖVP bei allen Veränderungen mit dabei. Also nur, dass wir das hier auch klarstellen: Was wir in 

den letzten Jahren erlebt haben, das waren Jahrzehnte des Stillstandes. Das Bildungsministerium 

war damals von der ÖVP geführt, es wurde dort sehr viel verwaltet und wenig gestaltet und das 

passt jetzt offensichtlich einigen nicht, dass da etwas vorangeht. Aber ich kann Ihnen sagen, für 

Österreichs Schulen und für unsere Kinder ist es eine gute Nachricht, dass Christoph Wiederkehr 

Bildungsminister ist, weil es ist endlich jetzt jemand da, der den Mut hat und auch den Willen hat, 

die Schulen ins 21. Jahrhundert zu führen. Und man hat auch gehört vom Kollegen Lobner, sie 

haben vieles erklärt, was so quasi anscheinend nicht geht. Dass sechs Jahre Volksschule... uns 

überlegen, dass man das reformiert, was übrigens in vielen, vielen Ländern Europas "State of the 

Art" ist. (Abg. Lobner: Es kann ja so nicht diskutiert werden.) Sie haben erklärt, wie es nicht geht, 

wir sollten darüber, wie es geht und auch diese Denke, dass Bildung (Unruhe bei Abg. Lobner.), 

also dass Sie Bildung nur in Räume denken, zeigt offensichtlich schon auch die Enge des Zugangs 

zur Bildungsthematik. (Unruhe bei Abg. Lobner.) Wo hat denn der Christoph Wiederkehr Mut 

bewiesen? Er hat Mut bewiesen bei der Umsetzung... gleich, wie er begonnen hat, hat er das 

Handyverbot eingeführt. (Abg. Ing. Mag. Teufel: Trotz Inkompetenz des Ministeriums.) Das war 

etwas, das war lange diskutiert, ich kann mich erinnern. Auch in Niederösterreich hat es 100 

Gründe gegeben, warum man das anscheinend nicht umsetzen kann, Christoph Wiederkehr hat es 

gemacht und das war gut, weil es für die Lernqualität in den Schulen wesentlich ist. Was ist der 

nächste große Schritt gewesen? Dieser große Schritt – und das stimmt – die Pädagoginnen sind 

wirklich administrativ zu belastet und darum gibt es auch einen Riesenzug zum Abbau der 

Bürokratie in den Schulen. Christoph Wiederkehr hat 80 Prozent der überflüssigen Erlässe 

gestrichen, damit die Lehrerinnen und Lehrer das tun können, wofür sie da sind, nämlich 

unterrichten. Er hat digitale Tools eingeführt, um die Amtswege der Pädagoginnen leichter zu 

machen. Er führt jetzt ein, ein mittleres Management. Da geht es ja genau darum, die Schulen zu 

professionalisieren und die Lehrerinnen zu entlasten. Im Wochentakt geht es daher mit 

Erneuerungen und jetzt kommen wir zur Deutschförderung. Und es tut mir leid, ich hoffe, dass ich 

das mit elf Minuten heute hinkriege, was ich hier alles korrigieren muss. Das ist wirklich eine große 

Herausforderung im Bildungsbereich und was Christoph Wiederkehr gemacht hat: Er hat endlich 

Lösungen gebracht, anstatt nur das Problem anzuheizen, was die Herren von rechts hier so gerne 

tun. Im alten Modell war die Deutschförderung gedeckelt, viele Kinder bekamen schlichtweg nicht 

die Förderung, die sie gebraucht haben. Was ist jetzt? Wiederkehr hat die Fördertöpfe 

zusammengeführt, er hat ein neues Modell eingeführt. Es ist nicht gedeckelt, es ist treffsicher, es 

ist bedarfsorientiert, es schafft Planbarkeit für die Schulen und wir haben 108 Millionen Euro in der 
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Deutschförderung und zusätzlich 1.000 Planstellen. Also wenn das nicht Deutschförderung par 

excellence ist, dann weiß ich nicht. Das ist keine Gefährdung, das ist die größte Deutschoffensive 

seit Jahren. (Beifall bei den NEOS.) Wir haben auch die verpflichtende Sommerschule eingeführt, 

auch die ist ein Instrument, um das Thema "Deutsch" bis hin zum Thema "sinnerfassendes Lesen" 

zu unterstützen. Aber offensichtlich das mit dem sinnerfassenden Lesen, das scheint bei 

Erwachsenen nicht immer da zu sein, und wenn ich mir jetzt wieder anschaue, was bei der ÖVP-

Pressekonferenz hier dann kommuniziert wird, da muss ich sagen, diesen großen Reformschritt 

des Chancenbonus, das hat man offensichtlich auch nicht ganz verstanden, weil es wird ja 

kritisiert, dass die Mittel nicht fair über alle Bundesländer verteilt werden. Meine Damen und 

Herren von der ÖVP, insbesondere eben die Kollegen Lobner und Zauner, es geht hier in diesem 

Bereich nicht darum, die Mittel mit der Gießkanne über die Bundesländer zu verteilen. Das ist ja 

nicht der Sinn des Chancenbonus. Der Sinn des Chancenbonus ist ja, die Mittel dorthin zu lenken, 

wo die Herausforderungen am größten sind. Und ja, es sind 400 Schulen, die einen 

Chancenbonus bekommen. Es sind 27 Schulen in Niederösterreich, das stimmt. Zusätzlich 800 

zusätzliche Vollzeitkräfte gibt es in ganz Österreich, es sind 65 Millionen Euro, die investiert 

werden, 112.000 Kinder, die davon profitieren. Und jetzt kommt wirklich die ÖVP daher und sagt: 

"Mimimi, wie böse ist denn das? Die Wiener bekommen viel mehr Geld, das ist ja so gemein." Und 

manchmal frage ich mich wirklich: Ist das einfach nur kindisch? Ist das einfach nur Egoismus? 

Oder geht es um das gesamtheitliche Erfassen, das schwerfällt? No, na, ned bekommt Wien 

wesentlich mehr Geld, weil Wien hat auch – wir haben das ja gehört – hat einfach wesentlich 

größere Herausforderungen. Nur wenn wir auf die Zahlen schauen: In Niederösterreich haben wir 

210.000 Schülerinnen, nicht ganz 6.000 davon, 2,8 Prozent sind außerordentliche Schülerinnen. 

Das sind also diejenigen, für die oftmals das Thema Deutsch eine große Herausforderung ist. 

Wien hat 260.000 Schülerinnen und 20.000 davon sind außerordentliche, also fast 8 Prozent. Ich 

meine, klingelt da irgendetwas? Das ist doch logisch, dass man die Mittel ganz gezielt dorthin 

lenkt, wo sie gebraucht werden. Wir in Niederösterreich können uns glücklich schätzen, dass wir 

diese Herausforderung – wir haben andere – aber diese Herausforderung nicht in dieser 

Dimension haben und natürlich 27 Schulen in Niederösterreich haben auch diese Herausforderung 

und die bekommen jetzt zusätzliche Mittel und profitieren vom Chancenbonus. Und zum Thema 

Fairness, also wie die Mittel verteilt werden, die Basis, wie dieses Geld verteilt wird, sind faire, 

transparente... das ist ein objektiver Schlüssel. Die Basis sind Registerdaten von der Statistik 

Austria. Also ich glaube fairer und klarer und transparenter geht es nicht mehr. Es ist keine 

Parteipolitik. Da geht es nicht um Willkür. Da geht es nicht um Gießkanne. Da geht es auch nicht 

um Schrebergarten-Mentalität, sondern genau das Gegenteil davon ist es, sondern es geht um 

ganz gezielte Lösungen für Herausforderungen. Und so machen wir Bildungspolitik. Und es ist 
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noch viel mehr passiert. Wir setzen einen Fokus auf Elementarpädagogik. Wir – oder besser 

gesagt Steuerzahlerinnen und Steuerzahler – investieren 32 Millionen in 4.000 neue 

Ausbildungsplätze, weil etwas ist auch klar: Wer Ausbildung und Leistung sichern will, muss ganz 

früh ansetzen. Also schon beim Kindergarten und nicht erst bei der Matura. Und jetzt komme ich 

zur Matura, ich kann auch hier beruhigen. Es wird auch künftig... für all jene, die Latein so 

verteidigen und es stimmt, Latein ist ein wichtiger Teil des Bildungssystems, aber nicht nur Latein. 

Aber es wird Latein weiterhin geben, man kann weiterhin in Latein maturieren, man kann weiterhin 

das kleine Latinum in der Schule machen. Auch das, was hier vorgestellt worden ist, ist nicht dem 

Christoph Wiederkehr plötzlich eingefallen. Diese Lehrplanreform ist in den letzten vier Jahren in 

einem Prozess gemeinsam mit allen Stakeholderinnen erarbeitet worden. Also: Latein bleibt. Es 

geht nur darum, dass wir in der siebten und achten Klasse eine Wochenstunde Latein zugunsten 

von Zukunftsfächern umorganisieren. Und Achtung, vielleicht ist das für manche hier herinnen 

auch ernüchternd, aber wir müssen das machen, weil die Welt, die hat sich verändert und die 

verändert sich, und zwar ziemlich zügig. Und genau diese Veränderungen sind es, die 

Modernisierung erfordern, die Modernisierung in den Bildungsinhalten erfordern. Weil wir alle hier 

erinnern, wir wollen ja, dass die Kinder auf die Herausforderungen der Zukunft vorbereitet sind und 

da brauchen wir neue Fächer wie künstliche Intelligenz, wie Demokratie, wie Medienbildung und 

ganz interessant finde ich ja auch den FPÖ-Ansatz. Sie haben jetzt die größte Sorge, dass wir 

unsere Kinder nicht richtig vor Fake News schützen. Dann würde ich sagen, schauen Sie einfach 

in Ihre eigenen Kanäle hinein und drehen Sie dort Ihre Fake News ab, dann ist die Menschheit 

auch vor Fake News geschützt. Ja, stimmt. Reformtempo ist hoch, offensichtlich höher als die 

Lehrergewerkschaft und die ÖVP das gewohnt sind. Aber nicht die Reformen sind die Gefahr, 

sondern die Reformverweigerer, die sind die Herausforderung. Und das sind auch die 

tatsächlichen Gefährder unserer Schulen, die nämlich ernsthaft glauben, dass man mit den 

Konzepten von gestern die Herausforderungen von morgen bewältigen kann. Sehr geehrte Damen 

und Herren, Bildung darf kein ideologisches Schlachtfeld sein. Das Bildungsministerium ist unser 

Zukunftsministerium. Und ja, es gibt dort einen Paradigmenwechsel jetzt. Es wird nicht mehr 

verwaltet, sondern es wird gestaltet. Und ja, das ist mutig. Aber Mut ist genau das, was unser 

Bildungssystem viel zu lange vermisst hat. Und wir NEOS, wir stehen zu diesen Reformen. Für ein 

Bildungssystem, das endlich im 21. Jahrhundert angekommen ist. Danke. (Beifall bei den NEOS.) 

Präsident Mag. Wilfing: Abgeordneter Helmut Fiedler hat sich für eine tatsächliche Berichtigung 

gemeldet. 

Abg. Mag. (FH) Fiedler, PhD (FPÖ): Geschätzter Herr Präsident! Mitglieder der Landesregierung! 

Hoher Landtag! Ich darf drei Sachen ganz klarstellen. Zunächst einmal: Ich war 27 Jahre stolzer 
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Soldat und Offizier einer auf milizbasierte Armee und keiner Berufsarmee, wie es die NEOS 

vertreten. Ich weiß sehr wohl, was salutieren ist. Ich weiß, wo man salutiert und wo man nicht 

salutiert. Es wurde nicht salutiert. Frau Abgeordnete Collini, Sie waren an diesem Tag gar nicht vor 

Ort. Sie waren gar nicht dort. (Unruhe bei Abg. Mag. Collini. – Abg. Weninger: Das ist keine 

Berichtigung. – Abg. Krumböck, BA: Das ist keine tatsächliche Berichtigung.) Genau. Aber Sie 

sitzen auch Medienberichterstattungen auf und so weiter. Sie waren nicht dort. (Abg. Krumböck, 

BA: Das ist keine tatsächliche Berichtigung.) 

Präsident Mag. Wilfing: Herr Abgeordneter, ich würde Sie wirklich bitten, bei der tatsächlichen 

Berichtigung zu bleiben und nicht in die Diskussion einzusteigen. 

Abg. Mag. (FH) Fiedler, PhD (FPÖ): Zweite Berichtigung: Man muss Wörter – und Sie haben es 

heute auch angesprochen – sinnerfassend lesen, Wörter in einen Kontext bringen. 

Kontextualisieren, heißt das Wort von Bildungsbomben. (Abg. Weninger: Das ist noch immer keine 

tatsächliche Berichtigung.) Und dritte Sache: Ihre herablassende Art und Weise. "Sie sind kein 

Bildungsexperte". Das macht den Unterschied aus. Und deswegen stehen die NEOS-

Sonntagsumfragen bei 9 Prozent und die FPÖ bei 36 Prozent. Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Mag. Wilfing: Als Nächste zu Wort kommt die Abgeordnete Kathrin Schindele, SPÖ. 

Entschuldigung. Entschuldigung. Ich habe mich verlesen. Entschuldigung. Als Nächste zu Wort 

kommt die Abgeordnete Silvia Moser von den GRÜNEN. 

Abg. Mag. Moser, MSc (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Frau Landesrätin! 

Hohes Haus! Was wir alle wissen ist, dass die Schulzeit eine sehr wichtige Phase in unserem 

Leben ist. Sie ist wesentlich für die Entwicklung, nicht nur was jetzt das Wissen betrifft, sondern 

vor allem für die Persönlichkeitsentwicklung. Wir haben die sensiblen Phasen der Kindheit und der 

Pubertät, die wir in der Schule verbringen. Und noch Jahrzehnte danach reden wir bei 

Klassentreffen oder sonstigen Gelegenheiten darüber, welcher Lehrer fair war, welche Lehrerin 

besonders fies war, und mit einer gewissen Distanz sehen wir auch gewisse Dinge anders. 

(Zweiter Präsident Waldhäusl übernimmt den Vorsitz.) Der Titel dieser Aktuellen Stunde "Deutsch 

stärken, Leistung sichern", das klingt im ersten Moment nach einem Ziel, das wir wohl alle hier im 

Raum sofort unterschreiben würden. Die deutsche Sprache ist der Schlüssel zu allem: zur Bildung, 

zum Arbeitsmarkt, zum gesellschaftlichen Miteinander. Wer kein Deutsch kann, ist in unserem 

System faktisch sprachlos. Aber geschätzte Kolleginnen und Kollegen der FPÖ, der Weg, den sie 

hier propagieren und auch der Weg, den der Bildungsminister mit seiner Lehrplanreform 

eingeschlagen hat, die führen nicht zu mehr Leistung, sie führen geradewegs in eine Sackgasse. 

Wir reden hier nicht über eine kleine Anpassung der Stundenpläne, wir reden über einen massiven 
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Eingriff in die AHS. Und das auf eine Art und Weise, die demokratiepolitisch wirklich mehr als 

fragwürdig ist. Reformen werden heute sozusagen per Pressekonferenz und Social Media 

verkündet, noch bevor es überhaupt ein fertiges Konzept gibt oder die Schulpartner ernsthaft am 

Tisch saßen. Es werden im Ministerium schon Fakten geschaffen, als wäre alles längst 

beschlossen. Und geschätzte Kolleginnen und Kollegen, wer so vorgeht, sendet eine fatale 

Botschaft. Die Entscheidung ist gefallen, die Praxis darf im Nachhinein bitte nur noch applaudieren 

oder schweigen. Kritische Stimmen aus der Schule, aus der Wissenschaft, von den Eltern- und 

Lehrervertretern, Schülervertretern werden ignoriert oder mit billigen Stehsätzen auf Instagram 

abgespeist. Zum Inhalt: Zum Thema Fremdsprachen und Latein habe ich eine ganz klare Meinung. 

Wer selbst Latein gelernt hat – und ich habe Latein gelernt und ich habe es phasenweise verflucht 

– also wer selbst Latein gelernt hat, weiß, dass das kein totes Wissen ist. Es ist logisches 

Krafttraining für das Gehirn. Man lernt, wie Sprache und Denken funktionieren. Und deshalb sehe 

ich diese drastischen Kürzungen, wie sie der Minister plant, sehr, sehr skeptisch. Wir dürfen das 

humanistische Fundament nicht einfach aufgeben. (Beifall bei den GRÜNEN und Abg. Krumböck, 

BA.) Dass künstliche Intelligenz und digitale Kompetenz heute unbedingt Teil eines 

zukunftsweisenden Unterrichts sein müssen, das steht für mich außer Diskussion. Und es ist ja im 

Lehrplan enthalten. Wer heute behauptet, wir bräuchten kein Wissen über Algorithmen oder KI-

Ethik, der verweigert der Jugend die Werkzeuge für die Welt von morgen. Und wir brauchen 

beides, seien wir doch ehrlich, wir brauchen beides: Das Fundament der Tradition und die Kraft 

der Moderne. Und wenn wir schon von "Deutsch stärken" reden: Ihre starren Deutsch-

Förderklassen, wie sie hier in Niederösterreich mit aller Gewalt verteidigt werden, sind das beste 

Beispiel für verfehlte Politik. Ich halte gar nichts von diesem Modell in seiner jetzigen harten Form. 

Kinder– und das wissen wir alle – sie lernen Sprachen am besten von Gleichaltrigen. Mit der 

täglichen Verwendung von Deutsch als Alltagssprache im Unterricht führt man die Kinder heran, 

dass sie dem Unterricht auch folgen können. Und das ist für mich das Wichtigste. Und ich sage: 

Geben wir doch den Direktorinnen, den Lehrkräften den Spielraum selbst zu entscheiden, wie sie 

Kinder fördern, denn sie vor Ort, sie wissen es am besten. (Beifall bei den GRÜNEN und Abg. 

Mag. Collini. – Abg. Mag. Collini: Das ist richtig. – Dritte Präs. Schmidt: Seh´ ich auch so.) So, jetzt 

habe ich den Faden verloren. Ja, sie wissen es am besten vor Ort, genau. Manche brauchen halt 

einen intensiveren Sprachunterricht, einen intensiveren Deutschunterricht. Den sollen sie haben. 

Andere lernen Deutsch am besten – ich habe es eh schon gesagt – durch das Miteinander im 

Unterricht. Ihr System aber sortiert nur aus, anstatt Kinder zu integrieren. Sie reden von Leistung, 

sie verhindern sie aber durch bürokratische Hürden, sie beschweren sich über Probleme und sind 

selbst ein Teil davon. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und bevor Sie mit dem Finger nach Wien zeigen, 

schauen Sie einmal auf die eigenen Probleme hier im Land. Unsere Lehrerinnen und Lehrer sind 
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am Rande der Erschöpfung, weil sie von der Bürokratie der Bildungsdirektion erdrückt werden. 

Während Sie hier von Ordnung schwadronieren, fehlt es in den Klassenzimmern an den nötigsten 

Ressourcen. Vom Fehlen von Unterstützungspersonal und Schulpsychologinnen ganz zu 

schweigen. Hören Sie endlich auf, Bildung als Kulturkampfschauplatz zu missbrauchen. Die 

Schulen brauchen keine Ministerdiktate von oben und keine FPÖ-Parolen von gestern. Sie 

brauchen Autonomie, sie brauchen echte Förderung und sie brauchen eine Politik, die den 

Menschen in der Praxis endlich wieder zuhört. Und ich möchte schließen mit einem Spruch, der 

mich immer wieder fasziniert und beeindruckt und unter diesem Aspekt sollten wir die ganze 

Debatte auch sehen: Bildung ist das, was bleibt, wenn man Gelerntes vergisst. Danke. (Beifall bei 

den GRÜNEN.) 

Präsident Mag. Wilfing: Weiters zu Wort gemeldet hat sich Abgeordnete Kathrin Schindele, SPÖ. 

Abg. Schindele (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landesräte! Hoher Landtag! Ja wir 

sehen, Bildungsdebatten emotionalisieren und verstehen Sie mich jetzt nicht negativ, aber das ist 

auch gut so, weil das halte ich wie beim Fußball. Jeder, der in der Schule war, ist ein 

Bildungsexperte und wir sehen, jeder, der sich damit beschäftigt, trägt dazu bei, dass sich unser 

Bildungssystem auch weiterentwickelt. Und, Herr Kollege Fiedler, du warst ja sehr beschäftigt, das 

Feuer in den diversen Stockwerken zu löschen, aber ich glaube, bei deiner 17-minütigen Rede ist 

mir eines zu kurz gekommen – nämlich die Positivbeispiele. Weil eines muss ich dir... (Beifall bei 

der SPÖ und der Dritten Präs. Schmidt.) ...eines muss ich dir schon sagen: Du redest von dem 

Unterricht in den Klassen. Du redest von dem, dass kein Unterricht mehr möglich ist. Du redest 

von unseren Bildungsstätten und ich glaube, dir ist nicht bewusst, dass diesen Unterricht die 

Pädagoginnen und Pädagogen planen. Und sie überlegen sich, wie sie diesen Unterricht planen. 

Ich gebe dir recht, es ist manchmal nicht einfach, den Unterricht so zu gestalten, weil die 

Pädagogen stehen nicht nur eine Stunde vor 25 Kindern, sie stehen oft vier, fünf Stunden 

hintereinander in diversen, unterschiedlichen Klassen. Aber sie überlegen sich was dabei und 

deswegen verdient jeder Pädagoge und jede Pädagogin meine höchste Wertschätzung. Und ich 

glaube, das hat sich von allen einen Applaus verdient. (Beifall bei der SPÖ, der ÖVP, den 

GRÜNEN und der Dritten Präs. Schmidt.) Ich erzähle Ihnen jetzt kein Novum. Wir alle wissen, 

dass sich jeder Bildungsminister ein Denkmal setzen will, dass er etwas schaffen will, worauf er 

dann in seiner Politpension stolz sein kann und auf das er auch verweisen kann. Und es wurden in 

der Vergangenheit auch schon gute Vorhaben umgesetzt, die von der breiten Masse mitgetragen 

wurden. Aber es hat natürlich auch Reformen gegeben, die auf Widerstand gestoßen sind oder die 

auf Widerstand stoßen. Und diese Reformen... da haben wir auch eine Nachbesserung gebraucht 

und die werden wir auch brauchen. Weil eines ist klar – und das hat uns auch schon die 
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Vergangenheit bewiesen – Reformansätze, die schnell verlautbart werden, ohne dass man dafür 

wesentliche Partner ins Boot holt, die sind schon im Vorhinein zum Scheitern verurteilt, obwohl es 

vielleicht auch manchmal gute Ansätze gibt, die weiterverfolgt werden müssen, weil sich die 

Herausforderungen natürlich auch ständig ändern. Und darum möchte ich Ihnen sagen, was für 

mich, was für die SPÖ wichtig ist bei Reformen. Es geht in erster Linie darum: Möchte ich etwas 

wirklich umsetzen, dann muss ich alle Partner ins Boot holen. Und was ganz wichtig ist, und das 

haben wir gesehen auch jetzt mit dieser Debatte, die in den AHS boomt: der Dialog mit der Praxis. 

Mit den Pädagoginnen und Pädagogen, die das in der Praxis umsetzen müssen, mit denen muss 

gesprochen werden. Und eines ist auch klar: Das Ausspielen von Fächern, das hat sich in der 

Vergangenheit noch nie bewährt. Und ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Ich persönlich, ich habe ja 

auch unter Tacitus gelitten. Ich habe sechs Jahre Latein gehabt, aber ich bin froh, dass ich gelitten 

habe, weil ich habe zusätzlich zu dem Lateinunterricht auch noch Französisch und Spanisch in der 

Schule gelernt und es war oft nicht einfach. Aber es hat mir neben meinen sprachlichen 

Kenntnissen noch eines gezeigt: wie ich an diverse Prozesse herangehe. Es hat mir wirklich 

gezeigt, wie ich hier Denkanstöße bekomme, wie ich damit umgehen muss. Es hat mich etwas 

gelehrt für mein tägliches Leben. Und es ist natürlich die KI und es ist der Informatikunterricht, es 

sind die neuen Medien extrem wichtig. Warum sind sie wichtig? Na, weil es einfach die 

Herausforderungen der heutigen Zeit sind. Aber das eine schließt das andere ja nicht aus, weil 

alle, die wissen, im Bildungsbereich, in unseren Lehrplänen, da gibt es auch so Schlagwörter wie 

Kompetenzorientierung. Da reden wir von Unterrichtsprinzipien und niemand, aber auch niemand 

verbietet uns, dass wir fächerübergreifend unterrichten können. Und deswegen lässt sich das alles 

gut miteinander verbinden. Und was auch ganz wichtig ist – und da bin ich jetzt wieder bei den 

Praktikern – ist eine Prioritätenlistung. Was ist wirklich wichtig? Und die Kollegin Moser hat es 

schon angesprochen, aber auch der Kollege Lobner. Wir brauchen hier Unterstützungspersonal, 

weil es natürlich auch um eine psychosoziale Unterstützung geht. Wir haben in verschiedenen 

Gegenständen einen Lehrkräftemangel. Auch hier brauchen wir Lösungen, wie wir das bewältigen 

können. Wir müssen uns überlegen, wie können wir auch den Lehrberuf attraktivieren, dass uns 

die Lehrer auch in Zukunft erhalten bleiben. Und ganz wichtig ist auch – und wenn ich jetzt hier an 

die weiterführende Schule denke – die Grundkompetenzen müssen gefestigt sein. Lesen, 

Schreiben, Rechnen, wenn das nicht gefestigt ist, dann wird sich jeder Schüler, jede Schülerin im 

weiteren Verlauf massiv schwertun. Und da gehört natürlich auch die Deutschförderung dazu. Und 

natürlich ist es notwendig, hier massiv zu fördern. Na warum? Weil die Unterrichtssprache in den 

meisten Gegenständen eben Deutsch ist. Und wenn ich die Erwartung habe, dass ich mich an 

Regeln halten muss, dann muss ich diese Regeln erklären können, damit ich sie dann auch 

verstehe. Weil nur wenn ich etwas erklären kann, dann kann ich sie dann auch verstehen. Und es 
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geht natürlich auch um die Vermittlung von Lerninhalten. Und hier vergessen Sie nicht, auf die 

Erfahrung auch von Pädagoginnen und Pädagogen zurückzugreifen, weil – und das haben wir 

heute auch schon gehört – Sprache lernt man nur durch Sprechen. Und es gibt auch noch viele 

andere Expertisen von den Praktikerinnen, die wir uns hier als Vorbild nehmen können. Und das, 

was natürlich immer wichtig ist, was natürlich auch finanziell enorme Anstrengungen erfordert: Wir 

brauchen hier ausreichend Personal. Ja, Hoher Landtag, ich glaube, ich habe unseren Standpunkt 

deutlich klargemacht. Die bestmögliche Bildung muss allen Menschen zur Verfügung stehen. Sie 

begleitet uns ein Leben lang. Und es braucht daher auch Bildungsangebote für jedes Lebensalter, 

die von allen mitgetragen werden und auch alle mittragen können. Danke schön. (Beifall bei der 

SPÖ und der Dritten Präs. Schmidt.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordneter Christian Brenner, FPÖ. 

Abg. Brenner (FPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landesrätin! Geschätzte Damen und 

Herren Abgeordnete! Liebe Landsleute! Ja, zu Beginn, ich glaube, die Kollegin Collini ist jetzt 

gerade nicht da, also mich überrascht sehr wohl die Empörung, warum ihr namentlich den 

Bildungsminister Christoph Wiederkehr nennt. Steht leicht der Herr Minister nicht mehr zu seinen 

eigenen Reformplänen oder was ist denn leicht der Grund, warum Sie sich da empören? Stellt sich 

mir eine Frage: Was ist da los? Darf man nicht mehr solche Personen benennen? Denn 

anscheinend, wenn Sie nicht 100 Prozent dahinterstehen, ist es verboten. Naja, sei es darum. Wie 

es aber mein Vorredner Helmut Fiedler bereits treffend formuliert hat: Unser Bildungshaus 

Österreich steht in Flammen. Wenn ein Erdgeschoss bereits lichterloh brennt, dann diskutiert man 

nicht über neue Wandfarben im Dachgeschoss, dann löscht man einfach den Brand, entschlossen 

ohne Zeit zu verlieren. Doch genau das geschieht eben nicht. Statt die Ursachen anzugehen, 

bleibt Bildungsminister Wiederkehr bei Ankündigungspolitik und inszeniert Reformen als PR-Show, 

während in vielen Klassenzimmern der Unterricht längst an seine Grenzen stößt. Die Jugend will 

keine Showpolitik, sie will Unterricht. Es braucht Klassenzimmer, in denen gelernt wird und nicht 

solche, in denen Chaos verwaltet wird. Sie braucht Klassenzimmer, sie braucht Lehrer, die 

unterrichten können und nicht Pädagogen, die gleichzeitig Sozialarbeiter, Konfliktmanager und 

Dolmetscher sein müssen. Und sie brauchen vor allem eines: die deutsche Sprache. Die 

Unterrichtssprache in Österreich ist Deutsch. Und ausreichende Deutschkenntnisse sind keine 

Empfehlungen, sie sind die Grundvoraussetzung dafür, dass die Schule überhaupt funktionieren 

kann. Ohne Deutsch gibt es keinen geordneten Unterricht, ohne Deutsch gibt es keine Leistung 

und ohne Deutsch gibt es auch keine echte Integration. Die Realität sieht jedoch anders aus. Nicht 

nur in Wien, sondern längst auch in unseren niederösterreichischen Städten erleben wir 

Entwicklungen, die wir früher nur aus der Bundeshauptstadt Wien kannten. Schulen, in denen ein 
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regulärer Unterricht kaum mehr möglich ist, weil viele Kinder mit Migrationshintergrund dem 

Unterricht sprachlich einfach nicht folgen können. Die Folgen sind, leistungsbereite Kinder 

verlieren wertvolle Unterrichtszeit und das Tag für Tag. Lehrkräfte geraten an ihre 

Belastungsgrenzen und Konflikte durch Kulturkämpfe in Klassenzimmern nehmen spürbar zu. Das 

ist kein Naturgesetz, das ist kein Schicksal, das ist die direkte Folge von verfehlter Politik. Und wer 

hier weiter beschwichtigt, der gefährdet nicht nur die Bildungsqualität, er gefährdet die Zukunft 

unserer Kinder. Und genau hier kommen wir zum Leistungsprinzip. Schule ist kein Ort der 

Gleichmacherei, sondern ein Ort der Entwicklung. Gerade für Kinder aus einfachen Verhältnissen 

ist Leistung oft die einzige Chance zu Aufstiegsmöglichkeiten. Wer Anforderungen senkt oder 

Unterschiede künstlich verwischt, hilft niemandem. Er nimmt den Fleißigen die Motivation und 

schwächt das gesamte System. Deshalb lehnen wir Freiheitliche auch eine Verlängerung der 

gemeinsamen Volksschulzeit von vier auf sechs Jahre klar ab. Wer nach vier Jahren nicht 

ausreichend Deutsch kann, wird es nach sechs Jahren auch nicht besser können. (Abg. Müller, 

BSc: Das stimmt doch nicht.) Leistung entsteht nicht durch längeres Zusammensitzen, sondern 

durch klare Maßstäbe, Förderungen und Fähigkeiten. Wer das ausblendet, schwächt am Ende alle 

Kinder. Und genau deshalb sagen wir Freiheitlichen klar, was zu tun ist. Erstens: Deutsch als 

Voraussetzung. Kein regulärer Unterricht ohne ausreichende Deutschkenntnis. Sprachförderung 

muss intensiv, verpflichtend und wirksam sein. Zweitens: Stärkung des Leistungsprinzips. Klare 

Maßstäbe, echte Differenzierung und Förderung nach Fähigkeiten statt Gleichmacherei. Drittens: 

Rückendeckung für unsere Lehrkräfte. Mehr Autorität im Klassenzimmer, klare Regeln und null 

Toleranz gegenüber Gewalt und Respektlosigkeit. Viertens: Keine Strukturreform auf dem Rücken 

unserer Kinder. Qualität vor Ideologie, Substanz vor PR. Hoher Landtag! Wenn ein Haus brennt, 

dann diskutiert man nicht über neue Tapeten, man löscht das Feuer. Das Feuer in unserem 

Bildungssystem heißt fehlende Deutschkenntnisse, schwindendes Leistungsbewusstsein und 

politische Schönfärberei. Wir stehen für ein Bildungssystem, das Leistung belohnt, Integration 

ernstnimmt und unseren Kindern echte Zukunftschancen bietet. Nicht Ankündigungspolitik, nicht 

Ideologie, sondern Verantwortung, Deutsch stärken, Leistung sichern, Österreichs Kinder 

schützen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Weiters zu Wort gemeldet hat sich Abgeordneter Florian 

Krumböck, ÖVP. 

Abg. Krumböck, BA (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Frau Bildungslandesrätin! 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Wir Bürgerlichen, wir tun uns ja normalerweise ein bisschen 

schwer mit Kampfbegriffen oder politischem Kulturkampf. Nur wenn es um Bildung geht, dann 

kocht auch das bürgerliche Herz ein wenig über, weil Bildung für uns, gerade in der Volkspartei 
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NÖ, einen besonderen Stellenwert hat. Bildung bietet jeder und jedem Einzelnen die Chance zur 

selbstständigen und selbstwirksamen Bürgerin beziehungsweise Bürger zu werden. Bildung ist der 

beste Garant für Freiheit, egal ob es um wirtschaftliche, politische, gesellschaftliche 

Abhängigkeiten oder Zwänge geht. Bildung befähigt junge Menschen dafür, selbstständig zu 

denken, Populisten nicht auf den Leim zu gehen, Verantwortung zu übernehmen und ihr Leben 

eigenständig zu gestalten. Und auch wenn wir gerade vorhin noch über die Wirtschaftsstrategie 

gesprochen haben: Bildung ist auch, aber nicht nur, ausschließlich Arbeitsmarktvorbereitung. 

Bildung ist Persönlichkeitsbildung, sie ermöglicht Urteilskraft und ist Grundlage unserer 

demokratischen Kultur und deshalb, ja, ist Bildung auch für uns ein Kampfbegriff, den wir in 

Niederösterreich kämpfen, gemeinsam mit den Pädagoginnen und Pädagogen in einem 

differenzierten Schulsystem mit seinen Schwerpunkten und Ausrichtungen um die beste Zukunft 

für jedes Kind und Bildung ist dabei die Grundlage genau dafür, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Und aus diesem Grund lassen wir uns heute auch das Bildungssystem in Niederösterreich nicht 

schlechtreden. Dass diese Alles-ist-Furchtbar-Erzählungen, die manche immer wieder versuchen 

zu erzählen... die verfängt sich nicht bei uns in Niederösterreich. Und wer das nicht verstehen will, 

dem sagen wir es dann doch noch in ganz einfachen Worten: Niederösterreich ist nicht Wien, 

geschätzte Kolleginnen und Kollegen. Und Gott sei Dank ist dem so. Gott sei Dank gibt es den 

Unterschied, weil während in Wien die Lehrerinnen und Lehrer von den pinken Bildungsstadträten 

auf Basis von fehlgeleiteter roter Migrations-, Integrations- und Sozialpolitik oft im Regen stehen 

gelassen werden, haben wir in Niederösterreich zum Beispiel mit der Mitwirkungspflicht etwas auf 

den Weg gebracht, das jetzt auch in den Schulen zum Vorbild wird. (Abg. Mag. (FH) Fiedler, PhD: 

Spannend.) Während in Wien fast 20 Prozent der Kinder aufgrund von fehlenden 

Sprachkenntnissen als außerordentliche Schülerinnen und Schüler geführt werden, sind es in 

Niederösterreich nur 7 Prozent. Während in Wien die Gymnasien beschnitten, neue Experimente 

zu sechsjährigen Volksschulen erdacht und das, ohne mit den Schulerhaltern oder mit den 

Personalvertretern zu reden, auch in die Umsetzung gehen soll. Und während in Wien die 

Mittelschulen oft mehr Brennpunktschulen sind, können sich bei uns in Niederösterreich die 

Lehrerinnen und Lehrer auf das Land und seine Bildungslandesrätin Christiane Teschl-Hofmeister 

als Partner verlassen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Und das ist der Unterschied. (Beifall bei der 

ÖVP.) Und wenn die Kollegin Collini vorher gemeint hat: "No na ned bekommt Wien mehr Geld 

jetzt auch aus dem Chancenbonus", ja dann verkennt sie doch die Kritik, worum es denn in 

Wirklichkeit geht. Weil wo liegt denn da der Hund begraben? Es war die rote Politik in Wien, die 

eine Situation verursacht hat, die viele, viele Probleme hervorgerufen hat. Es sind pinke Stadträte, 

die dem nicht Herr werden (Abg. Mag. Collini: Das müssen wir lösen, oder? Das müssen wir 

lösen.) und jetzt fließt Geld, das sonst für das ganze Bundesgebiet auch zur Verfügung stehen 
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könnte, genau nach Wien und das ist der Fehler in dieser Diskussion. (Beifall bei der ÖVP.) Und 

ja, man muss hier nicht verschweigen: Auch bei uns gibt es Herausforderungen, die man 

anpacken muss. Sprachförderung gerade im urbanen Bereich – wie auch bei uns in St. Pölten – ist 

ein wichtiges Thema. Der Ausbau von Sozialarbeit und Schulpsychologie, die negativen Folgen 

von Digitalisierung und der Zugänglichkeit von digitalen Medien ist eine große Herausforderung. 

Administrative Aufgaben, die zu erledigen sind und das Zusammenwirken mit Familien und Eltern 

werden zur täglichen Belastungsprobe von Pädagoginnen und Pädagogen und ja, auch die 

Diskussion um den Erhalt von Sonderschulen gehört da dazu. Und viele der heutigen Inputs waren 

ja genau deshalb spannend. Und die Diskussion hier und medial auch, die in den letzten Tagen 

geführt worden ist, rütteln da auch an ganz grundsätzlichen Fragen. Das betrifft etwa die Frage, 

wie wir es schaffen, Herausforderungen unserer Zeit auch im Unterricht abzubilden. Und ich 

komme damit zum Thema künstliche Intelligenz und den Lateinunterricht. Unsere Meinung ist sehr 

klar. Wir müssen beim Thema KI den richtigen Zugang wählen. Es geht nicht um KI als 

technisches Spielzeug und es geht nicht um ein zusätzliches Nebenfach. Es geht um Unterricht 

über künstliche Intelligenz als Querschnittsmaterie, weil KI ganz einfach unser gesellschaftliches 

Zusammenleben in seiner Gesamtheit verändert. Und deshalb kann der Umgang, der inhaltliche 

Umgang mit künstlicher Intelligenz in den Schulen doch nicht auf eine einzelne Schulstunde 

reduziert werden. Es muss sich durch alle Fächer durchziehen. Kompetenzen müssen in allen 

Gebieten gestärkt werden und genau dieser Weg wurde ja auch in der Vergangenheit schon 

angestoßen, nämlich schon ohne Minister Wiederkehr. Worum geht es, wenn ich darüber rede? Im 

Deutschunterricht kann es dann zum Beispiel um die Frage gehen, wie man KI-generierte Texte 

überhaupt erkennt oder vielleicht sogar selbst generiert und wenn man das tut, was bedeutet das 

dann für eine Autorenschaft in Geschichte und politischer Bildung? Wie beeinflussen Algorithmen 

denn die Meinungsbildung? Welche Rollen spielen Deepfakes, ausländische Bot-Armeen oder 

inländische neue Propagandainstrumente für Demokratie? In Mathematik und Informatik könnte 

man darüber reden, wie Algorithmen funktionieren, wie Modelle erarbeitet werden, was 

Trainingsdaten sind, wie Verzerrungen oder Halluzinationen entstehen, Ethik und Religion, welche 

Verantwortung trägt der Mensch, wo liegen moralische Grenzen? In den Naturwissenschaften geht 

es um KI in der Medizin und vieles darüber hinaus und all das zeigt, KI kann kein einzelnes 

Zusatzthema sein, sondern muss zur neuen Grunddimension in der Bildung werden. Wenn wir 

junge Menschen zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern erziehen wollen, in einer digital geprägten 

Welt, dann brauchen wir ein kohärentes Gesamtkonzept, nicht Aktionismus, nicht 

Schlagzeilenpolitik, sondern systematische Verankerung über alle Schulstufen hinweg und genau 

das erwarten wir uns vom Bildungsminister Wiederkehr. Modernisierung alleine, das heißt aber 

auch nicht Altbewährtes zu relativieren. Und gerade deshalb stehen wir als Volkspartei NÖ auch 
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zum Erhalt von Latein und – um das festzuhalten – auch für den Erhalt unserer Gymnasien. Weil 

wer glaubt, dass Zukunftskompetenzen allein durch Techniknähe entstehen, der unterschätzt auch 

die Bedeutung unserer geistigen Grundlagen. Latein – und wir haben es heute gehört – Latein 

schult unser Strukturdenken, es vermittelt kulturelle Identität und Kontinuität. Latein stärkt 

Sprachbewusstsein. Und nicht zuletzt sind es genau diese analytischen Fähigkeiten, die junge 

Menschen brauchen, um auch KI-Systeme zu durchdrängen, um dieser Komplexität unserer 

heutigen Welt auch Herr zu werden. Wir brauchen daher beides. Wir brauchen digitale Urteilskraft 

und kulturelle Tiefe. Ein Fortschritt ohne Fundament führt zu Orientierungslosigkeit. Und Tradition 

ohne Weiterentwicklung führt zum Stillstand und beides kann nicht unser Ziel sein, geschätzte 

Kolleginnen und Kollegen. Bewährtes zu erhalten, das gilt dann auch für die Sonderschulen. Und 

an dieser Stelle sei klar: Herr Minister, wir wollen, dass Sie Bildungschancen für Kinder bewahren, 

die besondere Settings brauchen. Es geht nicht um Aus- oder um Abgrenzung. Es geht um die 

bestmögliche Förderung von Kindern. Weil unsere Schulen, unsere Sonderschulen sind 

hochspezialisierte Einrichtungen, um auf die Kinder und ihre Bedürfnisse einzugehen, gerade 

dann, wenn es auch um pflegerische oder andere Herausforderungen geht. Ja, wir wollen 

Campuslösungen. Wir wollen Lösungen, dass sich die Kinder kennenlernen, dass Kinder einander 

sehen und wahrnehmen können, wo das denn auch möglich ist, gemeinsam auch lernen können. 

Und ich bin als Vizebürgermeister in St. Pölten erst ein Freund davon, wenn wir das mit unserer 

ASO im Norden der Landeshauptstadt machen. Aber wir müssen dort immer den Fokus auf die 

bestmögliche Förderung für die Kinder, die das auch brauchen, legen können. Weil nicht alle 

Kinder sind gleich, und das aus politischer Korrektheit auszublenden, hilft keinem einzigen Kind 

auf dem Weg in eine gute Zukunft. (Beifall bei der ÖVP.) Und wenn wir Inhalte modernisieren, 

dann reden wir natürlich auch über Verbesserungen von Strukturen. Unser Zugang in der 

Reformpartnerschaft mit dem Bund zielt genau darauf ab: stärkere Schulleitungen, klare 

Zuständigkeiten. Wer Verantwortung trägt, der muss in Zukunft auch wirklich über Ressourcen 

verfügen können. Administrative Unterstützung, Schulsozialarbeit, pädagogische Zusatzkräfte, all 

das darf doch kein bürokratisches Puzzle mit 1.500 Teilen oder noch mehr sein. Wir wollen 

Entlastung, damit sich Pädagoginnen und Pädagogen auf das Wesentliche konzentrieren können. 

Und das Wesentliche ist die Bildung der Kinder. Und deshalb auch hier an dieser Stelle dem 

Minister ins Mitteilungsheft geschrieben beziehungsweise eine kleine Schoolfox-Nachricht 

übermittelt: "Bringen Sie doch konkrete Verbesserungen auf den Weg und erzeugen doch nicht 

nur immer Schlagzeilen, Herr Minister." Und als Jugendsprecher, und damit komme ich zum 

letzten Aspekt von heute, ist mir aber eines noch wichtig: Wenn wir über neue Herausforderungen 

in der Gesellschaft sprechen, wenn wir über KI reden und technische Neuerungen, dann müssen 

wir auch über die digitale Lebensrealität von Kindern und Jugendlichen sprechen. Soziale 
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Netzwerke beeinflussen Aufmerksamkeit, Selbstbild, soziale Dynamiken massiv. Wenn wir heute 

von Persönlichkeitsbildung sprechen, dann müssen wir nicht nur darüber reden, welche Inputs wir 

liefern können, sondern wovor wir Kinder auch beschützen müssen. Ein Social-Media-Verbot bis 

zu einer Altersgrenze – irgendwo zwischen 14 und 16 Jahren – ist daher keine Symbolpolitik, 

sondern eine Schutzmaßnahme am Puls der Zeit. Weil Schulen müssen ein Raum bleiben und die 

Kindheit muss ein Zeitraum bleiben, in denen Kinder sich sicher entwickeln können. Und wenn wir 

heute Kinder sehen, die in jungen Jahren schon mit Hardcore-Pornos herumlaufen, wenn 

psychische Erkrankungen zunehmen, Selbstverletzungen zunehmen und die Suizidrate unter 

Jugendlichen seit der Entstehung von sozialen Netzwerken deutlich steigt, wenn man kognitive 

Entwicklungsstörungen sieht durch den exzessiven Zugang und die exzessive Nutzung von 

digitalen Endgeräten bei Kindern, dann kann uns das doch nicht glücklich machen. Dann müssen 

wir Kinder schützen, genauso wie wir sie vor Heroin und Crystal Meth schützen und unsere 

Verantwortung übernehmen, geschätzte Kolleginnen und Kollegen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bildungspolitik, die entscheidet über die Zukunft unseres Landes. Wir als Volkspartei NÖ wir 

stehen für eine Bildungspolitik, die junge Menschen zu selbstwirksamen, freien, erwachsenen 

Demokraten machen. Dazu braucht es Unterricht über KI als fächerübergreifende 

Querschnittsmaterie, den Erhalt bewährter Bildungsinhalte wie Latein, klare Strukturen und 

Möglichkeiten für unsere Schulleitungen, Schutz unserer Kinder im digitalen Raum. Wir kämpfen 

nicht gegen die Zukunft mit diesen Ansagen, wir gestalten sie mit den Lehrerinnen und Lehrern, 

mit den Schülerinnen und Schülern und ihren Familien – nämlich für starke Schulen, für starke 

Persönlichkeiten und für ein starkes Niederösterreich, das die beste Zukunft für unsere Kinder 

bietet. Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor, somit erkläre ich die 

Aktuelle Stunde für beendet. Wir kommen zum Verhandlungsgegenstand Ltg.-902, Antrag mit 

Gesetzesentwurf der Abgeordneten Kaufmann, Gerstenmayer u.a. betreffend Änderung des NÖ 

Veranstaltungsgesetzes. Ich ersuche Herrn Abgeordneten Auer die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. Auer (ÖVP): Ja, danke, Herr Präsident! Geschätzter Herr Präsident! Hoher 

Landtag! Geschätzte Gäste! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich erstatte Bericht 

betreffend Änderung des NÖ Veranstaltungsgesetzes. Großveranstaltungen wie 

Europameisterschaften oder Weltmeisterschaften sind ein wichtiger wirtschaftlicher Motor für die 

Gastronomie. Zahlreiche Gastronomiebetriebe organisieren Public Viewings, bieten spezielle 

Angebote an, um eben hier die nötige Möglichkeit zu schaffen. Vom NÖ Veranstaltungsgesetz sind 

bisher öffentliche Veranstaltungen, die in gewerbebehördlich genehmigten 

Gastgewerbebetriebsanlagen in dem dafür vorgesehenen und genehmigten Umfang standfinden, 
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ausgenommen. Um daher die Durchführung derartiger Veranstaltungen auch in 

veranstaltungsrechtlicher Sicht zu erleichtern, soll eine Ausnahme in §1 geschaffen werden. Die 

Unterlagen dazu liegen Ihnen vor. Ich komme daher zur Antragstellung. 

Ich stelle den Antrag des Rechts- und Verfassungs-Ausschusses. 

"Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1. Der beiliegende Gesetzesentwurf betreffend Änderung des NÖ Veranstaltungsgesetzes wird 

genehmigt und 

2. die NÖ Landesregierung wird beauftragt, das zur Durchführung dieses Gesetzesbeschlusses 

Erforderliche zu veranlassen." 

Sehr geehrter Herr Präsident, ich ersuche um Einleitung der Debatte und um Abstimmung. Danke 

schön. 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Vielen Dank. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gelangt 

Abgeordneter Dominic Hörlezeder, GRÜNE. 

Abg. Hörlezeder (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ja, wir kennen das alle: 

Eine Weltmeisterschaft, eine Europameisterschaft, die Leute wollen gemeinsam feiern, wollen 

gemeinsame Erfolge feiern, gemeinsam Tore feiern, gemeinsam leiden. Idealerweise natürlich bei 

Public Viewings, das ist gelebte Gemeinschaft. Das ist ein Stück weit auch unsere Kultur und 

unterm Strich ist es natürlich wichtig für die Wirtinnen und Wirte. Das Problem aktuell ist nur: Wenn 

Gastronomen und Gastronomen Public Viewings veranstalten wollen, dann stehen sie 

normalerweise vor großen bürokratischen Hürden. Warum ist das so? Wir haben auf der einen 

Seite die Gewerbeordnung, die sagt: "Ja, ihr dürft Bildschirme oder Leinwände aufstellen, und 

zwar ohne extra Bewilligung." Und auf der anderen Seite haben wir aber das 

Veranstaltungsgesetz, das sagt: "Hey Moment, das gilt aber nur für genehmigte Anlagen." Und das 

ist im Grunde schon ein bisschen absurd. 

Dieser uns vorliegende Antrag greift genau dieses Problem auf und daher ist dieser Antrag auch 

sehr sinnvoll. Er schafft eine klare und einfache Regelung, dass Public Viewings für große Sport- 

und auch Kulturveranstaltungen in Zukunft in der Gastro ohne Hürden für bis zu sechs Wochen 

möglich sein werden. Das ist gut für die Wirtschaft, das ist gut für kleine und mittlere 

Gastrobetriebe. Die haben eh schon genug gelitten – siehe Corona oder auch die Teuerung – und 

da ist natürlich eine Weltmeisterschaft oder Europameisterschaft auch ein entsprechender 
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Umsatzbringer. Da kommen die Leute zusammen, die vielleicht sonst nicht ins Wirtshaus gehen 

würden, machen miteinander Stimmung, haben eine gescheite Gesellschaft und ein gutes 

Miteinander. Wichtig ist: Das gilt natürlich nur für Ereignisse mit oder in überregionalem Interesse, 

also sprich Europameisterschaft, Weltmeisterschaft, Olympiaden oder auch eine Kulturhauptstadt 

und halt nicht für das klassische Bezirksfußballturnier. Unterm Strich: Der Antrag löst ein konkretes 

Problem. Er erleichtert das Leben der Gastrobetriebe, er stärkt somit auch die heimische 

Wirtschaft und ermöglicht es den Menschen gemeinsam zu feiern beim Wirt ums Eck in der 

eigenen Gemeinde mit den Freundinnen und Freunden. Der Antrag ist inhaltlich richtig und gut, 

pragmatisch und wirtschaftsfreundlich. Wir stimmen dem daher sehr gerne zu. Danke. (Beifall bei 

den GRÜNEN und Abg. Michlmayr.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordneter Christian Samwald, SPÖ. 

Abg. Mag. Samwald (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Auch ich darf einige 

wenige Worte zur Änderung des NÖ Veranstaltungsgesetzes verlieren. Jede 

verwaltungstechnische Vereinfachung, jeder bürokratische Aufwand, der verringert wird für unsere 

Gastronomiebetriebe, vor allem bei solchen Großveranstaltungen, ist natürlich auch von unserer 

Seite zu begrüßen. (Beifall bei den GRÜNEN und Abg. Michlmayr. – Beifall bei Abg. Weninger und 

Abg. Pfister.) Somit ist es auch höchste Zeit, dass hier die Normen des Veranstaltungsgesetzes 

hier an die Gewerbeordnung, die schon im Jahr 2013 angepasst wurden, auch hier entsprechend 

auch zu adaptieren und es hier keine Genehmigung mehr Bedarf. Wir stehen vor einer Fußball-

WM in einer Dimension von sechs Wochen, 48 Mannschaften, 104 Spiele, auf die wir uns wirklich 

schon alle sehr freuen. Diese überregionale Bedeutung, glaube ich, ist zweifelsohne gegeben und 

daher freue ich mich schon, wenn es in gut drei Monaten losgeht, auf ein schönes Fußballfest, wo 

wir zweifelsohne über alle politischen Grenzen und auch über vereinstechnische Barrieren 

geschlossen hinter unserer Nationalmannschaft stehen werden. Wir stimmen dem Antrag natürlich 

zu. Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ und der Dritten Präs. Schmidt.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordneter Philipp Gerstenmayer, FPÖ. 

Abg. Gerstenmayer (FPÖ): Vielen Dank. Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 1934 in 

Italien, 54 Schweiz, 58 Schweden, 78 in Argentinien mit dem legendären Sieg in Córdoba, 82 in 

Spanien, 90 in Italien und – noch gut in Erinnerung – 1998 in Frankreich... das waren die letzten 

sieben Teilnahmen unseres Nationalteams bei einer WM-Endrunde und unsere Mannschaft hat 

sich ja, wie wir alle wissen, letztes Jahr wieder qualifiziert für die WM-Endrunde im heurigen Jahr 

in Übersee, USA, Mexiko und Kanada. Es ist ein sportliches Großereignis, das Millionen von 

Menschen bewegt und natürlich auch in Niederösterreich für große Begeisterung sorgt. Ein 
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solches Turnier ist natürlich viel mehr als rein nur Sport, es ist emotionaler Höhepunkt, bringt die 

Menschen zusammen und schafft Gemeinschaft in den Familien, öffentlichen Plätzen, aber 

besonders in unserer Gastronomie. Unsere Wirtinnen und Wirte leisten hier einen großen Beitrag – 

wir haben es schon gehört – mit den Public Viewings. Ich möchte das Ganze nicht nochmal 

wiederholen. Es ist – wie gesagt – auf Bundesebene 2013 schon eine Novelle rausgekommen, um 

das Ganze zu erleichtern. Wir tragen dem Ganzen Rechnung und ziehen jetzt gesetzlich nach im 

Veranstaltungsgesetz, um eben diese bürokratischen Hürden zu nehmen und es den 

Gastronomen zu erleichtern, hier diese Veranstaltungen durchzuführen. Der Kollege Samwald hat 

es schon angesprochen, ein Novum ist auch, dass die Veranstaltung sechs Wochen dauert und 

nicht vier Wochen. Deswegen wird auch hier der zeitliche Rahmen ausgedehnt. Wichtig dabei ist, 

dass die Ausnahme ausschließlich für gewerbebehördliche genehmigte Gastgewerbebetriebe gilt, 

für Großereignisse mit überregionaler Bedeutung, wie eben Weltmeisterschaften, 

Europameisterschaften, Olympischen Spielen und vergleichbaren Großereignissen. Es geht um 

eine gezielte, sachliche, begründete Erleichterung für internationale Großereignisse, die breite 

Bevölkerungskreise bewegt und wenn Österreich bei einer Weltmeisterschaft spielt, dann lebt auch 

Niederösterreich mit, dann sind unsere Wirtshäuser Treffpunkte, dann entsteht einfach 

Gemeinschaft. Und mit dieser Gesetzesänderung sorgen wir dafür, dass unsere Betriebe diese 

Chance unbürokratisch und rechtssicher nutzen können, ohne Abstriche bei Sicherheit und 

Gesundheitsschutz. Das ist praxisnah, das stärkt den Standort Niederösterreich. Dieser Beschluss 

ist einfach wichtig und richtig und ich darf in diesem Sinne von dem Pult unserer 

Nationalmannschaft jetzt schon gutes Gelingen wünschen und uns spannende Spiele, spannende 

Nächte vor allem und hoffentlich viel Erfolg für unser ÖFB-Nationalteam. Vielen Dank. (Beifall bei 

der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordnete Marlene Zeidler-Beck, ÖVP. 

Abg. Mag. Zeidler-Beck, MBA (ÖVP): Vielen Dank, Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Hoher Landtag! 2026, das ist definitiv ein ganz besonderes Sportjahr. Wir haben 

olympische Winterspiele hinter uns, die auch aus niederösterreichischer Sicht höchst erfolgreich 

waren. Wir haben paralympische Spiele vor uns, wo wir mit der Skifamilie Aigner ein ganz heißes 

Eisen im Kampf um die Medaillen haben, und wir haben eine Fußball-Weltmeisterschaft vor uns, 

die in exakt 105 Tagen angepfiffen wird und wo Österreich eben erstmals seit 1998 wieder dabei 

ist. Und da stellt sich nur eine Frage: Wie schauen wir bei dieser WM zu? Das Live-Erlebnis wird 

den Allerwenigsten gegönnt sein. Umso wichtiger wird das gemeinsame Erleben, umso wichtiger 

wird es sein, in Wirtshäusern, in Gasthäusern auch zusammenzukommen und eben Public 

Viewing zu erleben. Wir alle wissen, wir brauchen dafür die besten Rahmenbedingungen, um das 
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Public Viewing zu ermöglichen. Wir brauchen es aber vor allem auch, damit auch unsere 

Wirtschaft zu den Gewinnerinnen und Gewinnern einer Fußball-WM zählt. Weil wir alle wissen, 

beim Fußball, da jubeln wir nicht nur über ein Tor, die Spielerinnen und Spieler, da jubeln nicht nur 

die Fans, sondern das ist auch ein bedeutendes Wirtschaftsereignis geworden. Was es braucht, 

um erfolgreich zu bleiben und zu sein, lassen Sie mich das vielleicht ganz fußballerisch sagen: Es 

braucht eine gute Taktik, einen guten Plan. Wir haben heute schon über die Wirtschaftsstrategie 

2030+ gesprochen, die da auch, glaube ich, gute Rahmenbedingungen für uns schafft. Wir 

brauchen eine engagierte Mannschaft. Wenn ich an unsere Wirtshäuser, an unsere 

niederösterreichischen Gastronomiebetriebe denke, dann gibt es da ganz viel Innovationskraft, 

ganz viel Herzblut, ganz viel Einsatz. Und wir brauchen eben auch perfekte Rahmenbedingungen 

auf und neben dem Spielfeld. Und eine davon, vielleicht eine kleinere Stellschraube, an der wir 

drehen, ist eben die Änderung des Veranstaltungsgesetzes, wo es darum geht, dass wir es künftig 

ermöglichen, dass Gastronomiebetriebe in ihren Lokalen, in ihren Gastgärten genehmigungsfrei 

Public Viewing anbieten können. Für Sportveranstaltungen ebenso wie für Kulturveranstaltungen. 

Das schafft vor allem am Ende des Tages Rechtssicherheit für unsere Betriebe. Wenn wir es uns 

jetzt juristisch sehr genau anschauen, dann sehen wir schon auch aus diesem 

Spannungsverhältnis Veranstaltungsgesetz/Gewerbeordnung... ich glaube, wir sehen an dieser 

Diskussion auch, wie hoch nach wie vor die bürokratischen Hürden für unsere Betriebe sind und 

wie wichtig es ist, dass wir auch den Weg gehen, den wir ja begonnen haben im Rahmen der 

Deregulierung. Ich darf erinnern, wir haben erst im Oktober hier jedes sechste Landesgesetz 

vereinfacht. Und wie wichtig es, glaube ich, ist, dass wir alle gemeinsam daran arbeiten, um auch 

die Auflagen, um die bürokratischen Hürden für unsere Betriebe weiterhin kleiner zu machen und 

da zu ermöglichen, dass sie gut wirtschaften können. In diesem Sinne noch ein persönliches 

Anliegen zum Schluss: Drücken wir im Sommer nicht nur unseren Fußballern die Daumen, 

sondern drücken wir bitte auch unseren Fußballerinnen ganz kräftig die Daumen. Die starten am 

kommenden Dienstag in meiner Heimatgemeinde, in der Südstadt, ihre WM-Qualifikation gegen 

Norwegen. Da geht es um die WM 2027 in Brasilien. Und ich hoffe, dass wir auch die dann wieder 

als Großereignis bei einem Public Viewing erleben können mit Rechtssicherheit, mit Begeisterung 

und mit starken niederösterreichischen Betrieben. Vielen Dank. (Abg. Kaufmann, MAS: Bravo! – 

Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Die Rednerliste ist erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung des 

Verhandlungsgegenstandes Ltg.-902, Antrag mit Gesetzesentwurf der Abgeordneten Kaufmann, 

Gerstenmayer u.a. betreffend Änderung des NÖ Veranstaltungsgesetzes. Wer für den Antrag des 

Rechts- und Verfassungs-Ausschusses stimmen möchte, den ersuche ich, sich vom Platz zu 
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erheben. (Nach Abstimmung über den Antrag des Rechts- und Verfassungs-Ausschusses:) Dieser 

Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum Verhandlungsgegenstand Ltg.-886. Tratschereien, sonstige Gespräche bitte 

außerhalb des Sitzungssaales führen! Wir kommen zum Verhandlungsgegenstand Ltg.-886, 

Antrag der Abgeordneten Moser u.a. betreffend Umstellung des Bezahlkartensystems in der 

Grundversorgung von täglicher auf wöchentliche Überweisung. Ich ersuche Herrn Abgeordneten 

Ecker, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. Mag. Ecker, MA (GRÜNE): Danke, Herr Präsident! Hohes Haus! Ich berichte 

über den Antrag mit der Ltg.-886 der Abgeordneten Mag. Moser u.a. betreffend Umstellung des 

Bezahlkartensystems in der Grundversorgung von täglicher auf wöchentliche Überweisung. Der 

ursprüngliche Antrag hatte zum Inhalt, dass eben im November 2024 die Bezahlkarte in 

Niederösterreich eingeführt wurde, wobei hier täglich 5,71 Euro aufgebucht werden, und der 

Antrag hatte zum Ziel, dass die NÖ Landesregierung, insbesondere der zuständige Landesrat, 

ersucht wird, eine Umstellung des Systems der täglichen Überweisung des Verpflegungsgeldes 

auf die Bezahlkarte in der Grundversorgung auf eine wöchentliche Überweisung prüfen solle. Der 

Antrag des Sozial-Ausschusses über den Antrag der Abgeordneten Mag. Moser u.a. betreffend 

Umstellung des Bezahlkartensystems in der Grundversorgung von täglicher auf wöchentliche 

Überweisung lautet: 

"Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Antrag wird abgelehnt." 

Bitte um Einleitung der Debatte und Abstimmung. 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Herzlichen Dank. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gelangt 

Abgeordnete Edith Kollermann, NEOS. 

Abg. Mag. Kollermann (NEOS): Danke, Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landesrat! 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Seit November 2024 gibt es die Bezahlkarte für 

Asylwerberinnen und Asylwerber. Täglich werden 5,71 Euro auf diese Karte aufgebucht. 5,71 Euro 

für Lebensmittel und das Allernotwendigste. Dazu gibt es 40 Euro Taschengeld im Monat. Und 

selbst dieser äußerst knappe Betrag wird so organisiert, dass er das Leben zusätzlich erschwert. 

Zuständig ist der Herr Landesrat Martin Antauer von der FPÖ. Und man muss leider feststellen: 

Hier geht es längst nicht mehr um Verwaltung, um Effizienz oder um Kostenkontrolle. Hier geht es 

um eine politische Grundhaltung. Nämlich darum, Asylwerbern das Leben in Niederösterreich zu 
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verleiden. Wer täglich 5,71 Euro freischaltet, der verhindert bewusst, dass Menschen günstige 

Großpackungen kaufen können. Wer täglich Minibeträge aufbucht, der zwingt jeden Menschen 

dazu, unter dem Blick staatlicher Kontrolle seine Einkäufe zu planen. Das ist keine Sachpolitik, das 

ist Misstrauen als Prinzip. Ja, Sachleistungen sind legitim und auch ein Bezahlkartensystem ist in 

Ordnung. Das kann ein sehr sinnvolles Instrument sein. Niemand fordert hier die Rückkehr zu 

einem unkontrollierten Bargeldsystem. Wobei ausgerechnet die FPÖ gegen Bargeld ist, ist schon 

lustig, weil die sind normalerweise die Robin Hoods des Bargeldsystems, aber offensichtlich nur 

für "unsere Leute". Genau. Was der vorliegende Antrag oder der ursprüngliche Antrag der Grünen 

fordert, das ist Verhältnismäßigkeit. Eine wöchentliche Überweisung ist kein Luxus. Das ist einfach 

praktikabler. Und sie würde es ermöglichen, wirtschaftlich einzukaufen. Sie würde 

Eigenverantwortung ermöglichen. Es würde ein Mindestmaß an Würde ermöglichen. Doch statt 

über Verbesserungen konstruktiv nachzudenken, hören wir von der FPÖ immer nur ein Narrativ: 

Härte, Abschreckung, Signalwirkung und die Unterstellung von Missbrauch. Ob eingebildet oder 

tatsächlich ist dem klassischen FPÖ-Vertreter nämlich wurscht. Jede Erleichterung ist politisch 

unerwünscht, weil sie nicht ins Bild passt. Und was macht die ÖVP? Sie macht mit. Die Partei 

christlich-sozialen Ursprungs ist Erfüllungsgehilfe für ein System, das Demütigung strukturell in 

Kauf nimmt. Da hätte ich die christliche Soziallehre mit dem Prinzip der Würde des Menschen 

anders in Erinnerung. Die Grünen haben eine Anfrage an Landesrat Antauer gerichtet. Die Frage 

war, ob eine wöchentliche Überweisung des Verpflegungsgeldes geplant sei oder möglich wäre? 

Der Landesrat antwortet in dieser Anfragebeantwortung, dass das angedacht werden könnte, 

wenn – Zitat – "kein finanzieller Schaden zu befürchten ist". Es gibt ja viele Bereiche, wo ich mir 

diese Genauigkeit bei der Evaluierung wünschen würde. Zum Beispiel bei Fehlverhalten von 

Politikern oder bei nicht mehr zeitgemäßen Strukturen in der Verwaltung oder bei Doppelgleisigkeit 

von Förderungen. Da geht es um Millionen und damit um Beträge, die den Aufwand auch 

rechtfertigen. Der Schaden, der Niederösterreich durch eine fünfköpfige Familie, die nach 

Auszahlung des Wochenbetrages am Montag dann untertaucht, diesen Schaden halte ich jetzt 

einmal für überschaubar und für ein Beispiel, das an den Haaren herbeigezogen ist und das uns 

genannt wurde. Und die Kollegen von den Freiheitlichen können das nicht einmal in Zahlen fassen, 

weil es dazu nämlich keine Daten gibt. Auch das habe ich im Ausschuss abgefragt. Am Ende des 

Tages darf man jedenfalls zu Recht davon ausgehen, dass nicht die Verpflegungsgelder die Lecks 

sind, die uns seit Jahren im niederösterreichischen Budget in Bedrängnis bringen. Eine 

wöchentliche Überweisung bewegt sich im Rahmen des Vertretbaren. Wenn Schäden drohen, 

dann soll man sie prüfen, dann soll man sie evaluieren, dann soll man das absichern. Aber die 

tägliche Aufbuchung kleiner Beträge als Standard festzuschreiben, ohne ernsthaft Alternativen zu 

prüfen, das ist eine bewusste politische Entscheidung. (Abg. Mag. Zeidler-Beck, MBA: Es gibt 
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keine Alternative. Dann muss man arbeiten.) Und wir sollten uns vielmehr um eine 

bundeseinheitliche Lösung bemühen. Dieser Bundesländerwettbewerb des besten 

Abschreckungssystems, das ist widerlich. Eine koordinierte, faire, effiziente Lösung auf 

Bundesebene wäre auch im Interesse aller: der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, genauso wie 

der Verwaltung und auch der Betroffenen. Politik darf Steuern kontrollieren und organisieren, soll 

es sogar. Aber sie darf nicht entwürdigen. Und wenn das Ziel eines Systems vor allem darin 

besteht, Menschen spüren zu lassen, dass sie unerwünscht sind, dann verlassen wir den Boden 

einer sachlichen Debatte. Eine wöchentliche Überweisung ist keine radikale Forderung. Sie ist ein 

pragmatischer Schritt. Wer selbst das nicht zulassen will, der muss sich schon die Frage gefallen 

lassen, ob es ihm wirklich um Ordnung geht oder schlicht darum, es Menschen so schwer wie 

möglich zu machen. Und ob man sich danach noch in den Spiegel schauen kann. Wir werden dem 

negativen Ausschussantrag nicht zustimmen. Vielen Dank. (Beifall bei den NEOS und Abg. 

Hörlezeder.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordnete Silvia Moser, GRÜNE. 

Abg. Mag. Moser, MSc (GRÜNE): Danke, Herr Präsident! Herr Landesrat! Hohes Haus! Danke, 

Kollegin Kollermann, für deine Rede. Ich schließe mich der komplett an. Für mich hat dieser 

Tagesordnungspunkt einen ungeschriebenen Untertitel und der lautet "Schande". Und die betrifft 

vor allem euch, Kolleginnen und Kollegen der ÖVP. Ihr zeigt mit eurem "Nein" zu diesem Antrag, 

dass ihr das letzte Gefühl für Menschenwürde, Mitmenschlichkeit und Haltung offensichtlich 

verloren habt. Dabei wollen wir mit diesem Antrag gar nicht mehr Geld für Menschen in der 

Grundversorgung. Wir wollen auch keine Vergünstigungen in den Öffis oder mehr Deutschkurse, 

auch wenn das alles nötig wäre. Oder gar, dass die Betroffenen in Sozialmärkte einkaufen gehen. 

Nein, das haben wir nicht beantragt. Wir haben schlicht und einfach beantragt, dass die Menschen 

statt 5,71 Euro am Tag 39,97 Euro pro Woche auf ihre Bezahlkarte überwiesen bekommen. Und 

wenn ihr, Kolleginnen und Kollegen, euren Kindern Jausengeld in die Schule mitgebt, sind das 10 

Euro? 5 Euro? Sagen wir halt, es sind 5 Euro. Und dann sagen Sie ihnen, sie müssen aber damit 

nicht nur die Jause kaufen, sondern sich den ganzen Tag verpflegen, dann werdet ihr große, 

ungläubige Augen sehen. Weil das kann sich eigentlich gar niemand vorstellen. Wir wissen, mit 

5,71 Euro kann man keinen vernünftigen Einkauf machen, keine günstigen Großpackungen 

kaufen, keine Angebote nutzen. Man ist gezwungen, jeden Tag kleinste Mengen zu kaufen, oft 

teuer, unökonomisch, immer mit dem Gefühl, nicht einmal das Minimum an Selbstbestimmung 

über das eigene Leben zu haben. Und genau das ist auch, was Amnesty International am 

niederösterreichischen Bezahlkartensystem kritisiert. Die tägliche Aufbuchung kleiner Beträge 

verhindert, dass Betroffene ihre knappen Mittel sinnvoll einteilen, und sie erschwert ihnen das 
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Haushalten insgesamt. Eine zumindest wöchentliche Überweisung würde hier eine einfache, 

unbürokratische Verbesserung bringen, ohne die Sachleistungskarte grundsätzlich infrage zu 

stellen. In anderen Bundesländern geht es, Kolleginnen und Kollegen. Da werden die 

entsprechenden Beträge zweimal im Monat oder gar monatlich – ein Wahnsinn! – angewiesen. 

Dort traut man nämlich den Betroffenen zu, mit einem größeren, aber klar begrenzten Betrag zu 

wirtschaften, ihren Alltag zu organisieren und man gesteht ihnen halt auch damit ein Mindestmaß 

an Planbarkeit zu. Und ohne, dass ein finanzieller Schaden entsteht und ohne, dass die Systeme 

zusammenbrechen. Im Ausschuss wurde dieser Antrag mit dem Argument abgelehnt, es könnte 

dem Land NÖ ein Schaden entstehen, wenn das Verpflegungsgeld wöchentlich angewiesen wird. 

Es gibt ja großteils alleinstehende Asylwerberinnen und Asylwerber. Dann bekommt er statt 5,71 

Euro 39,97 Euro. Und wenn er das am Montag bekommt und dann gleich verschwindet und 

untertaucht, dann ist das natürlich ein regelrechter Skandal für das Budget von Niederösterreich. 

Und für mich ist das – ich sage es ehrlich, weil das regt mich wahnsinnig auf – ein an den Haaren 

herbeigezogener Schwachsinn. Und wenn schon von einem Schaden für das Land gesprochen 

wird, dann sollen einmal die Kosten für die täglichen Überweisungen offengelegt werden. Die 

Buchungskosten, die Buchungszeilen, die Fehlerhäufigkeit, die Personalkosten von jenen, die 

damit befasst sind und so weiter. Und wenn wir schon von einem Schaden für das Land sprechen, 

dann sollten wir diesen immateriellen Schaden bedenken: Den Schaden für das Selbstverständnis 

eines Landes, das sich zu Menschenrechten, zur Europäischen Menschenrechtskonvention und 

zur Menschenwürde bekennt, oder nicht? Menschenwürde heißt, dass ich mir zumindest meine 

Lebensmittel selbstständig einteilen kann. Menschenwürde heißt, dass ich nicht wie ein Kind 

behandelt werde, dem man jeden Tag ein paar Euro zuteilt, aus Angst, es könnte mit dem Geld 

nicht umgehen. Und Menschenwürde heißt, dass wir Menschen im Asylverfahren nicht pauschal 

misstrauen, sondern ihnen jene minimale Gestaltungsfreiheit zugestehen, die wir für uns als 

selbstverständlich betrachten. Und wenn wir die Angst vor einem theoretischen Missbrauch höher 

gewichten als die realen Lebensumstände realer Menschen, dann setzen wir ein fatales Signal: 

dass Kontrolle und Misstrauen wichtiger sind als Vernunft. Und ich fordere euch nochmal auf: 

Richtet den Blick auf das, worum es tatsächlich geht, vor allem, Kolleginnen und Kollegen der 

ÖVP! Euro 39,97 pro Person für Grundnahrungsmittel, um die Möglichkeit, einmal im Supermarkt 

eine Großpackung, statt der kleinsten Einheit nehmen zu können. Es geht um die schlichte 

Realität, mit sehr, sehr wenig Geld wenigstens halbwegs sinnvoll wirtschaften zu dürfen. 

Kolleginnen und Kollegen der ÖVP, mit dieser Abstimmung werdet ihr zeigen – für mich – ob ihr 

noch ein Fünkchen Anstand und Menschenwürde habt oder schon völlig im blauen Sumpf 

verschwunden seid. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordnete Karin Scheele, SPÖ. 
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Abg. Mag. Scheele (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landesrat! Ich versuche jetzt, das 

Mikrofon so einzustellen, weil ich habe schon geglaubt, ich fange an, schlecht zu hören, weil 

manche so leise da drüben angekommen sind. Meine Fraktion unterstützt den ursprünglichen 

Antrag der Grünen, weil wir davon überzeugt sind, dass dieser Antrag in die richtige Richtung geht, 

das Leben der betroffenen Menschen erleichtert, weil wir wissen, dass die ÖVP/FPÖ-Koalition in 

Oberösterreich – wurde schon gesagt – es schafft, zweimal im Monat zu überweisen, dass die 

FPÖ/ÖVP-Koalition in der Steiermark monatlich überweist. Es wird auch einen Grund haben, 

warum die das machen und wahrscheinlich fürchten sie sich auch nicht vor dem genannten großen 

finanziellen Schaden. Zusätzlich zu den täglichen Überweisungen wissen wir aber, dass das 

System Niederösterreich in diesem Bereich ganz viele Mängel hat, dass manchmal ein Betrag 

drauf sein müsste und man trotzdem nicht zahlen kann. Deswegen, glaube ich, werden wir es in 

einer der nächsten Landtagssitzungen versuchen, gemeinsam den ÖVP-Innenminister Gerhard 

Karner zu unterstützen, mit seiner Intention bundesweit die Sachleistungskarte ausrollen zu 

können, die von den Betroffenen bei Weitem bessere Rückmeldungen haben, und vielleicht 

schaffen wir dann gemeinsam eine Mehrheit. Wir stimmen dem Ausschussantrag, der den 

ursprünglich positiven Antrag ablehnt, nicht zu. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordneter Andreas Bors, FPÖ. 

Abg. Bors (FPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr Landesrat! Werte Kollegen! 

Hohes Haus! Dieser ursprüngliche Antrag der Grünen, der mag ja auf den ersten Blick womöglich 

relativ harmlos klingen. Nämlich statt einer täglichen Buchung, wie es eben aktuell der Fall ist, soll 

das einfach auf wöchentlich umgestellt werden. In Wahrheit ist das aber nichts anderes als ein 

klassischer Versuch, also ein mittlerweile gut funktionierendes System, das wir in Niederösterreich 

als Trendsetter eingeführt haben, eben Schritt für Schritt weichzuspülen. Und wenn ich die 

Argumente hier heute der vereinten Linken – wenn ich das so nennen darf – mir anhöre (Abg. 

Mag. Scheele: Darfst du nicht!), also dann muss ich da einmal... oh ja, darf ich... dann muss ich da 

einmal ein bisschen damit aufräumen. Gerade einmal, du hast jetzt gesprochen, und auch im 

Ausschuss war es ja Thema, von Mängeln, die immer wieder vorkommen. Ich habe mich 

erkundigt, auch in der zuständigen Abteilung: Diese Mängel gibt es nicht. Die gibt es 

wahrscheinlich bundeseinheitlich, mit der Bundeskarte des Ministers, wo man das monate-, 

jahrelang verschlafen hat, und wir in Niederösterreich die zuständigen Landesräte hier gehandelt 

haben. Auf Bundesebene hat man das eben nicht geschafft. Und in Niederösterreich funktioniert 

dieses System zum Glück, und es gibt hier eben keine Mängel. Das ist einmal der eine Punkt. Und 

der zweite Punkt, den ich ja hier auch mit der moralischen Ebene ein paar Mal eben gehört habe: 

die Würde, die Würde des Menschen (Abg. Mag. Scheele: Habe ich nicht gesagt.) und wie 
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schlimm das ist, und dass sie hier so wenig Geld haben. Hat sich jemand schon einmal Gedanken 

gemacht um die Würde unserer Mindestpensionisten in Österreich? (Abg. Mag. Collini: Was hat 

denn das eine mit dem anderen zu tun?) Da gibt es einige, die haben nicht einmal mehr diese 

Summe Tag für Tag über, neben ihren Fixkosten (Abg. Mag. Collini: Aber ihr tut gern Äpfel mit 

Birnen vergleichen und auch noch Tomaten.– Unruhe bei Abg. Mag. Scheele.), und über die regt 

man sich hier nicht auf. Das redet man nicht an. Aber die Asylwerber, die sind euch wieder hier 

besonders wichtig, wenn die vielleicht möglicherweise dann nicht auskommen, und das gern 

wöchentlich oder monatlich hätten. Wichtiger wäre es, wenn man sich um die österreichischen und 

da um die Pensionisten, um die Mindestpensionisten kümmert, und nicht hier um die Asylwerber. 

(Abg. Mag. Scheele: Das auch noch. Das habe ich noch nie gehört.) Das einmal gleich zu Beginn 

vorweg. (Beifall bei der FPÖ.) Aber kommen wir wieder zurück zum Thema. Warum gibt es diese 

tägliche Buchung überhaupt? (Abg. Mag. Scheele: Das wissen die Blauen in Oberösterreich und 

der Steiermark nicht.) Weil diese tägliche Buchung eben Ordnung schafft, weil sie Kontrolle 

ermöglicht, und weil sie am Ende des Tages das Geld der österreichischen Steuerzahler schützt. 

Offensichtlich ist euch das nicht wichtig. Uns aber schon. Denn der Vorteil der täglichen Bezahlung 

besteht eben darin, dass Personen, wenn die aus der Grundversorgung dann ausscheiden oder 

ihrer Meldepflicht nicht nachkommen – und leider passiert das oft – dann eben keine taggenaue 

Abrechnung möglich ist. (Unruhe bei Abg. Weninger und Abg. Mag. Scheele.) Was gibt es denn für 

Probleme? (Abg. Mag. Scheele: Eh keine.) Keine. Na eben, weil ich eben das Richtige ausführe. 

(Unruhe bei Abg. Weninger. – Abg. Weninger: Was ist denn das für eine Debatte. Was bildest du 

dir denn eigentlich ein? – Abg. Ing. Mag. Teufel: Na, was denn? – Unruhe bei der SPÖ und der 

FPÖ.– Heiterkeit bei der ÖVP.) Sehr nervös, Herr Klubobmann. Habe ich offensichtlich ins 

Schwarze getroffen. Na passt, dann wissen wir, wir sind mit unserer Politik richtig. Dann sind wir 

mit unserer Politik richtig perfekt. (Unruhe bei Abg. Weninger.) Herr Klubobmann, aber noch 

einmal: Wir wollen eben das Geld der österreichischen Steuerzahler schützen. Ihr offensichtlich 

nicht, deshalb regst du dich ja auch so auf. Denn die Rückforderungen, die man hier immer wieder 

dann einfordern muss, bei einer wöchentlichen oder monatlichen Zahlung im Vorhinein (Abg. 

Pfister: Wie hoch sind die?), die bringen dann halt meistens nichts. (Abg. Mag. Collini: Wie hoch 

sind sie?) Und wenn ihr das nicht glaubt, dann seid ihr eben in der Realität nicht angekommen. 

Denn leider ist es so. (Abg. Mag. Collini: Ihr könnt ja nicht einmal sagen, wie hoch die sind.) Und 

das hat der Regierungsvertreter in der Ausschusssitzung ja auch schon so mitgeteilt. Auch wenn 

ihr es mir nicht glauben wollt, vielleicht dann glaubt es ihm. (Abg. Mag. Scheele: Wir reden von 

Daten! ...unverständlich... Steiermark.) Da brauchen wir es nicht der Steiermark sagen. Wir sind da 

im NÖ Landtag und wir schauen in erster Linie da einmal auf das Geld für unsere Leute. (Beifall 

bei der FPÖ und LR Antauer.) Das heißt... und es kann sich gerne jedes Bundesland von uns die 
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guten Methoden abschauen. Aber um, dass wir auf den Antrag da jetzt wieder zurückkommen. 

Das heißt, dieser Antrag, dieser ursprüngliche von den Grünen, ist eben daher keine 

Verbesserung. Nein, er wäre leider das Gegenteil. Nämlich er wäre eine Art Einladungsschreiben 

für Missbrauch und ein Risiko auf Kosten der niederösterreichischen Steuerzahler und daher 

können wir hier nicht mit. (Unruhe bei Abg. Mag. Moser, MSc.) Und geschätzte Kollegen! 

Geschätzte Kollegen, auch von den Grünen, die Grundversorgung, das ist eben kein 

Wunschkonzert. Ich weiß, ihr hättet das gerne so, aber das ist es nicht. Die Grundversorgung ist 

ein ganz sensibles System, das werdet ihr wahrscheinlich auch schon mitbekommen haben, und 

das hat nur dann Akzeptanz in der Bevölkerung, wenn einige Punkte klar sind. Nämlich, dass es 

Regeln gibt, dass es Kontrolle gibt und dass es dann letztendlich auch Konsequenzen gibt, wenn 

diese Regeln nicht eingehalten werden. Und Niederösterreich hat hier in den letzten Jahren eben 

eine Vorreiterrolle eingenommen – nämlich mit einem viel strengeren Kurs eingeschlagen unter 

den freiheitlichen Landesräten Christoph Luisser und jetzt eben aktuell Martin Antauer, unter 

anderem eben mit dieser Sachleistungskarte, über die wir hier reden. Wir sind hier Vorreiter. Der 

Bund, der zuständige Minister haben leider geschlafen. Auch die anderen Bundesländer. Wir 

waren hier die Ersten. Und das ist eine gute Sache. Und neben dieser Sachleistungskarte weiters 

eine verschärfte Meldepflicht und weiters klare Sanktionen. Und das ist wichtig. Das brauchen wir. 

Und auch diese Linie wird immer wieder in Niederösterreich betont. Regeln einhalten, sonst fliegt 

man eben aus dem System. Und diese Maßnahmen zeigen auch Wirkung. Wir brauchen ja nur ein 

paar Wochen zurückschauen – erst im Dezember letzten Jahres – über 150 Personen sind aus der 

Grundversorgung gestrichen worden, weil sie sich eben nicht an die Regeln gehalten haben. 

Unerlaubte Zusatzeinkommen, unerlaubte Heimaturlaube. Ich meine, das muss man sich einmal 

vorstellen. Die flüchten angeblich aus ihren Ländern um Leib und Leben, und dann reist man dort 

unerlaubt in das Heimatland wieder zurück. Also so schlecht kann es dann nicht sein, wenn ich 

dann dort wieder zurück in den Urlaub will. Aber offensichtlich will man das hier nicht wahrhaben. 

Und genau deshalb ist dieser Antrag hier auch so problematisch. Denn eine Umstellung auf die 

wöchentliche Überweisung ist einfach nicht sinnvoll, weil es eben schlecht für die 

Kontrollmöglichkeiten ist. Und wer weg ist oder wer untertaucht, der soll dann nicht auch noch im 

Vorhinein Geld auf Vorrat der österreichischen Steuerzahler mitnehmen können, das wollen wir 

einfach nicht. Und die Kollegin hat ja angesprochen, dass in der Begründung des Antrags ja dann 

auch noch ein Bericht von Amnesty International hier herangezogen wird. Und ich meine, ich 

brauche mir nur das Deckblatt zu diesem Bericht anschauen und dann ist meiner Meinung nach eh 

schon alles gesagt. Denn dieses Deckblatt von Amnesty International auf dem Bericht, da steht der 

Satz offensichtlich von einem Asylwerber: "Ich fühle mich wie in einem Gefängnis." Also 

geschätzte Kollegen, bitte nicht böse sein, wenn sich dieser Herr Asylwerber oder die Frau, wie 
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auch immer, hier wie in einem Gefängnis fühlt... niemand hat ihn gezwungen, hierher nach 

Österreich zu kommen, über mehrere sichere Staaten, und niemand zwingt ihn, dass er hier bei 

uns in Österreich oder in Niederösterreich bleibt. Wenn es ihm hier nicht passt und hier nicht 

gefällt, dann kann er gerne seine Sachen packen und in ein anderes Land oder ab in seine Heimat 

wieder reisen, ja, aber hier muss er nicht bleiben. (Beifall bei der FPÖ.) Warum viele hier bei uns 

sind, was die Wahrheit ist – wir alle wissen es – weil nicht umsonst würden sie durch viele sichere 

Staaten eben reisen, weil es ihnen hier in der Regel um einiges besser als in vielen anderen 

Ländern dieser Welt geht. Und dann kommen ausgerechnet mit Amnesty International jene daher, 

die Österreich seit Jahren bei jeder Gelegenheit moralisch belehren wollen mit einem "Gefängnis-

Framing", um ein funktionierendes Kontrollsystem des Landes NÖ schlechtzureden. (Unruhe bei 

Abg. Mag. Moser, MSc.) Und das ist genau die linke Politik, das ist die linke Erzählung, eure. (Abg. 

Mag. Moser, MSc: Mir ist wirklich gleich schlecht. Mir kommt das Speiben.) Denn am Ende läuft es 

immer wieder auf dasselbe hinaus: Die eigenen Landsleute, da könnte es Kontrollen und Regeln 

gar nicht genug geben, Geschwindigkeitsbegrenzungen, CO2-Ausstoß und so weiter und so fort. 

Aber wenn es um die Zuwanderung geht, da wären euch am liebsten noch weniger Regeln, noch 

weniger Kontrolle und da spielen wir einfach nicht mit. Wir brauchen ja nur diesen Antrag, wenn wir 

dem folgen würden, hier zu Ende denken. Das würde ja wie eine Salamitaktik laufen. Also heute ist 

euch die tägliche Überweisung nicht gut genug, das muss wöchentlich sein. Morgen wären wir 

dann schon nicht mehr bei wöchentlich, da würden wir dann umstellen auf monatlich (Abg. 

Weninger: 14-tägig.), weil auch das Wöchentliche schon zu schlecht ist. Und übermorgen wären 

wir dann wahrscheinlich wieder beim Bargeld. (Abg. Mag. Moser, MSc: Du bist ja ein Hellseher, 

gratuliere!) Und beim Bargeld wären wir dann auch wieder beim Missbrauch (Unruhe bei Abg. 

Mag. Moser, MSc.), bei den uneinbringlichen Rückforderungen, die euch wurscht sind (Unruhe bei 

Abg. Mag. Moser, MSc. – Abg. Mag. Collini: Den Asylwerbern würde ich den digitalen Euro geben 

als FPÖ.), ja, wenn wir das Steuergeld raushauen, "koste, was es wolle", das war eure Politik in 

der Bundesregierung und bei noch höheren Kosten für die Steuerzahler. Das ist der grüne 

Fahrplan, das ist die grüne Politik, geschätzte Kollegen. Und diesen Fahrplan, den stoppen wir 

hier. Endstation NÖ Landtag. (Beifall bei der FPÖ.) Und damit bin ich auch beim Grundsatz 

unserer freiheitlichen Politik, weil das hier heute schon ein paar Mal auch Thema war. Unser Ziel 

als Freiheitliche ist es nicht, das Asylsystem attraktiver oder bequemer zu machen. Nein, unser 

Ziel ist es, die Migration im Sozialsystem zu stoppen und Niederösterreich als Asylstandort so 

unattraktiv wie möglich zu machen. Ja, richtig, ihr habt es gehört. Das ist ja unser Ziel und an dem 

arbeiten wir. Unsere Linie ist klar: Wir wollen Missbrauch verhindern, wir wollen die Asylschrauben 

enger drehen und wir wollen eben keine soziale Hängematte. Es muss klar sein, wer betrügt, der 

fliegt und das ist der Grundsatz und nach dem handeln wir. Und die Sachleistungskarte ist eben 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2025/26 der XX. Periode 35. Sitzung vom 26. Februar 2026 

62 

ein zentraler Baustein dieser Linie. Sie verhindert eben, dass Leistungen zweckentfremdet werden 

und sie verhindert, dass Geld in irgendwelche Kanäle fließt, die mit der Grundversorgung nichts zu 

tun haben. Damit: Dieser Antrag der Grünen ist daher für uns der komplett falsche Weg. Daher 

werden wir dem negativen Ausschussantrag auch zustimmen, bleiben damit bei der täglichen 

Buchung, weil sie eine taggenaue Abrechnung ermöglicht und Missbrauch so gut wie möglich 

erschwert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordneter Christoph Kainz, ÖVP. 

Abg. Kainz (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr Landesrat! Hoher Landtag! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Thema Asyl und Migration beschäftigt, glaube ich, 

zu Recht die Gesellschaft und jeden Bürger. Und gerade Österreich ist immer ein Land gewesen, 

das auf christlichem Wertefundament, auf Rechtsstaatlichkeit, aber auch aufgrund der Genfer 

Flüchtlingskonvention immer die Asylpolitik sehr ernst genommen hat und, glaube ich, auch immer 

in verschiedenen Bereichen gezeigt hat, dass die, die aus Gründen, weil sie um Leib und Leben 

fürchten, weil sie politisch verfolgt sind, bei uns auch zu Recht um Asyl ansuchen können. Aber 

auch hier hat sich, so wie in vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen, die wir auch heute schon 

diskutiert haben, in den letzten Jahren und Jahrzehnten vieles und einiges verändert. Es hat sich 

vieles und einiges verändert, weil auch vor Jahrzehnten wahrscheinlich bei einer Landtagssitzung 

kein Bildschirm hochgeht mit einem Film. Das hat es früher auch nicht gegeben, das ist heute 

durchaus üblich. Früher hat es auch nicht die Möglichkeit gegeben, dass man aus wirtschaftlichen 

Gründen sein Land verlässt, weil es dort vielleicht andere Rahmenbedingungen gibt. (Unruhe bei 

Abg. Weninger.) Aber mit dem leben wir heute. Und wir sollten stolz darauf sein, dass wir in einem 

Land leben dürfen, wo wir eine hohe soziale Absicherung haben, einen hohen Lebensstandard 

haben und letztendlich wir in den letzten Jahrzehnten durch unsere gemeinsame Leistung unser 

Land auch positiv nach vorn gebracht haben. Und unter diesen Rahmenbedingungen heraus gilt 

es auch trotzdem auf dem Wertefundament, auf der Flüchtlingskonvention, auf der 

Rechtsstaatlichkeit auch jene Rahmenbedingungen hier zu schnüren und zu definieren, dass wir 

Asylströme gut organisieren und managen können. Und auch hier hat sich in den letzten Jahren 

einiges verändert. Und ich glaube, dass es richtig ist, dass wir als Niederösterreich mit der 

Bezahlkarte ein System gefunden haben, wo wir die Absicherung – durchaus mit 5,71 Euro 

schlank, gebe ich zu, aber machbar – bewältigt haben und eingeführt haben. Und wir haben es 

auch im Ausschuss sehr intensiv diskutiert und der Vertreter der Regierung hat es auch bestätigt. 

Ja, man kann natürlich diskutieren, macht man das wöchentlich? Macht man das monatlich? Wir 

machen es täglich und wir wollen bei diesem System auch bleiben, weil es sich seit der Einführung 

2024 auch bewährt hat. Und das ist nur eine Maßnahme, warum wir auf der einen Seite die 
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Grundsicherung zur Verfügung stellen wollen, auf der anderen Seite aber auch Spielregeln 

definieren, wo man es sich zu Hause überlegt, aus wirtschaftlichen Überlegungen den Asylantrag 

zu stellen. Die, die es aus politischen Gründen machen – ich sage das auch sehr klar – weil sie zu 

Hause verfolgt sind, weil Kriegszustände herrschen, da werden wir auch eine Möglichkeit finden 

und die finden wir auch. Aber die, die aus anderen Überlegungen zu uns kommen, da wollen wir 

auch ganz klar unsere Spielregeln definieren, und deswegen werden wir dem Antrag im 

ursprünglichen Sinn nicht zustimmen und dem Ausschussantrag auf Ablehnung zustimmen. 

(Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Die Rednerliste ist erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung des 

Verhandlungsgegenstandes Ltg.-886, Antrag der Abgeordneten Moser u.a. betreffend Umstellung 

des Bezahlkartensystems in der Grundversorgung von täglicher auf wöchentliche Überweisung. 

Wer für den Antrag des Sozial-Ausschusses stimmen möchte, den ersuche ich, sich vom Platz zu 

erheben. Dieser lautet: Der Antrag wird abgelehnt. (Nach Abstimmung über den Antrag des Sozial-

Ausschusses:) Dieser Antrag ist mit den Stimmen von ÖVP und FPÖ angenommen. 

Zum nächsten Tagesordnungspunkt beabsichtige ich, folgende Verhandlungsgegenstände wegen 

des sachlichen Zusammenhanges gemeinsam zu verhandeln: Die Ltg.-891, Antrag der 

Abgeordneten Suchan-Mayr u.a. betreffend Verankerung einer dauerhaft leistbaren 

Energieversorgung in der Satzung der EVN AG, die Ltg.-892, Antrag der Abgeordneten Suchan-

Mayr u.a. betreffend mehr Verantwortung, weniger Stromkosten – EVN-Übergewinne für leistbare 

Energie und die Ltg.-893-1, ein Antrag gemäß § 34 der Abgeordneten Wührer und Schnabel 

betreffend faire Finanzierung des Netzausbaus im Zuge der österreichischen Energiewende für 

alle Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher. Berichterstattung und Abstimmung werden 

selbstverständlich getrennt erfolgen. Wird gegen diese Vorgangsweise ein Einwand erhoben? Ich 

sehe, das ist nicht der Fall. Ich ersuche daher Herrn Abgeordneten Bierbach die Verhandlungen 

einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. Bierbach (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich komme 

nun zum Antrag 891 der Abgeordneten Suchan-Mayr, Weninger u.a. betreffend Verankerung einer 

dauerhaft leistbaren Energieversorgung in der Satzung der EVN AG. Energieversorgung ist eine 

zentrale Säule der öffentlichen Daseinsvorsorge. Sie ist Voraussetzung wirtschaftlicher 

Entwicklung, sozialer Teilhabe und Lebensqualität. In den vergangenen Jahren hat sich die 

Energie zunehmend zu einem erheblichen Kostenfaktor für private Haushalte wie auch 

Unternehmen entwickelt. Steigende Energiepreise belasten auch die Kaufkraft der Bevölkerung, 

sondern wirken sich auch unmittelbar auf die Wettbewerbsfähigkeit von Betrieben aus. Vor diesem 
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Hintergrund kommt den öffentlichen Energieversorgungsunternehmen eine besondere 

Verantwortung zu. Ein Beispiel dafür ist Tirol, wo die Landesregierung bereits im Jahre 2024 ihren 

Energieversorger im Rahmen der Hauptversammlung klar darauf ausgerichtet hat, 

gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im allgemeinen Interesse bestmöglich wahrzunehmen und 

kostengünstigen Strom bereitzustellen. Diese Maßnahme hat gezeigt, dass eine klare 

Eigentümerstrategie zugunsten der Leistbarkeit möglich ist und zu spürbaren Entlastungen für 

Haushalte und Betriebe führen kann. Im Dezember 2025 im Nationalrat beschlossen – 

Elektrizitätswirtschaftsgesetz – hat der Bundesgesetzgeber diese Verantwortung nunmehr auch 

bundesrechtlich definiert. Korrekt wurden Elektrizitätsunternehmen einschließlich Netzbetreibern 

gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auferlegt, welche den öffentlichen Interesse diesen 

Leistbarkeit ist, das als zentrales Prinzip zu verankern, leistbare Energieversorgung gewährleistet 

sein muss. Darüber hinaus dürfen Gewinne nur dann ausgeschüttet werden, wenn die 

gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nicht gefährdet sind. Aktuelle Entwicklungen am 

Energiemarkt zeigen zudem, dass resultierte Strompreise auch unter Wettbewerbsbedingungen 

möglich sind. So hat der Verbund mit dem sogenannten "Österreich-Tarif" angekündigt, ab März 

2026 für Neu- sowie Bestandskundinnen und Bestandskunden den Stromkreis von rund 10 

Prozent pro Kilowattstunde anzubieten. Dieses Preisniveau wirkt sich auf den Strompreis 

insgesamt aus und verdeutlicht, dass leistbare Energiepreise auch wirtschaftlich tragfähigen 

Betrieb realistisch sind. In diesem Zusammenhang ist auch die Ankündigung der EVN AG 

ausdrücklich zu begrüßen, ab April einen neuen flexiblen Stromtarif mit einem Nettopreis von rund 

10 Cent pro Kilowattstunde für Haushaltskundinnen und Haushaltskunden im Netzgebiet der 

Niederösterreicher anzubieten. Diese Preissenkung stellt einen wichtigen und längst überfälligen 

Schritt zur Entlastung der Bevölkerung dar und greift zentrale Forderungen nach leistbarer 

Energieversorgung auf. Der Antrag liegt nun in den Händen der Abgeordneten. 

"Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Antrag wird abgelehnt." 

Ich komme nun zum nächsten Antrag, Antrag Ltg.-892 der Abgeordneten Suchan-Mayr, Weninger 

und weiterer Abgeordneter betreffend Verantwortung weniger Stromkosten – EVN-Übergewinne 

für leistbare Energie. Die EVN AG hat in den vergangenen Jahren erhebliche Gewinne erzielt. 

Zwischen dem Geschäftsjahr 2022/23 und dem Geschäftsjahr 24/25 beträgt das kumulierte 

Konzernergebnis rund 1,44 Milliarden Euro. Mit diesem Gewinn hätte die EVN ihre Kundinnen und 

Kunden bereits in Milliardenhöhe entlasten und einen spürbaren Beitrag zur Abfederung der hohen 

Energiekosten leisten können. Im vergangenen Geschäftsjahr wurde mit einem Ergebnis von 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2025/26 der XX. Periode 35. Sitzung vom 26. Februar 2026 

65 

436,7 Millionen Euro erneut ein hoher Gewinn erzielt, der in die eingangs genannte Gesamtsumme 

einfließt. Diese Entwicklung steht deutlich im Gegensatz zu dem nach dem vor Energiekosten für 

Haushalte und Betriebe trotz sinkender Großhandelspreise und Stromtarife für viele 

Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher weiterhin eine Belastung, da die Preisanpassung 

nur zögerlich oder unvollständig weitergegeben wurde. Aus mehrheitlichem Eigentum der 

niederösterreichischen stehenden Unternehmen trägt die EVN AG eine besondere Verantwortung 

im Rahmen der Daseinsvorsorge. Das Land NÖ hält in der NÖ Landesholdung GmbH 51 Prozent 

der Aktienanteile und ist somit nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, auf eine sozial 

verträgliche, leistbare und gemeinwohlorientierte Preisgestaltung hinzuwirken. Eine Verwendung 

der Gewinne zur Entlastung der Kundinnen und Kunden ist rechtlich zulässig. Der öffentliche 

Eigentümer darf bei der Ausübung seiner Gesellschaftsrechte öffentlichen Interessen folgen, 

solange der Gesellschaftszweck – wie etwa die sichere leistbare Energieversorgung – gewahrt 

bleibt. Der Antrag liegt in den Händen der Abgeordneten. 

"Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Antrag wird abgelehnt." 

Ich komme zum dritten Antrag, Antrag 893 der Abgeordneten Wührer und Schnabel gemäß § 34 

betreffend faire Finanzierung des Netzausbaus im Zuge der österreichischen Energiewende für 

Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher. Niederösterreich ist seit Jahren Vorreiter beim 

Ausbau erneuerbarer Energie. Über 800 Windkraftanlagen und mehr als 170.000 

Photovoltaikanlagen erzeugen bereits rund 40 Prozent unseres Stromes aus erneuerbaren 

Quellen. Erst kürzlich wurden 23 Windkraftanlagen mit einer zusätzlichen Leistung von 152,8 

Megabyte installiert. Das ist ein starkes Signal für Klimaschutz, Versorgungssicherheit und 

regionale Wertschöpfung. Mit jedem zusätzlichen Windrad oder Photovoltaikanlagen steigen die 

Anforderungen an unser Verteil- und Übertragungsnetz. Netzverstärkungen, Erweiterungen und 

Mobilisierungen sind notwendig, um Versorgung, Sicherheit, Stabilität, Leistbarkeit langfristig 

sicherzustellen. Die Verteilernetzbetreiber stehen bis 2030 und darüber hinaus bis 2040 vor 

Investitionen in Milliardenhöhe. Ein wesentliches Ziel ist es dabei, Energieunabhängigkeit, eine 

sichere und leistbare Stromversorgung sowie eine stabile Preisentwicklung für Haushalte und 

Betriebe. Voraussetzung ist dafür ein leistungsfähiges, aber leistbares Netz. Der Antrag liegt in den 

Händen der Abgeordneten, komme daher zum Antrag. 

"Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
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1. Die NÖ Landesregierung wird ersucht, an die Bundesregierung heranzutreten und diese 

aufzufordern, die anfallenden erhöhten Netzkosten, welche aufgrund des definierten 

gesamtösterreichischen Zieles bis 2030 von 100 Prozent Strom aus erneuerbarer Energie und 

dem dafür nötigen regionalen Ausbau erneuerbaren Stromerzeugungsanlagen resultieren, 

gerecht auf die Netzkosten in allen Bundesländern aufzuteilen. 

2. Durch den Antrag gemäß § 34 LGO 2001 wird der Antrag Ltg.-893 miterledigt." 

Ich bitte um Einleitung der Debatte über die drei vorliegenden Anträge und anschließende 

Abstimmung. Danke. 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Herzlichen Dank für die Berichterstattung. Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gelangt Abgeordneter Christoph Müller, NEOS. 

Abg. Müller, BSc (NEOS): Hoher Landtag! Sehr geehrter Herr Präsident! Mitglieder der 

Landesregierung sind – wie so oft – in dieser unter Anführungszeichen "späten" Stunde keine 

mehr da. Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben heute mehrere Anträge zum Thema Energie 

auf der Tagesordnung und die Energiepreise – ich glaube, das ist allen bekannt – die sind sehr 

hoch und die sind insbesondere, wenn ich mir die Teuerung anschaue, einer der größten Treiber 

dieser Teuerung und das spüren die Menschen jeden Tag. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der 

Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine, unsere Abhängigkeit vom russischen Erdgas, der 

notwendige Netzausbau, der steigende Bedarf an Strom für die Elektrifizierung unserer Wirtschaft 

und unserer Gesellschaft durch die Transformation. Daher diskutieren wir heute die, meiner 

Meinung nach, sehr berechtigte Frage: Wie kriegen wir die Energiekosten für die Haushalte und für 

die Betriebe runter? Die SPÖ versucht es mit neuen Steuern, mal wieder. Die ÖVP versucht es 

oder der § 34-Antrag versucht es, die Kosten irgendwie umzuwälzen an irgendwen, ich weiß auch 

nicht genau an wen. Die Frage, die aber eigentlich gestellt werden müsste, ist: Wie kriegen wir die 

Kosten insgesamt runter? Also nicht, wie verteilen wir den Kuchen irgendwie anders – den Kuchen 

der Kosten – sondern wie kriegen wir diesen Kuchen einfach kleiner? Wir haben in Österreich 116 

Netzbetreiber, wir haben 19 Gasnetzverteilbetreiber. Das heißt, wir haben einfach zu viele 

Netzbetreiber und daher mein Appell, der sich in den nächsten Minuten durchziehen wird: Wir 

brauchen strukturelle Reformen. In Österreich sind Energieversorger und Netzbetreiber zu eng. 

Das ist ein Unternehmen in Niederösterreich und in den meisten Landesenergieversorgern in 

Österreich. Wir sind eines der wenigen Länder, in denen Landesenergieversorger und 

Netzbetreiber Teil eines Unternehmens sind. Das sollte eigentlich nach geltenden 

Entflechtungsregelungen der Europäischen Union gar nicht möglich sein. Die Tatsache führt 

automatisch zu mehr Wettbewerb und somit zu höheren Preisen für die Kunden. Zweiter Punkt: 
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Österreich hat zu viele Netzbetreiber. Österreich hat 116 Verteilnetzbetreiber, Niederösterreich 

noch 22 an der Zahl. Das sind laut einer ganz neuen Studie 13,5 Netzbetreiber pro einer Million 

Einwohner. Kroatien, Malta, Irland, die haben einen Netzbetreiber, Italien genauso. Und wenn man 

sich diese neue Studie anschaut, dann sieht man: Je weniger Netzbetreiber, desto niedrigere 

Netzkosten. Der Anteil der Netzkosten liegt in Österreich bei 37,5 Prozent des Strompreises, also 

ungefähr ein Drittel. (Abg. Dorner: Woran liegts?) Im EU-Durchschnitt sind es ungefähr 25 Prozent. 

Das sage aber nicht ich, sondern das sagt eine nagelneue Studie des ÖVP-nahen "oecolution"-

Instituts. (Unruhe bei Abg. Dorner.) Das heißt, es liegt auf der Hand, was zu tun ist: Netzbetreiber 

zusammenlegen, Effizienzen heben, Kosten senken. Ein weiteres Problem, das wir haben: die 

massiven Kreuzbeteiligungen am Energiemarkt. Wenn sich Energieunternehmen gegenseitig 

gehören, so wie das in Österreich der Fall ist, dann gibt es automatisch wenig Interesse daran, 

sich gegenseitig in einem Preiskampf nach unten zu verwickeln. Genau das, was wir aber für die 

Kundinnen und Kunden brauchen würden. Und viertens: Es gibt zu viel politische Einflussnahme in 

den Aufsichtsräten der EVN. Auch das kennen wir. Was ist also die Antwort? Die Antwort, die liegt 

auf der Hand und die lautet: strukturelle Reformen. Eine gemeinsame Kraftanstrengung könnte 

dazu führen, dass wir die Netzkosten in Österreich massiv runterbringen und die Menschen in 

Österreich weniger für ihre Energie zahlen müssen. Leider – und das ist nicht das erste Mal, dass 

mir das bei diesem Thema auffällt, an dem heutigen Tag – fehlt der Mut, strukturelle Reformen 

anzugehen. Allein bei den Aktuellen Stunden zum Thema Wirtschaft und zum Thema Bildung habt 

ihr gezeigt, dass euch strukturelle Reformen einfach egal sind. Was zu tun wäre, das liegt jedoch 

auf der Hand. Um die Energiepreise für die Menschen in Niederösterreich langfristig und 

nachhaltig senken zu können, müssen wir erstens die Energieversorger und Netzbetreiber 

voneinander trennen, zweitens mehr Wettbewerb im Energiemarkt ermöglichen und drittens 

politische Einflussnahme zurückdrängen. Nur so schaffen wir es, dass wir die Netzkosten 

runterbringen und die Menschen wieder mehr Geld in ihrer Geldbörse haben. Ich bringe daher 

folgenden Antrag gemäß § 60 der Landtagsgeschäftsordnung ein.  

"Der vorliegende Antrag gemäß § 34 LGO wird wie folgt abgeändert: 

Punkt 1: Die NÖ Landesregierung wird ersucht, an die Bundesregierung heranzutreten und sich für 

folgende Maßnahmen einzusetzen: 

- Auflösung der direkten und indirekten Kreuzbeteiligungen in der Energiewirtschaft 

- Reduktion ineffizienter Mehrgleisigkeiten im Netzbereich 

- ein damit verbundenes Unbundling von Netzbetreibern und Energieversorgung 
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- Entpolitisierung der Energiewirtschaft und einer Cooling-off-Phase für leitende Positionen 

- Stärkung der zuständigen Wettbewerbs- und Regulierungsbehörden 

- Einführung einer bundesweiten Angebotspflicht für Energieversorgungsunternehmen." 

Strukturelle, mutige Reformen sind das Gebot der Stunde. Wir können die Netzkosten und 

Energiepreise nachhaltig senken. Der Antrag liegt Ihnen vor und ich freue mich, dass wir 

gemeinsam strukturelle, mutige Reformen angehen und die Kosten der Menschen senken können. 

Vielen Dank. (Beifall bei den NEOS.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordneter Georg Ecker, GRÜNE. 

Abg. Mag. Ecker, MA (GRÜNE): Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! "Weniger 

Stromkosten", Teil eines Titels dieser Antragsserie. Ich glaube, dem können wir alle etwas 

abgewinnen hier herinnen. Dieser Teil findet hier Unterstützung. Wir brauchen die niedrigen 

Stromkosten bei den Haushalten genauso wie in der Wirtschaft, ich glaube, das ist unbestritten. 

Die Gründe – ich kann das nur wiederholen – der Angriffskrieg Putins gegen die Ukraine, der ja 

dazu geführt hat, dass überhaupt einmal die Stromkosten in dieser Form gestiegen sind, 

beschäftigt uns leider nach wie vor und – das ist zu befürchten – wird sich auch nicht so schnell 

ändern. Und was das gezeigt hat, ist einfach die große Abhängigkeit, die nach wie vor besteht von 

vor allem fossilen Importen. Wir geben nach wie vor Milliarden aus, eigentlich, die wir im Land 

behalten könnten, die schicken wir an andere Länder, weil wir es nicht schaffen, unseren 

Energiebedarf hier selbst zu decken und das Geld in unserem Land zu halten. Es braucht also 

zunächst einmal für günstige Energie jene Energien, die tatsächlich kostengünstig sind und das 

sind vor allem Sonne und Wind, die in der Herstellung – selbst mit einem Speicher – mittlerweile 

billiger sind als jedes Gaskraftwerk, billiger sind als jedes Atomkraftwerk und genau das, genau 

das brauchen wir noch viel stärker bei uns, damit eben die Milliarden bei uns bleiben und bei uns 

investiert werden und nicht in aller Herren Länder – sei es in die USA oder nach Russland oder 

sonst wohin – geschickt werden müssen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und ja, das verursacht auch 

Kosten. Unsere Stromnetze waren generell nicht in einem besten Zustand und hätten ohnehin 

erneuert gehört, aber natürlich die Erneuerbaren führen auch dazu, dass es Investitionen in den 

Netzausbau braucht, das ist kein Geheimnis und die müssen fair verteilt werden. Das haben wir 

schon einige Male hier herinnen auch im Landtag diskutiert, da hat es auch schon Beschlüsse 

gegeben. Die zuständigen Minister Hattmannsdorfer und die Staatssekretärin Zehetner... da höre 

ich nichts, dass es hier wirklich konkrete Vorschläge in diese Richtung gibt. Ich bin aber der 

Überzeugung, dass das notwendig wäre, gerade für uns in der Ostregion, dass das auf eine 
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breitere Basis gestellt wird, weil natürlich jene Bundesländer im Westen auch davon profitieren, 

dass hier bei uns günstiger Strom erzeugt wird. Diesem Antrag werden wir also gern unsere 

Zustimmung geben, erneut. Wir hoffen, dass es diesmal mehr bringt als das letzte Mal. Zur 

Satzung, zum Antrag zur Satzung, sei nur kurz zu sagen, dass das ohnehin in Umsetzung ist, wir 

dem also auch die Zustimmung erteilen werden. Und zum Antrag der NEOS, nur ergänzend: Also 

die Zusammenlegung der Netzbetreiber hat sogar der Bundeskanzler Stocker gefordert. Auch hier 

ist eigentlich die Frage: Wann wird das umgesetzt? Dem kann ich einiges abgewinnen. 

Fragwürdiger ist für mich der erste Punkt dieses Antrags, wo die Bundesregierung aufgefordert 

wird, die Auflösung der direkten und indirekten Kreuzbeteiligungen in der Energiewirtschaft 

umzusetzen. Meines Wissens sind das Landesbeteiligungen hauptsächlich, also da müsste... ich 

weiß nicht, ob die Bundesregierung da tatsächlich der richtige Adressat ist, deswegen sehe ich das 

eher kritisch, wie das tatsächlich umsetzbar ist. Der letzte Antrag, der noch vorliegt, ist eben der 

Vorschlag der SPÖ, dass Übergewinne der EVN verwendet werden sollen, um die Strompreise für 

Endkundinnen und Endkunden zu senken. Und das klingt natürlich auf den ersten Blick... wenn 

man die Überschrift liest, denkt man sich, ja super, machen wir, gar kein Problem. Wenn man sich 

das aber rechtlich anschaut, kommt man darauf, dass das letztlich purer Populismus ist oder 

zumindest nicht zu Ende gedacht, wenn man es wohlwollender sehen will. Weil die EVN ist ganz 

klar ein marktbeherrschendes Unternehmen und unterliegt als solches strengeren Regeln, als das 

bei anderen Unternehmen der Fall ist. Jetzt ist es so, dass die EVN gerade in diesem Bereich auch 

Verluste macht, Millionenverluste, und das seit mehreren Jahren. Und das alleine ist ja schon 

wettbewerbsrechtlich kritisch. Warum? Die EVN hat den Vorteil gegenüber anderen 

Marktteilnehmern, wie zum Beispiel einen kleinen Stromhandelsbetrieb, dass sie Verluste aus dem 

Handel kompensieren kann mit Gewinnen aus anderen Sparten. Das heißt, wenn die EVN, die 

sagt, sie macht Verluste im Stromhandel, geht noch weiter runter mit den Preisen im 

Stromhandelsbereich und ein Mitbewerber, der am selben Markt einkaufen muss wie die EVN, der 

keine andere Möglichkeit hat, kann zu diesen Preisen gar nicht anbieten. Er hat dieselben 

Voraussetzungen am Markt wie die EVN, kann aber seine Verluste nicht aus anderen Segmenten 

kompensieren. Und dieser Wettbewerber, was glauben Sie, was passiert mit diesem 

Wettbewerber? Der wird irgendwann aufhören anzubieten. Der wird irgendwann aus dem Markt 

gedrängt. Kurzfristig kann man sich denken, na gibt es eh mehr Angebote noch, vielleicht schafft 

es ein anderer noch hin. Langfristig bedeutet das aber, dass es weniger Unternehmen gibt, die am 

Markt anbieten können und bedeutet damit auch weniger Wettbewerb und höhere Preise, wenn es 

weniger Unternehmen gibt. Das ist nicht nur logisch herleitbar, das ist auch im Kartellrecht und im 

EU-Recht fix verankert, im Artikel 102 des Vertrags, ist das verankert, dass ein Unternehmen, das 

eine marktbeherrschende Stellung hat, wie es die EVN im Endkundenhandel ist, nicht unter den 
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eigenen Kosten anbieten darf, wenn das noch dazu unter einem Marktpreis liegt. Also dieser 

Vorschlag, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, würde die EVN dazu auffordern, 

geltendes Recht zu brechen. Und ich weiß nicht, ob das so gescheit ist, ob man vielleicht noch 

einmal darüber nachdenkt, lieber, ob es Vorschläge gibt. Der Grundgedanke, den kann ich ja 

nachvollziehen und auch unterstützen, aber vielleicht finden wir Vorschläge (Abg. Weninger: Ja, 

machen wir.), ja, ich mache schon einen, Vorschläge, dass nicht geltendes Recht gebrochen wird, 

Herr Klubobmann. Das, ja, und es gibt da eine Möglichkeit. Ja, dem Land gehören 51 Prozent der 

EVN, damit gibt es entsprechende Einnahmen der Gesamtdividende jedes Jahr und man könnte 

diese Dividende zweckwidmen. Man könnte diese Dividende zweckwidmen für energiepolitische 

Maßnahmen, auch für verteilungspolitische Maßnahmen. Das steht uns frei, als gesetzgebende 

Körperschaft, dieses Geld zweckwidmen zu lassen. (Abg. Mag. Scheele: We would never do that.) 

Das wäre rechtlich aus meiner Sicht möglich. Juristinnen und Juristen können das gerne prüfen. 

Aber das, was Sie hier vorschlagen, das ist aus meiner Sicht einfach wettbewerbsrechtlich nicht 

umzusetzen und würde dazu führen, dass die EVN am Ende geklagt wird von Mitbewerbern. Also 

ich halte den Vorschlag für undurchdacht. Ich glaube, eine Spur Populismus war da dabei, wie 

man sich das gedacht hat und tatsächlich, die Überschrift hört sich ja nicht schlecht an, aber 

vielleicht nochmal drüber nachdenken und einen Vorschlag einzubringen, der vielleicht ein 

bisschen weniger populistisch ist, aber dafür umsetzbar. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordnete Kerstin Suchan-Mayr, SPÖ. 

Abg. Mag. Suchan-Mayr (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Nach der 

Aktuellen Stunde im Jänner zum Thema Energie haben wir nunmehr heute konkrete Anträge zum 

Thema vorliegen. Und Kollege Müller, gleich vorweg: Ich kann jetzt an unseren Anträgen keinen 

Vorschlag zu neuen Steuern erkennen, sondern hier sind konkrete Vorschläge, wie wir die Energie 

für unsere Menschen in unserem Land leistbar machen wollen. (Beifall bei der SPÖ.) Zum ersten 

Antrag betreffend der Verankerung einer dauerhaft leistbaren Energieversorgung in der Satzung 

der EVN AG möchte ich nochmal zusammenfassen oder erwähnen, dass ja mit 51 Prozent die 

EVN im Eigentum des Landes NÖ ist und somit der zentrale Energieversorger ist und hier auch als 

öffentliches Energieversorgungsunternehmen eine besondere Verantwortung hat. Durch das 

Elektrizitätswirtschaftsgesetz gibt es die Verpflichtung, eine leistbare Energieversorgung zu 

gewährleisten. Die Ankündigung der EVN von einem günstigeren Stromtarif ab 1. April ist zwar gut, 

aber zu spät. Wir wissen alle, es war ein kalter Winter, es war ein langer Winter, die lange 

Heizperiode. Hier wäre ein rascheres Handeln notwendig gewesen. Und der neue Tarif hat den 

Namen "Feel good Energie für alle". Es mutet mir aktuell ein bisschen so nach "Feel cold" 

aufgrund der Temperaturen an oder "Feel hot", wenn die Menschen in unserem Land ihre 
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Rechnung sehen und ihnen es einmal heiß aufsteigt, weil sie nicht wissen, wie sie die Kosten 

berappen sollen. Preiserhöhungen werden immer sofort an die Kunden und Kundinnen 

weitergegeben. Jetzt, wo es um Preissenkungen geht, wird uns hier erklärt, warum es nicht geht 

oder warum es so lange dauert. Ich stelle mir hier schon die Frage, warum werden die Erhöhungen 

nicht unverzüglich weitergegeben und die Senkungen nicht? (Beifall bei der SPÖ.) Wir und vor 

allem die Menschen in unserem Land fragen sich, warum es in anderen Bundesländern 

Preisreduzierungen gibt und bei uns in Niederösterreich das so lange dauert und zwischendurch 

sogar die Preise noch einmal steigen? Ein Betroffener hat mir hier auch seine EVN-Rechnung 

zukommen lassen. Energiepreissenkungen kommen zu wenig und zu spät an. Der Verdacht liegt 

nahe, dass mit einer nochmaligen Erhöhung kurz davor, vor eben der Preissenkung, noch etwas 

für das Budget dazuzubekommen, gerade wenn man auch aktuell liest, dass die EVN im ersten 

Quartal wieder besser verdient hat. Eine entsprechende Preisgestaltung, eine gute Preispolitik ist 

auch gut und notwendig für die Kundenbindung. Eine Satzungsänderung soll endlich sicherstellen, 

dass leistbare Energie auch dauerhaft als verbindlicher Auftrag in der EVN verankert wird. Andere 

Bundesländer – wir haben das ja schon mehrfach ausgeführt – wie beispielsweise Tirol, zeigen 

längst, wie es geht und können um beinahe ein Drittel günstigere Strompreise anbieten. Und auch 

in Niederösterreich brauchen die Menschen und die Unternehmen in unserem Land eine 

dringende Strompreisreduktion. Ein Landesenergieversorger, der in der öffentlichen Hand ist, hat 

die Aufgabe für Versorgungssicherheit und eben Leistbarkeit zu sorgen. Und für Leistbarkeit zu 

sorgen, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, ist nicht romantische Sozialpolitik, wie sie 

uns hier mancher auch vorwirft, sondern sie ist Wirtschaftspolitik, sie ist Arbeitsmarktpolitik, sie ist 

Umweltpolitik und vieles mehr. Sie ist Politik für die Zukunft unseres Landes. Und ich erlaube mir 

hier auch die Industriellenvereinigung zu zitieren, die sich im Rahmen der Wirtschaftsstrategie hier 

auch zu Wort gemeldet hat zum Thema Energie. Wenn der Strom teuer wird, verliert der Standort. 

Entscheidend ist, dass der Strom für Industrie und Private deutlich günstiger wird. Energiekosten 

sind ein zentraler Faktor für die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. Also, wenn Sie es schon 

uns nicht glauben und auf die steigenden Kosten der Menschen in unserem Land seit Langem 

nicht reagieren, vielleicht hilft ja die Aussage der Industrievertreter, um endlich für leistbarere 

Energiepreise zu sorgen und die Leistbarkeit auch in die Satzung der EVN zu verankern für die 

Wettbewerbsfähigkeit in unserem Land, wie sie zu Beginn unserer heutigen Landtagssitzung auch 

schon beim Thema Wirtschaft diskutiert wurde. (Beifall bei der SPÖ.) Nun zum zweiten Antrag, der 

betrifft mehr Verantwortung, weniger Stromkosten – EVN-Übergewinne für leistbare Energie. Wie 

ich schon erwähnt habe, im ersten Quartal hat die EVN unterm Strich wieder besser verdient. Und 

im Zusammenhang mit Übergewinnen möchte ich die Zufallsgewinne der letzten Jahre nicht außen 

vor lassen. Zufallsgewinne sind Gewinne, die ohne zusätzliche unternehmerische Leistung durch 
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externe Schocks wie Krieg oder Marktverwerfungen entstehen, und genau das ist hier passiert. 

Und diese Zufallsgewinne sollen nicht einfach am Markt belassen, sondern sozial verantwortlich 

verwendet werden. (Beifall bei der SPÖ.) In der Energiekrise hat das politisch definierte Merit-

Order-System dazu geführt, dass das teuerste Kraftwerk den Strompreis bestimmte, wodurch auch 

deutlich günstigere produzierende Unternehmen massive krisenbedingte Zusatzerlöse erzielen 

konnten. Und da in der letzten Aktuellen Stunde im Jänner das "Momentum Institut" auch von der 

ÖVP hier für einen Vergleich herangezogen wurde: Laut dem "Momentum Institut" sind 

Übergewinne ja jene Gewinne, die über dem jährlichen Durchschnitt der Vorkrisenjahre von 2018 

bis 2021 liegen. Und die Übergewinne haben sich in nur drei Jahren verdreifacht. Der 

angesprochene Vergleich hinkt hier, weil die Gewinnexplosion bei der EVN zwar nicht zu hoch 

war, weil ja der Übergewinn davor schon extrem hoch war und sie hat mit über 500 Millionen Euro 

im Jahr 2004 den höchsten Wert aller Energieversorger aller Bundesländer. Ein Vergleich ist das 

eine und der Umgang damit das andere. Es braucht eine stabile, aber auch eine leistbare 

Energiepolitik und nicht, dass die Menschen hier abgezockt werden. Man hat schon den Eindruck, 

dass auf dem Rücken der Haushalte und der Unternehmen die zusätzlichen Gewinne erzielt 

werden. Die Kunden und Kundinnen müssen nach wie vor hohe Preise zahlen. Die EVN produziert 

nur 40 Prozent und kauft zu Marktpreisen ein und trotzdem werden Gewinne erzielt. Jedenfalls 

geht der Erfolg der EVN weit über die Erwartungen hinaus und bei allen Investitionen – das ist 

auch gut, dass hier investiert wird – ist es für die Kunden und Kundinnen nicht tragbar, dass dieser 

Erfolg nur an die Aktionäre und viel zu spät an die Kunden und Kundinnen weitergegeben wird. Die 

Ausschüttungen an die EVN-Aktionäre – vielleicht auch dazu noch ein Wort – diese werden ja 

weiterhin erhöht. Aktuell ist die Dividende bei 0,90 Euro je Aktie und diese soll weiter auf 1,10 Euro 

erhöht werden. Jetzt raten Sie einmal, wie hoch die Dividende noch 2022/23 war? 0,52 Euro. Das 

heißt ein Anstieg um fast 60 Prozent. Und wenn nun gesagt wird, die Übergewinne werden 

wiederum investiert, so ist dies natürlich löblich, jedoch stelle ich hier die Frage: Würde nicht 

investiert werden, wenn keine Gewinne gemacht werden? Da gäbe es ja viele Betriebe oder 

Unternehmen in dieser Art und Weise nicht oder würden nicht investieren. Wir haben das auch zu 

Beginn der heutigen Sitzung diskutiert. Investitionen müssen den Unternehmen ja einen Mehrwert 

bringen und so ist es ja auch bei der EVN. Investitionen in erneuerbare Energie, in den 

Netzausbau sind nicht nur notwendig, sondern bringen einen Mehrwert. Die EVN sollte eben 

dringend handeln, bei den Preisen etwas tun. Denn wie gesagt, nicht nur die Kundinnen und 

Kunden stehen unter massivem Preisdruck, es sind auch die Unternehmer, die hier darunter 

leiden. Und es ist nicht nur legitim, sondern politisch dringend notwendig, diese Instrumente auch 

zu nutzen, auch die Instrumente zu nutzen, die hier das Aktienrecht vorsieht. Wenn öffentliche 

Beteiligung Verantwortung bedeutet, dann muss sie gerade in Krisenzeiten auch sozial wirksam 
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werden, ohne dabei auch europarechtliche Spielregeln zu verletzen. Und aus unserer Sicht ist das 

wettbewerbsrechtlich hier kein Problem. Und ich verstehe die Bedenken hier auch nicht so recht. 

Wenn man hier vielleicht ein paar Jahre zurückgeht – gedanklich – in den alten 

Landtagssitzungssaal 2022, bringt die FPÖ einen Antrag ein, der genau lautet: Rückzahlung der 

EVN-Übergewinne an deren Energiekunden. (Abg. Weninger: Wer hat das eingebracht?) Die FPÖ. 

Und ja, die FPÖ verstehe ich jetzt eigentlich gar nicht, weil vier Jahre später ist die Forderung noch 

immer nicht umgesetzt. Und soweit ich vernommen habe, wird auch unser Antrag hier nicht mit 

positiv erledigt, gegen dieses Thema, gegen Ihre „Landsleute“, wie immer so schön gesagt wird. 

Aber auch vielleicht zu den Grünen, Herr Kollege Ecker. Ich darf Sie aus Ihrer damaligen Rede 

zitieren: "Wie man es auch immer formuliert, auch ich bin der Meinung", war damals die Aussage 

"und schließe mich dem an, dass die Gewinne der Energieversorger rückverteilt werden sollen. 

Wir sind der Meinung, dass diese Gewinne zurückgegeben werden müssen." (Abg. Mag. Ecker, 

MA: Das habe ich heute auch gesagt. Das habe ich auch gesagt.) Drei Jahre später ist es 

wettbewerbsrechtlich bedenklich. Also, liebe Kolleginnen und Kollegen, wo wir uns also einig sind, 

ist, dass die Kosten zu hoch sind: Ja, dann tun wir endlich etwas. Energieversorgung ist 

Daseinsvorsorge, ist strategische Infrastruktur und muss im Sinne der Menschen gesteuert 

werden. Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, steigen Sie endlich auf die Strompreisbremse! 

Und beim Thema Energiekosten kann man sagen, da brennt wirklich der Hut. Stimmen wir nicht 

nur gemeinsam für eine faire Verteilung, faire Finanzierung des Netzausbaus, sondern auch 

gemeinsam für leistbare Energie für alle Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher! (Beifall 

bei der SPÖ.) Geben Sie sich einen Ruck, erinnern Sie sich an 2022 – für die FPÖ-Abgeordneten 

– und übernehmen wir die politische Verantwortung für die Menschen in unserem Land! Zeigen 

Sie, auf welcher Seite Sie stehen! Wir stehen jedenfalls auf der Seite der Menschen in diesem 

Land und werden weiter dafür kämpfen, dass sie sich ihren Strom auch leisten können. (Beifall bei 

der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Zum Wort gelangt Abgeordneter Dieter Dorner, FPÖ. 

Abg. Dorner (FPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ja, ich habe ein bisschen ein 

Déjà-vu. Ich fühle mich etwas... (Abg. Weninger: Ja, das war euer Antrag.) Ich fühle mich etwas 

wie in der Aktuellen Stunde im Jänner. Wir debattieren das gleiche Thema auf Initiative der 

Sozialdemokratie wieder. Und da möchte ich gleich eingangs auf die Rede von der Frau 

Abgeordneten Suchan-Mayr eingehen. Ich weiß nicht, wir haben es das letzte Mal schon gesagt, 

wir sagen es gerne noch einmal: Die EVN macht mit dem Endkundengeschäft, mit dem 

Stromgeschäft in Niederösterreich kein Geschäft, sondern einen Verlust. Und das seit inzwischen 

drei Jahren. Die Gewinne, die die EVN erzielt, erzielt sie aus ihren Beteiligungen und aus den 

https://noe-landtag.gv.at/personen/gottfried_waldhaeusl
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Aktivitäten im Ausland. Also ich glaube nicht, dass sie den albanischen Stromkunden zahlen 

lassen wollen, damit der Niederösterreicher etwas zurückbekommt. Auch wenn ich das Ziel, dass 

wir den Strom verbilligen, natürlich 100 Prozent unterstütze und auch dafür bin. (Abg. Mag. 

Suchan-Mayr: Jetzt können wir es umsetzen.) Und weil Sie in ihrer Rede wieder die EVN 

angesprochen haben, wie in Ihrem Antrag, dass die EVN in ihren Satzungen verankern möge, die 

Gesetzesänderung, die seit 24.12.2025 in Kraft ist mit dem Gemeinnutz als Ziel, 

gemeinwirtschaftlichem Ziel, darf ich Sie darüber informieren: Die EVN hatte gestern ihre jährliche 

Hauptversammlung – das war die erste Seite der Gesetzesänderung – und in der Satzung gab es 

folgende Änderung: § 2 Absatz 5 der Satzung wird neu eingefügt und lautet wie folgt – Beschluss 

gestern gefasst: "Die Gesellschaft hat das Elektrizitäts- und Erdgasunternehmen, die gesetzlich 

festgelegten Grundsätze für den Betrieb und die durch Gesetz im öffentlichen Interesse 

auferlegten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen als Unternehmensziel zu beachten." Genau 

das, was Sie in Ihrem Antrag verlangen, den Sie vor ziemlich genau vier Wochen hier eingebracht 

haben und was Sie heute in Ihrer Rede wiederholt haben, hat die EVN gestern in der 

Hauptversammlung beschlossen. (Abg. Mag. Suchan-Mayr: Jetzt hat es endlich etwas gebracht. – 

Unruhe bei Abg. Weninger.) Konnte sie vorher nicht beschließen, weil es vorher keine 

Hauptversammlung gab und die Gesetzesänderung, die das im Aktienrecht überhaupt erlaubt, 

vom 24.12. des Vorjahres ist. (Unruhe bei Abg. Mag. Scheele.) So, weil die Frau Abgeordnete 

Suchan-Mayr wieder einmal die Tiroler erwähnt hat, dass die den Strompreis schneller gesenkt 

haben als die EVN. Ja, wenn ich so wie die Tiwag knapp 100 meines Stromes selbst erzeuge, 

dann kann ich den Preis auch leichter richten. Wenn ich wie die EVN rund 60 Prozent meines 

verkauften Stromes am Markt einkaufe, dann bin ich als Stromhändler, Stromlieferant vom Markt 

abhängig und auf den Markt angewiesen. Ich möchte auch kurz auf den Antrag vom Abgeordneten 

Müller eingehen. Sehr geehrter Herr Abgeordneter, Sie haben da die Auflösung der direkten und 

indirekten Kreuzbeteiligungen in der Energiewirtschaft angesprochen als Ziel, das in Ihrem Antrag 

steht, und die Begründung war, dass deswegen der Strom in Österreich teuer ist. Soweit ich weiß, 

gibt es inzwischen am Strommarkt sehr viele Anbieter, die nichts mit den in öffentlicher Hand 

befindlichen Teilnehmern der Energiewirtschaft haben. Also wenn man sich am Markt umsieht, 

kann man auch am Markt billigeren Strom, den Arbeitsstrom günstiger erwerben. Zur 

Mehrgleisigkeit im Netzbetrieb: Sie haben da wunderschöne Zahlen genannt, 118 Netzbetreiber in 

Österreich. Ja, das stimmt. Wenn Sie sich Niederösterreich ansehen, dann bis auf den Teil, den 

die Wien Energie versorgt, versorgt die Netze Niederösterreich den allergrößten Teil. (Abg. Mag. 

Collini: Wem gehört die Netze NÖ? Das ist das Problem.) Es gibt ein paar ganz kleine im Westen 

Niederösterreichs, ganz kleine Netzbetreiber, die historisch gewachsen sind und daher ihre Netze 

zum Teil in Gemeindehand oder in Genossenschaftshand haben und das von dort verwalten. Ich 
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sehe... und noch dazu macht ja die E-Control den endgültigen Preis. Das heißt, die E-Control 

erlaubt den Netzbetreibern ihren Preis zu bilden und das ist kein Preis, den sich die irgendwo aus 

der Nase herausziehen, sondern die E-Control überprüft das. Ich sehe leider auch da keinen 

Grund, damit der Strom in Österreich billiger werden würde. So, damit ich auf alle meine Vorredner 

eingehe, möchte ich auch noch gern auf den Abgeordneten Ecker kurz eingehen. Der 

Abgeordnete Ecker hat in seiner Rede sehr viel Vernünftiges und Sinnvolles gesagt, bin ich von 

Grünen gar nicht gewohnt. (Heiterkeit bei Abg. Mag. Ecker, MA.) Allerdings hat er wieder einmal 

die Behauptung aufgestellt, die erwiesenermaßen unrichtig ist: Der günstigste Strom wird durch 

Wind und Sonne produziert. Meine Damen und Herren, das ist nicht der Fall. Es gäbe in 

Niederösterreich kein einziges Windrad ohne die entsprechenden Förderungen. (Beifall bei der 

FPÖ.) Aber offensichtlich merken die Grünen, dass die Stimmung im Land schlecht ist, weil die 

Menschen aufwachen und sich von diesen grünen Ideen entfernen. So, wir verhandeln heute drei 

Anträge gemeinsam – das macht Sinn – 891, 892, 893. Wer über Strompreise, Leistbarkeit und 

Energieversorgung spricht, darf nicht nur einzelne Schlagworte herausgreifen, sondern muss das 

gesamte System betrachten: Versorgungssicherheit, rechtliche Rahmenbedingungen, 

Unternehmenssteuerung und vor allem die Netzkosten. Und dort liegt der Kern des Problems. Und 

genau dort zeigt sich auch, wer seriöse Politik macht und wer offensichtlichen Populismus betreibt. 

Eines ist ganz klar: Die EVN ist ein zentraler Pfeiler der Energieversorgung in Niederösterreich, 

wichtig für Haushalte, Betriebe, Gemeinden und für die Stabilität sowohl der Stromnetze als auch 

unseres Standortes. Daher sollte man in der politischen Debatte Maß halten, meine Damen und 

Herren. Es hilft niemandem ein für das Land so wichtiges, grundlegendes Unternehmen pauschal 

zum Sündenbock zu machen, so wie es die SPÖ in ihren Anträgen insinuiert. Ebenso klar ist es: 

Weil die EVN so wichtig ist, muss man sie auch sachlich kritisieren können. Und das wissen wir 

alle, die mit der EVN als Kunden zu tun haben. Wir haben es hier mit einem über Jahrzehnten 

gewachsenen System zu tun. Und solche Systeme entwickeln naturgemäß Routinen, interne 

Logiken und eine gewisse Systemblindheit. Und damit meine ich keinen bösen Willen. Ich meine 

die Gefahr, dass die Erfüllung interner Anforderungen innerhalb der EVN und der internen Abläufe 

mit der Zeit offensichtlich für die Beteiligten wichtiger werden als die konsequente Ausrichtung an 

den gesamtgemeinwirtschaftlichen Erfordernissen. Und daher muss die Frage erlaubt sein zum 

System EVN: Dient das System in jeder Hinsicht noch dem, was Bürger, Betriebe, Gemeinden und 

der Standort Niederösterreich brauchen? Also man kann das System EVN schon hinterfragen, 

aber nicht pauschal zum Sündenbock machen für Strompreise in Niederösterreich. So, was wir bis 

jetzt erlebt haben von der SPÖ ist in wesentlichen Teilen Populismus. Warum? Den Menschen soll 

der Eindruck vermittelt werden, als gäbe es für ein hochkomplexes Energiesystem eine simple 

politische Sofortlösung. (Heiterkeit bei Abg. Mag. Moser, MSc.) Das klingt gut, das bringt 
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Schlagzeilen, aber es ist nicht ehrlich. Weil die Stromrechnung besteht ja nicht nur aus einem 

einzigen Hebel, aus dem Arbeitspreis. Sie besteht auch aus den Energiepreisen, den 

Netzentgelten, den Steuern, Abgaben und regulatorischen Vorgaben. (Abg. Mag. Suchan-Mayr: 

Das habt ihr 2022 noch nicht gewusst?) Wer diese Realität ausblendet und so tut, als könnte man 

mit einem politischen Zuruf dauerhaft alles verbilligen, betreibt keine seriöse Energiepolitik, 

sondern Populismus auf dem Rücken der Stromkunden. (Beifall bei der FPÖ.) Meine Damen und 

Herren, Ihre Anträge sind eine politische Show, zugegeben, (Abg. Weninger: Nicht schlecht, gell? 

Ein politisches Lob. – Abg. Mag. Scheele: Hört, hört!) gut gemacht, lässt sich sicher gut verkaufen. 

(Unruhe bei Abg. Pfister.) Unsere Haltung dazu ist ganz klar: Natürlich wollen wir Leistbarkeit des 

Stroms für Haushalte (Unruhe bei der SPÖ.), Betriebe, Gemeinden und für die Wirtschaft. Wir 

unterscheiden aber zwischen echter nachhaltiger Entlastung und dem, was Sie machen, 

politischer Inszenierung. Nur mit der Umetikettierung von Unternehmenszielen oder mit den 

Umverteilungsparolen zu arbeiten, die Sie von sich geben, ist noch kein einziges strukturelles 

Problem gelöst. Die tatsächlich entscheidende Frage ist: Wie senkt man die wirklichen Kosten 

unserer Stromversorgung? Und da ist die Wahrheit leider unbequem. Nicht jede laut vorgetragene 

Forderung wirkt in der Praxis, nicht jede populistische Forderung ist wirtschaftlich vernünftig und 

nicht jede moralisch aufgeladene Debatte verbessert die Versorgungssicherheit. Meine Damen 

und Herren, die hohen Netzkosten kommen nicht aus dem Nichts. Sie sind wesentlich... und 

Netzkosten – haben wir zuerst schon gehört, das wissen wir alle – machen über 37 Prozent der 

Gesamtstromkosten aus. Die hohen Netzkosten sind im Wesentlichen eine Folge des massiven 

Ausbaus von Windkraftanlagen und Flächen-PV in Niederösterreich. Und das ist genau der Punkt, 

den viele in diesem Haus zu lange ignoriert haben. Man kann neue Erzeugungsanlagen errichten, 

ja, aber diese Anlagen müssen angeschlossen werden und ins Netz eingebunden werden. Die 

Energie muss transformiert und transportiert werden. Die Netze müssen entsprechend verstärkt 

werden, erweitert werden und technisch aufgerüstet. Und das, meine Damen und Herren, das 

kostet Geld. Das ist neben dem gestiegenen Gaspreis der Hauptgrund, warum der Strom in 

Niederösterreich und in ganz Österreich so teuer ist. Und diese Kosten werden weitergereicht. Sie 

werden ja an den Endkunden, an jeden Haushalt, an jeden Gewerbebetrieb, an jedes 

Industrieunternehmen weitergereicht. Gerade im ländlichen Raum spüren das die Menschen, weil 

dort zählt jeder Euro. Und wenn wir als Beispiel aus meinem Bezirk Flächen-PV in Hohenau... dort 

wird gewachsene Kulturlandschaft vernichtet. Jetzt gibt es gerade die Debatte, im 

Hochleithenwald, Windräder aufzustellen. Da reden wir nicht von irgendwelchen Strommengen am 

Papier. Da reden wir über zerstörten Naturraum, über beschädigten Artenschutz und über die 

mangelnde Akzeptanz der Bevölkerung, weil man die Bürger nicht mitnimmt, weil man da 

drüberfahren will und sie nicht vorab informiert. Und das zeigt ganz klar, wo die Grenzen des 
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Ausbaus liegen. Und daher ist unsere Linie als Freiheitliche ganz klar: Keine Windräder ohne 

verbindliche Volksbefragung. Gibt es eine Volksbefragung, die Mehrheit der Bürger sagt "Ja", dann 

ist auch die Akzeptanz gegeben, den Grünen ins Stammbuch... (Abg. Mag. Moser, MSc: Wieso 

stimmt ihr dann den Windrädern im Waldviertel zu?) Wo stimmen wir zu? (Abg. Mag. Ecker, MA: 

Ihr habt den Windrädern zugestimmt!) Ich geh auf sachliche Argumente gern ein, aber auf sowas 

geh ich nicht ein, weil es nicht stimmt. (Unruhe bei Abg. Mag. Ecker, MA. – Heiterkeit bei den 

NEOS.) Und das Zweite ist: Keine Windräder ohne verbindliche Volksbefragung, keine Windräder 

im Wald! Und das, meine Damen und Herren, das ist Demokratie und Schutz unserer Heimat. Wer 

vor Ort die Lasten und die Belastung trägt, der muss auch ein bestimmendes Mitspracherecht 

haben. Alles andere ist Politik über die Köpfe der Menschen hinweg. Niederösterreich trägt beim 

Ausbau der erneuerbaren Erzeugung und bei den Netzfolgekosten eine überproportionale Last. 

Das bedeutet mehr Anschlussaufwand, mehr Netzausbau, mehr technische Anforderungen, mehr 

Investitionen und daher höhere Kosten für die Niederösterreicher. Und da sind wir bei dem Antrag 

893. Wenn wir das energiepolitische Ziel gesamtösterreichisch formulieren, dann kann es nicht 

sein, dass die Niederösterreicher überproportional die Kosten für den notwendigen Netzausbau 

tragen. Daher unterstützen wir natürlich die Linie einer österreichweit gerechten Verteilung der 

Netzkosten. (Beifall bei der FPÖ.) Wenn ganz Österreich von diesen Ausbauzielen profitieren will, 

dann muss auch ganz Österreich fair mitzahlen. Das ist nicht Ideologie, das ist eine simple Frage 

der Gerechtigkeit. Ja, meine Damen und Herren, und da muss man auch die Bundesebene 

ansprechen. Wir im Landtag haben es schon zweimal beschlossen, dass wir appellieren, die 

Netzkosten auf ganz Österreich aufzuteilen. Drei der hier im Haus vertretenen Parteien sind auch 

in der Bundesregierung vertreten, eine Partei stellt den Wirtschaftsminister. Bitte dann sorgt dafür, 

dass unsere Anträge auch im Bund auf Bundesebene ernst genommen werden, dass die 

Netzkosten auf alle Bundesländer gleichmäßig aufgeteilt werden. Ich fasse zusammen: Erstens: 

Wir bekennen uns zur EVN als wichtigen Versorgungspartner. Zweitens: Änderungen bei der 

Unternehmenszielsetzung sind bereits erfolgt. Drittens: Die Haupttreiber der steigenden 

Netzkosten sind ganz klar, das ist die dezentrale Energieerzeugung mit Windrädern und Flächen-

PV. Viertens: Wir unterstützen die faire Verteilung der Netzkosten auf alle Bundesländer. Fünftens: 

Ganz klar, keine Windräder im Wald, keine Windräder ohne verbindliche Volksbefragung und 

sechstens: Wir lehnen populistische Scheinlösungen ab, weil die Menschen Recht auf Ehrlichkeit 

haben. Meine Damen und Herren, die Menschen in Niederösterreich brauchen keine 

Schlagwortpolitik. Sie brauchen Verlässlichkeit, Leistbarkeit und Kostenwahrheit. (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Ein weiteres Mal zu Wort gemeldet hat sich Abgeordneter Georg 

Ecker von den Grünen. 
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Abg. Mag. Ecker, MA (GRÜNE): Herr Präsident! Herr Landesrat! Hohes Haus! Kollege Dorner! 

Das zeigt wieder einmal die Doppelmoral der Blauen in Niederösterreich sehr schön auf, was du 

da gerade von dir gegeben hast. Ich lese da nur vor: Beschluss der Landesregierung vom 

27. August 2024 – das war ein Umlaufbeschluss mit der Zahl RU1-RO-41/022-2023, kannst du 

gerne nachlesen – Verordnung über ein sektorales Raumordnungsprogramm über die 

Windkraftnutzung in Niederösterreich. Was glaubst du war in diesem Beschluss drinnen? Genau 

diese Waldgebiete, genau das, wo du dich da jetzt herausstellst und das kritisierst, genau das habt 

ihr in der Landesregierung in die Zonierung aufgenommen. (Abg. Pfister: Der Schas ist, wenn du 

aufgeklatscht wirst, musst du es nehmen. – Unruhe bei der FPÖ.) Genau das habt ihr beschlossen 

mit allen Stimmen in der Landesregierung. Mit allen drei Blauen, die in der Landesregierung sitzen, 

habt ihr genau die Windräder im Wald ermöglicht (Unruhe bei der FPÖ.), gegen die du jetzt 

demonstrieren gehst in der Region. Na, doppelzüngiger geht es nicht mehr, Herr Kollege Dorner, 

doppelzüngiger geht es nicht mehr. (Beifall bei den GRÜNEN, Abg. Mag. Collini und Abg. 

Zonschits.) Ist euch das nicht zu blöd, da zuzustimmen? Wir werden es dann beim 

Gesundheitspakt eh auch nochmal hören, da macht ihr es ja genauso. Da stimmt ihr den Sachen 

zu, in der Landesregierung seid ihr dafür und dann geht ihr in den Regionen demonstrieren 

dagegen. Ist euch das nicht zu blöd? Ist euch das nicht zu blöd? Also mir wäre das zu blöd. 

(Unruhe bei Abg. Mag. Collini.) Das zeigt das wahre Gesicht, danke Frau Kollegin, der Blauen in 

Niederösterreich. Zu den...  (Unruhe bei Abg. Weninger.) natürlich, Herr Kollege Weniger.  (Unruhe 

bei der SPÖ.) Zu den Strompreisen ist schon noch zu sagen: Ja, ich glaube, du hast selbst eine 

PV-Anlage. (Abg. Mag. Collini: Sicher hat er eine.) Ja, das ist auch sehr schlau, weil die PV-Anlage 

der günstigste Strom ist, und man sieht es ja jetzt, wenn die Sonne wieder herauskommt, wann 

sind die Strompreise am niedrigsten? Genau, wenn die Sonne scheint, wenn die PV im Netz ist. 

Währenddessen, wenn die Gaskraftwerke den Strom liefern, sind die Strompreise am höchsten. Je 

mehr Sonne, je mehr Wind wir im Netz haben, desto geringer sind insgesamt die Strompreise. Das 

ist eigentlich auch nicht so schwer zu verstehen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN, Abg. Pfister 

und Abg. Mag. Collini.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: Noch einmal zu Wort gemeldet hat sich Abgeordneter Dieter 

Dorner, FPÖ. 

Abg. Dorner (FPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landesrat! Sehr geehrte 

Damen und Herren im Hohen Haus! Der Abgeordnete Ecker schmeißt mit großen Worten um sich 

(Abg. Pfister: Die der Realität entsprechen.), die leider nicht ganz der Realität entsprechen. Herr 

Abgeordneter, das sektorale Raumordnungskonzept hat es ermöglicht, dass in den dort genannten 

Flächen theoretisch Windkraftanlagen gebaut werden. Das heißt nicht, dass sie dort auch gebaut 
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werden müssen, weil dann ist immer noch... (Heiterkeit bei Abg. Müller, BSc und Abg. Pfister. – 

Abg. Pfister: Deswegen mache ich ja eine Prüfung und dann baue ich nicht. – Unruhe bei der 

SPÖ. – Unruhe bei Abg. Mag. Ecker, MA.) Hallo, Herr Abgeordneter, Herr Abgeordneter, wissen 

Sie, was der Unterschied zwischen uns zwei ist? Ich habe Ihnen zugehört und habe nicht 

rausgerufen und Sie haben die Disziplin nicht, mir zuzuhören. Kommen Sie noch einmal heraus, 

wenn Sie ein sinnvolles Argument haben sollten. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und Teilen der 

ÖVP.) So, noch einmal: Sektorales Raumordnungskonzept, ja, ist eine Voraussetzung für 

Windräder. Nein, das heißt nicht, dass dort Windräder gebaut werden. Es haben in den dort 

betroffenen Flächen danach Volksbefragungen stattgefunden, für und gegen Windkraftanlagen, 

weil die letztendliche Entscheidung der Gemeinderat trifft. Erzählen Sie nicht von irgendwelchen 

Argumenten, die einfach nicht stimmen. Und das Thema Sonne und Wind... das haben Sie jetzt 

wieder gesagt, die PV ist günstig. Natürlich ist die PV günstig, solange die Sonne scheint. 

Vergessen wir einmal die Errichtungskosten, die wir auf die Nutzjahre aufrechnen müssen. Alles 

gut und schön. Nur blöderweise scheint die Sonne nicht immer. (Abg. Mag. Collini: In meinem 

Herzen schon.) Und wir müssen die Netze auch für die Zeiten aufrechterhalten, wo wir aus den 

Gaskraftwerken auch die PV-Besitzer beliefern können müssen, sonst haben wir keine 

Netzstabilität. Ganz einfach, so ist es. Und ich habe nichts gegen die PV am Dach. Ganz im 

Gegenteil, soll man es machen, wenn man es sich leisten kann und wenn es funktioniert. Aber es 

macht keinen Sinn, hektarweise die PV auf bestes Ackerland zu stellen, so wie es bei uns in 

Hohenau zum Beispiel passiert ist. Und das Ganze wieder einmal hinter dem Rücken der 

Menschen, die nichts davon wussten und auf einmal dagestanden sind, die Bagger fahren auf und 

auf ein paar Hektar gibt es auf einmal riesige PV-Anlagen. René, du kennst das. Viel was 

Schircheres gibt es nicht. Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Waldhäusl: So, zur vorerst letzten Wortmeldung erteile ich Herrn 

Abgeordneten Josef Edlinger von der ÖVP das Wort. 

Abg. Edlinger (ÖVP): Vielen Dank, Herr Präsident! Hohes Haus! Ein energiegeladenes Thema 

beschäftigt uns auch heute wieder. Es ist für mich sehr erfreulich, dass die SPÖ offenbar ihre 

Liebe zur Energie im Allgemeinen und zur EVN im Besonderen entdeckt hat. Wobei die 

Überschriften wahrscheinlich jeder von uns unterschreiben kann. (Abg. Mag. Scheele: Die Rede 

von der Kerstin auch.) Wir alle wollen natürlich den Standort sichern. Wir alle wollen günstige 

Energie. Wenn aber dann Anträge eingebracht werden, wie jener, dass die EVN in ihren 

Satzungen die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen verankern soll, dann lässt mich das ein 

bisschen an der Ernsthaftigkeit, mit der die SPÖ dieses Thema angeht, zweifeln. Es wurde 

angesprochen vom Kollegen Dorner, es war gestern die Hauptversammlung, die erste, seitdem 
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das Gesetz in Kraft ist, das die EVN verpflichtet dazu und ich glaube, dass es nicht notwendig ist, 

einen Konzern zur Einhaltung von Gesetzen zu erinnern. Das Komische daran ist, die Einladung 

zur Hauptversammlung der EVN mit dem Tagesordnungspunkt 9 der Satzungsänderung wurde am 

26. Jänner des heurigen Jahres veröffentlicht. Die SPÖ hat am 29. Jänner – drei Tage später – 

einen Antrag eingebracht, dass die EVN ihre Satzung ändern soll. Also ich kommentiere das nicht 

weiter. (Abg. Weninger: Nutzt es nichts, schadets nichts. Ein altes Sprichwort.) Der zweite Antrag, 

die Übergewinne zu verteilen, war in der Aktuellen Stunde ein vieldiskutiertes Thema mit den 

unterschiedlichsten Meinungen dazu. Das ist auch in Ordnung. Wir müssen uns nur vor Augen 

führen – wie es auch der Kollege Dorner gesagt hat – die Energiewirtschaft in Österreich hat 

verschiedene Verpflichtungen und Vorgaben von der Politik bekommen, die da lauten: Die 

Erneuerbarkeit. Es müssen EU-Ziele umgesetzt werden und daher ist es notwendig, die 

erneuerbaren Energieträger in unserem Land weiter auszubauen. Die Versorgungssicherheit. Und 

das ist in den vergangenen Jahren, glaube ich, auch ein Thema geworden, dass wir darauf 

gekommen sind, dass es nicht selbstverständlich ist, die Versorgungssicherheit in vielen 

Bereichen, sei es in der Lebensmittelversorgung, in der Energieversorgung und vielen anderen 

Dingen, in der medizinischen Versorgung, zu gewährleisten. Das bedeutet Investitionen ins Netz 

und die EVN hat diese Investitionen zum Teil schon getätigt, zum Teil noch vor. Bis 2030 müssen 

weitere 4,5 Milliarden Euro in die Ertüchtigung des Netzes, in den Ausbau von Speichern und 

vielen anderen Dingen investiert werden, wenn wir diese Versorgungssicherheit aufrechterhalten 

wollen. Und der dritte Teil ist natürlich die Leistbarkeit, die besonders wichtig ist. Aber wenn wir 

aus diesem Dreieck nur die Leistbarkeit herausnehmen, dann werden die anderen beiden Dinge 

auf der Strecke bleiben. Wir werden die Ziele bei der Erreichung der erneuerbaren 

Energievorgaben nicht erreichen. Wir werden die Versorgungssicherheit nicht erreichen. Und wie 

wir das den Menschen näherbringen, das haben Sie in ihrem Antrag nicht kundgetan. Und Sie 

wollen nicht nur Übergewinne verteilen, sie wollen einen Dividendenverzicht an der 

Landesbeteiligung. Dann sagen Sie den Menschen auch, was wir im Land NÖ nichts machen 

können mit den 80 Millionen, die wir in den letzten Jahren pro Jahr aus den Ausschüttungen der 

EVN dem Landesbudget zuführen können. Sagen Sie den Menschen, was nicht geschieht! Nur 

weil die Energie auch teuer ist. Und das ist unbestritten, dass die Energiepreise in den 

vergangenen Jahren wesentliche Preistreiber am Inflationssektor gewesen sind. Diese Inflation ist 

aber auch der Grund dafür, dass es in den letzten Jahren Lohnerhöhungen und 

Pensionserhöhungen von 25 Prozent gegeben hat und das Verhältnis in vielen Bereichen gleich 

ist. Und dass der Anteil der Haushaltseinkommen, die für Energie ausgegeben werden, sich 

natürlich erhöht haben, aber nicht in dem Ausmaß, dass wir von Energiearmut sprechen, dass wir 

uns hier herinnen weismachen wollen, was alles passiert und wie arm die Menschen in Wirklichkeit 
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sind. Es gibt nämlich für die, die es wirklich brauchen und die unter dieser Energiearmut leiden, 

einen Fonds, den die EVN eingerichtet hat – die EVN Energiebeihilfe, die von der Caritas und der 

Diakonie verwaltet wird und abgewickelt wird. In diesem Fonds hat die EVN 7 Millionen Euro pro 

Jahr dafür dotiert und dieser Fonds ist in den letzten Jahren nicht ausgeschöpft worden. Es ist 

vielleicht doch nicht so, dass alle Menschen unter dieser Energiearmut leiden, auch wenn die 

Kosten gesteigert sind und gestiegen sind. Und das hat natürlich für die EVN auch Auswirkungen, 

was hier gefordert wird. Die EVN ist in 511 unserer 573 Gemeinden der Netzbetreiber. Es gibt 45 

Stromanbieter in Niederösterreich. Also hier gibt es kein Monopol und es hat mich etwas 

überrascht, dass ich in einer Aussendung des SPÖ-Landtagsklubs gleichzeitig gelesen habe, dass 

der Übergewinn der EVN kritisiert wird, gleichzeitig wird kritisiert, dass es in Niederösterreich die 

meisten Netzwechsel gibt. Sie kritisieren also auch, dass die Menschen nach einem billigeren 

Anbieter suchen. Sie wollen den lokalen Netzbetreiber dazu verpflichten, der günstigste zu sein. 

Mit dem neuen Tarif, den die EVN mit dem 1. April anbietet, wird die EVN auch einer der 

günstigsten Stromversorgung in ganz Österreich sein. Sie wollen aber damit auch ein 

funktionierendes und stabiles Unternehmen in die wirtschaftliche Bredouille bringen, weil 

Investitionen werden nicht möglich sein, wenn ein Unternehmen keine Gewinne machen kann. 

Und die Investitionen in das Netz sind natürlich langfristige Investitionen, die auch über 

Fremdkapital finanziert werden. Aber die Bonität eines Unternehmens, das auf seine Gewinne 

verzichtet und keine Gewinne machen kann, wird eine schwierige Sache sein, hier sich zu 

finanzieren am Finanzmarkt. Daher ist es wichtig, dass wir unser Unternehmen der EVN auch 

weiterhin als stabiles Unternehmen, als wichtiges Unternehmen für das Land als wichtigen 

Investor, der durch diese Investitionen auch tausende Arbeitsplätze sichert, auch für die Zukunft 

absichern. Der dritte Antrag, da laufen Sie natürlich offene Türen ein und wir haben hier im Hohen 

Haus im vergangenen Jahr bereits zwei Resolutionen verabschiedet, dass die Netzkosten auch 

gerecht verteilt werden müssen. Und es ist nun einmal so, dass wir in Niederösterreich – und auch 

das Burgenland ist hier ein Vorreiter – in die erneuerbare Energie investieren, in die Produktion 

durch Windräder, durch Photovoltaikanlagen, und dass dieser erneuerbare Strom in die 

überregionalen Netze auch gebracht wird, und dass vor allem die westlichen Bundesländer davon 

profitieren, dass sie mit diesem günstigen Strom ihre Speicherkapazitäten füllen, und wir tragen die 

Kosten für den Netzausbau. Und das ist nicht gerecht und hier für eine gerechte Verteilung zu 

sorgen, das unterstützen wir natürlich gerne. Da sind wir dabei, aber wir sind nicht dabei, wenn wir 

den Menschen Sand in die Augen streuen wollen mit vermeintlichen Dingen, die leicht umsetzbar 

sind, die es aber in Wirklichkeit nicht sind, sondern den Standort Niederösterreich schwächen. 

Dafür sind wir nicht bereit und daher haben wir die ersten beiden Anträge auch abgelehnt. Vielen 

Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Zweiter Präsident Waldhäusl: Die Rednerliste ist erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung des 

Verhandlungsgegenstandes Ltg.-891, Antrag der Abgeordneten Suchan-Mayr u.a. betreffend 

Verankerung einer dauerhaft leistbaren Energieversorgung in der Satzung der EVN AG. Wer für 

den Antrag des Rechts- und Verfassungs-Ausschusses stimmen möchte, den ersuche ich, sich 

vom Platz zu erheben. Dieser lautet: Der Antrag wird abgelehnt. (Nach Abstimmung über den 

Antrag des Rechts- und Verfassungs-Ausschusses:) Mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und den 

NEOS angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung des Verhandlungsgegenstandes Ltg.-892, ein Antrag der 

Abgeordneten Suchan-Mayr u.a. betreffend mehr Verantwortung, weniger Stromkosten – EVN-

Übergewinne für leistbare Energie. Wer für den Antrag des Wirtschafts- und Finanz-Ausschusses 

stimmen möchte, den ersuche ich, sich vom Platz zu erheben. Dieser lautet: Der Antrag wird 

abgelehnt. (Nach Abstimmung über den Antrag des Wirtschafts- und Finanz-Ausschusses:) 

Ebenfalls mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und den NEOS angenommen. (Abg. Michlmayr: Und 

den Grünen!) Und den Grünen angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung des Verhandlungsgegenstandes Ltg.-893-1, ein Antrag gemäß § 34 

der Abgeordneten Wührer und Schnabel betreffend faire Finanzierung des Netzausbaus im Zuge 

der österreichischen Energiewende für alle Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher. Dazu 

liegt ein Antrag des Abgeordneten Christoph Müller vor, der in seiner Rede auch darauf 

hingewiesen hat, dass er den § 4... den Antrag damit abändern möchte. Ich komme seinem 

Wunsch nach, werte ihn als Abänderungsantrag, stelle fest, dass er nicht die Unterstützung hat 

und stelle daher die Unterstützungsfrage. Wer unterstützt den gestellten Abänderungsantrag des 

Abgeordneten Christoph Müller? Den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. (Nach Abstimmung:) 

Das sind die Stimmen der NEOS, der SPÖ und der Grünen. Daher zu wenig und daher kommt 

dieser Antrag nicht zur Abstimmung. 

Wir kommen aber zur Abstimmung über den Antrag des Umwelt-Ausschusses, über diesen Antrag 

und bitte jene, die für den Antrag des Umwelt-Ausschusses stimmen möchten, sich vom Platz zu 

erheben. (Nach Abstimmung über den Antrag des Umwelt-Ausschusses:) Und dieser Antrag ist 

einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum Verhandlungsgegenstand Ltg.-887, Antrag der Abgeordneten Krismer-Huber 

u.a. betreffend Neuverhandlung Gesundheitsplan 2040. Ich ersuche Herrn Abgeordneten 

Hörlezeder, die Verhandlungen einzuleiten. (Dritte Präsidentin Schmidt übernimmt den Vorsitz.) 
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Berichterstatter Abg. Hörlezeder (GRÜNE): Geschätzte Frau Präsidentin! Herr Landesrat! Hoher 

Landtag! Ich berichte zur Zahl 887, einem Antrag des Gesundheits-Ausschusses über den Antrag 

der Abgeordneten Dr.in Helga Krismer-Huber u.a. betreffend Neuverhandlung Gesundheitsplan 

2040+. Unser ursprünglicher Antrag fordert eine kritische Neubewertung des Gesundheitsplans 

2040, bessere Information und Einbindung der Bevölkerung über Vorhaben und Maßnahmen, die 

Sicherstellung der Akutversorgung in Gmünd sowie die Beibehaltung der bestehenden 

notärztlichen Versorgungsstrukturen. Der Gesundheits-Ausschuss hat den Antrag beraten und sich 

dagegen ausgesprochen. Der Antrag des Gesundheits-Ausschusses lautet daher: 

"Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Antrag wird abgelehnt." 

Frau Präsidentin, ich bitte um Einleitung der Debatte und Beschlussfassung. 

Dritte Präsidentin Schmidt: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gelangt Abgeordnete Edith 

Kollermann. 

Abg. Mag. Kollermann (NEOS): Vielen Dank, Frau Präsidentin! Geschätzte Mitglieder der 

Landesregierung! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Nach den heutigen 

Aktuellen Stunden, da muss man sagen, wundert mich wenig. So wundert mich auch der Antrag 

der Grünen nicht so sehr, aber doch ein bisschen, dass da die Grünen im blauen Tarnanzug 

daherkommen und etwas machen, was normalerweise die FPÖ hier früher gemacht hat – nämlich 

gegen alles zu sein. Hier wird versucht, eine tiefgreifende Reform zu bekämpfen. Aber nicht mit 

besseren Argumenten, nicht mit einem Alternativvorschlag, sondern mit politischem Kalkül. Und 

das ist das Spielen mit Ängsten. (Beifall bei den NEOS, Abg. Mag. Hackl und Abg. Zauner.) Die 

Antragstellerinnen und Antragsteller der Grünen schreiben ja selbst: "Wer etwas nicht versteht, der 

bekommt Angst." Und ja, das stimmt. Aber unsere Aufgabe in der Politik ist es ja nicht, diese Angst 

zu bewirtschaften, sondern sie durch Transparenz, durch Aufklärung und verantwortungsvolle 

Reformen zu überwinden. (Beifall bei den NEOS.) Unser Gesundheitssystem in Niederösterreich 

ist reformbedürftig. Das ist keine Ideologie, das ist eine nüchterne Analyse. Die bestehenden 

Strukturen sind ineffizient, Ressourcen wirken nicht mehr optimal. Was vielleicht früher funktioniert 

hat, das ist für die Zukunft nicht aufgestellt. Und wir stehen vor gewaltigen Herausforderungen: 

demografischer Wandel, steigende Lebenserwartung – eine wunderbare Aussicht, aber eben auch 

eine Herausforderung – Multimorbidität, Fachkräftemangel. Schon jetzt stoßen wir personell an 

Grenzen. Und wer behauptet, man könne alles lassen, wie es ist oder wir hätten alle Zeit der Welt, 

der verschließt die Augen vor der Realität. Und wer es verspricht, macht sich mitschuldig an 
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diesem Sand in die Augen streuen. Und genau das passiert hier. Der NÖ Gesundheitsplan 2040+ 

ist vielleicht nicht perfekt. Er ist sicher nicht perfekt, aber er ist das Ergebnis intensiver Arbeit vieler 

Expertinnen und Experten aus Medizin, aus Pflege, aus der Verwaltung. Das Ziel ist ein modernes 

System mit klarem Fokus auf Prävention, auf eine starke niedergelassene Versorgung, auf einer 

funktionierenden Rettungskette und auf eine Konzentration der Spitalsleistungen dort, wo sie am 

besten durchgeführt werden, bis hin zur Spitzenmedizin. Hätten wir uns mehr Expertise von 

außerhalb der eigenen niederösterreichischen Suppe gewünscht? Ja, hätten wir. Dann wäre es 

vielleicht auch noch mehr oder eher ein NEOS-Projekt geworden. Aber wir kennen auch die 

Realpolitik und wir versuchen das Beste aus dem zu machen, was wir haben. Und das ist kein 

Kahlschlag, das ist eine längst überfällige Modernisierung. Und ja, ich sage es ganz offen: Ein 

Konzept, bei dem niemand subjektiv das Gefühl hat, etwas zu verlieren, das wird es nicht geben. 

Strukturveränderungen sind nie bequem. Aber die Politik ist auch kein Wellnessprogramm. Politik 

heißt Verantwortung zu übernehmen, auch dann und gerade dann, wenn es Gegenwind gibt. Was 

wir schon brauchen, ist Transparenz, mehr Kommunikation und konsequentes Projektmonitoring. 

Genau das hat die Landesregierung bislang noch nicht geschafft. Die Reform ist kein Sprint, 

sondern ein Marathon. Umso wichtiger ist es, auch die Menschen mitzunehmen. Nicht als 

Überraschungspartygäste, wo man dann vielleicht irgendwann mal landen könnte, sondern mit 

einer klaren Beschilderung aller Streckenabschnitte. Wir werden auf dieser Langstrecke 

evaluieren, adaptieren, auch vielleicht etwas nachschärfen müssen. Anpassungen sind aber kein 

Scheitern, sondern das ist ein Ausdruck von Lernfähigkeit. "Es kann mich doch niemand daran 

hindern, jeden Tag klüger zu werden", soll Konrad Adenauer gesagt haben. Und was wir sicher 

nicht brauchen, ist eine Politik, die Emotion über Fakten stellt. Das Beispiel Gmünd zeigt zum 

Beispiel, worum es geht. Ein Ambulatorium soll das bestehende Klinikum ablösen, um eine 

bedarfsgerechte Versorgung sicherzustellen. Effizient, modern, interdisziplinär. Es wurde auch 

mehrfach betont, dass das bestehende System nicht abgebaut wird, ehe nicht eine dann auch 

noch bessere Alternative zur Verfügung steht. Und gleichzeitig soll dort auch ein Pilotprojekt 

entstehen, wie die Finanzierung aus einer Hand funktionieren kann. Etwas, was seit langem von 

verschiedensten Expertenkreisen auch gefordert wird. Und das ist mutig und das ist innovativ. Und 

dieses Szenario wurde offenbar noch nicht ausreichend erklärt und dadurch hat sich auch 

Widerstand formiert. Das müssen wir ernst nehmen, das müssen wir adressieren. Und die 

Kommunikation endet natürlich nicht mit der Präsentation oder mit der ersten Präsentation des 

Plans, sondern es wird laufend erforderlich sein. Wer aber alte Strukturen nur verteidigt und 

suggeriert, es werde nur etwas weggenommen, der betreibt keine konstruktive Opposition, 

sondern politisches Bremsen um des Bremsens willen. Den gesamten Gesundheitsplan 2040 neu 

zu verhandeln, das heißt Verzögerung, Stillstand, Planungsunsicherheit und Verunsicherung der 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und das schafft kein Vertrauen. Vertrauen entsteht nicht durch das 

Stoppen von Reformen. Vertrauen entsteht dadurch, dass man erklärt, warum Reformen 

notwendig sind und auch wie es in Zukunft dann ausschauen soll. Und das wird dann verlässlich 

umgesetzt. Dialog bedeutet auch nicht Vetorecht für jede Interessensgruppe. Politik hat eine 

Bringschuld zu erklären, aber es gibt auch eine Holschuld, sich mit den Fakten 

auseinanderzusetzen. Bürgerinnen und Bürger müssen sich aber natürlich auch nicht mit 

Schlagworten zufriedengeben. Unser Antrag, der leider abgelehnt wurde zu Beginn dieser Sitzung, 

das bisherige, durchaus vorhandene Informationsangebot niederschwelliger zugänglich zu 

machen, mehr klar und so einfach wie möglich sichtbar zu machen und auch Zeitleisten zu 

hinterlegen. Das kann ich nicht. Ich kann nicht sagen: "Am 27. August 2032 wird das Klinikum 

sowieso gebaut." Das kann ich nicht machen. Aber ich kann natürlich sagen, 2026 werden 

folgende Schritte umgesetzt. Die nächsten drei Jahre ist das geplant und dann gibt es ein paar 

Projekte mit einer Langfristperspektive, die sicher erst in den 30er Jahren begonnen werden. Wir 

NEOS sind nicht in der Landesregierung. Wir haben aber dem Gesundheitsplan zugestimmt, weil 

wir glauben, das ist eine gute Sache und dafür wurde uns auch größtmögliche Transparenz bei der 

Umsetzung zugesagt. Und darauf werden wir auch achten, bei jedem Streckenabschnitt. Ich sehe 

und verstehe, dass es eine große Skepsis in der Bevölkerung gibt. Teilweise ist es Angst, teilweise 

ist es geschürte Verunsicherung. Und deshalb ist die Frage, ob die Kommunikation des Plans 

bislang optimal verlaufen ist, durchaus berechtigt und aus meiner Sicht gibt es da auch Luft nach 

oben. Aber den Gesundheitsplan aus populistischen Motiven grundsätzlich in Frage zu stellen, das 

ist kein Beitrag zur Lösung. Wer das beste Gesundheitssystem 2040 für Niederösterreich will, der 

muss bereit sein, Reformen nicht nur zu fordern, sondern auch durchzutragen. Und selbst dann, 

wenn sie unbequem sind. Lassen wir uns nicht von der Lautstärke der Angst leiten, sondern von 

Fakten, Expertise und Verantwortung, und zwar für die bestmögliche Gesundheitsversorgung in 

Niederösterreich. Wir werden dem negativen Ausschussantrag daher zustimmen. Vielen Dank. 

(Beifall bei den NEOS, der ÖVP und Abg. Mag. (FH) Fiedler, PhD.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Abgeordnete Silvia Moser, GRÜNE. 

Abg. Mag. Moser, MSc (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Mitglieder der 

Landesregierung! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es ist äußerst spannend für mich, wie 

auf unseren Antrag reagiert wird. Ein Antrag, der nichts anderes will, als dass die Menschen in 

ihren Sorgen, Ängsten und in ihrer Kritik wahrgenommen und ernstgenommen werden. Und das, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, ist kein Populismus. Wir haben auch dem Gesundheitsplan nie 

zugestimmt. Unverantwortlich sind nicht wir, die wir diesen Antrag gestellt haben. Unverantwortlich 

seid zum Beispiel ihr, NEOS, indem ihr die Bevölkerung ignoriert. (Abg. Mag. Collini: Das hat die 
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Kollegin jetzt aber nicht gesagt. Silvia, du hast nicht zugehört.) Und ich sage euch auch noch 

etwas, sinnerfassend lesen und verstehen, wäre angesagt. Verhandeln heißt nicht verwerfen. Und 

der Antragstext ist leicht zu verstehen, wenn man nur will. Aber ihr NEOS seid ja sowieso ein 

bisschen situationselastisch. Ihr habt den Gesundheitsplan in Bausch und Bogen mitbeschlossen 

und kommt jetzt nach und nach drauf, welche Schwachstellen er hat. Und mit größtem Erstaunen 

habe ich heute in der Früh in den Medien euren wundersamen Kurswechsel gelesen. Plötzlich 

wollt ihr genau das, was in unserem Antrag steht: Monitoring, Zeitleiste und Transparenz. (Abg. 

Mag. Collini: Das wollten wir immer schon, liebe Silvia.) So. Aber das ist ja okay. Man darf ja 

gescheiter werden und die Meinung ändern. Und das ist genau das, geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen, was wir mit unserem Antrag wollen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und ich lade euch daher 

herzlich ein, unserem Antrag zuzustimmen. Und es kann niemand hier leugnen, dass es nicht 

einige ordentliche Probleme gibt. Sekundärtransporte, die Ausdünnung der Leistungen in den 

einzelnen Kliniken wie Gmünd und die Überlastung des Personals in den Landeskliniken wie 

Zwettl, die deshalb viele Patientinnen zusätzlich übernehmen müssen und das ohne zusätzliches 

Personal und Ressourcen. Das wisst ihr vielleicht gar nicht, aber die sind wirklich am Limit. Die 

Angst der Leute, dass sie keine adäquate Notfallversorgung haben werden. Ja, wo sind denn die 

flächendeckenden First Responder-Systeme (Unruhe bei Abg. Zauner.), die Acute Community-

Nurses und die diplomierten Notfallsanitäterinnen in Retz, in Raabs, in Waidhofen an der Ybbs? 

Wo sind sie, die laut Gesundheitsplan 2040+ die fehlenden Notärzte kompensieren sollen? Dass 

hier ein klarer Zeitplan fehlt, das kann wohl niemand bestreiten. Und das ist genau das, was wir 

von Anfang an kritisiert haben. Reduziert ist schnell. Ruckzuck. Ersatz braucht Zeit. (Unruhe bei 

Abg. Zauner.) Das alles zu negieren und jener Fraktion, nämlich uns, die einen Antrag dazu 

einbringen und diese Probleme hier im Landtag diskutieren will, dann noch quasi Verrat 

vorzuwerfen oder einen Schwarzen Peter zuzuschieben, das ist schon ein starkes Stück und wirft 

auch ein komisches Bild auf den Landtag. Von Beginn an haben wir die fehlende Kommunikation 

kritisiert. Da werdet ihr mir jetzt aber wohl nicht widersprechen. (Heiterkeit bei Abg. Mag. Collini.) 

Wer nicht erklärt, was er tut, produziert Angst. Und wenn es um die eigene Gesundheit geht, ist 

diese Angst mehr als berechtigt. Und Kommunikation – sage ich euch als Psychologin – die am 

Beginn eines Prozesses verabsäumt wird, später nachzuholen, ist deutlich aufwendiger. Und jetzt 

ist ein Jahr vergangen – ihr könnt euch selbst ein Bild machen. In vielen Regionen wehren sich die 

Menschen und sie haben recht (Unruhe bei Abg. Mag. Hackl.), weil sie das Gefühl haben, es wird 

ihnen etwas weggenommen, dem sie bisher vertraut haben. Planung und Papier sind geduldig. 

Das sehen wir auch an Kassenstellen, die zwar bestehen, aber nicht besetzt sind. Hausärzte am 

Papier versorgen Menschen nicht. Und bis 2028 soll es in jeder Bezirksstadt ein 

Primärversorgungszentrum geben. Gerade in den ländlichen Regionen – beispielsweise Zwettl – 
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da ist noch keine Spur davon. Und gleichzeitig – ich habe es ja schon einmal gesagt (Unruhe bei 

Abg. Mag. Hackl.), wiederhole ich mich – erleben wir eine bemerkenswerte Doppelbödigkeit. Hier 

im Landtag stimmen alle Abgeordneten der FPÖ dem Gesundheitsplan zu. In der Landesregierung 

beschließen drei Landesräte der FPÖ den Gesundheitsplan. Im NÖGUS unter einem FPÖ-

Landesrat und FPÖ-Geschäftsführer wird der regionale Strukturplan Gesundheit 2030 beschlossen 

und damit – zum Beispiel – die Auflassung des Landesklinikums Gmünd bis spätestens 2030. Und 

vor Ort in den Schaukästen der FPÖ hängen Plakate "Unser Krankenhaus muss bleiben". Was 

sollen die Menschen denken? Das ist nicht verantwortungsvolle Politik. Das ist Zynismus 

gegenüber der Bevölkerung, die um ihre Gesundheitsversorgung fürchtet. (Unruhe bei Abg. Mag. 

Hackl.) Und ich sage euch auch, was jeder eigentlich wissen sollte: Moderne Demokratie braucht 

Dialog. Es braucht ehrliche Auseinandersetzung mit Sorgen und Widerstand und es braucht die 

Bereitschaft, Entscheidungen zu korrigieren, wenn sie sich als falsch oder unausgereift erweisen. 

Mit unserem heutigen Antrag zum Gesundheitsplan 2040+ schlagen wir keinen Reformstopp vor. 

Da werde ich immer falsch zitiert – ich verbitte mir das – sondern einen Kurswechsel in Richtung 

Transparenz, Sicherheit und Beteiligung. Weil eben Gesundheitsversorgung kein technisches 

Projekt ist, sondern eine Frage von Kompetenz, Sicherheit und Vertrauen. Und genau dieses 

Vertrauen muss wieder hergestellt werden. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Abgeordnete Karin Scheele, SPÖ. 

Abg. Mag. Scheele (SPÖ): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Landesrätin! Herr Landesrat! Ich 

möchte gleich anschließen bei meiner Vorrednerin. Worum geht es denn, wenn wir Ängste, Sorgen 

ernst nehmen müssen im Zusammenhang mit der Gesundheitspolitik? Da geht es um Patientinnen 

und Patienten und solche, die es hoffentlich später als früher werden sollen. Es geht um 

Gemeindepolitikerinnen und Gemeindepolitiker. Ich denke mir, in fast allen Gemeinden ist die 

Entwicklung des NÖKAS ein großes Thema, wenn es um die Erstellung der Gemeindebudgets 

geht. Ich glaube, in fast allen Gemeinden ist die Rettungslandschaft, die man auf der einen Seite 

schätzt, braucht, am liebsten rund um die Uhr hätte, ein Thema bei der Finanzierung. Natürlich hat 

das auch sehr viel damit zu tun: Was können wir für unsere Menschen im Land anbieten? Es geht 

natürlich auch um die Sorgen und Ängste, wenn wir uns die Entwicklung der Bevölkerung 

anschauen, wenn wir sehen, dass wir in Niederösterreich – hat gar nichts mit 2040+ zu tun – 

manche Abteilungen – ich erinnere an die Debatte über die Geburtenstation und Gynäkologie in 

Waidhofen an der Ybbs – sperren mussten, weil zu wenig Ärztinnen und Ärzte vorhanden waren. 

Das heißt, der Druck, hier etwas zu tun, ist ein großer. Und liebe Frau Kollegin Moser, ich sage 

auch, wie wir zugestimmt haben, meine Fraktion, und wie das hier im Landtag debattiert wurde, 

war mir klar, dass es bei der Umsetzung noch heftige politische Diskussionen geben wird. No, na, 
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ned, weil sonst bräuchte es uns ja auch nicht. Und mir war auch klar, dass es Entwicklungen gibt, 

wo man hinschauen muss, wo man Transparenz braucht und die man auch kritisieren muss. Ich 

glaube, in dem Raum ist es ja eh kein Geheimnis, dass diese unglücklichen Verträge mit den 

Johannitern und die langen Wartezeiten bei den Sekundärtransporten nicht nur mich, sondern 

euch auch in persönlichen Diskussionen beschäftigt hat. Ich denke mir, manche Dinge, die 

Unsicherheit bewirken – lange Wartezeiten auf OPs, eine fehlende gemeinsame Planung der 

Ostregion in Österreich – haben auch wenig mit 2040+ zu tun, sondern wie unser 

Gesundheitssystem jetzt funktioniert. Für mich und meine Fraktion ist der Gesundheitspakt 2040 

eine Chance, eine Chance auf die unterschiedlichen Ängste und Herausforderungen zu reagieren. 

Natürlich sind wir dafür, dass man die Evaluierung, die man ausgemacht hat, bei der Vereinbarung 

des Gesundheitspaktes ernst nimmt, schaut, weil niemand – so ein Experte kann man gar nicht 

sein, dass man von vornherein alles weiß, wie sich manche Dinge über die Jahre entwickeln – und 

natürlich bin ich auch dafür, dass man nie aufhört, bessere Kommunikationspolitik zu machen und 

die Sorgen der Menschen ernst zu nehmen. Ich denke mir, wenn bei einem Antrag steht 

„Neuverhandlung des Gesundheitspaktes“, ein Jahr nicht einmal, nachdem er beschlossen wurde, 

mit breiter Mehrheit beschlossen wurde, mit vielen Diskussionen beschlossen wurde, dann glaube 

ich, ist es notwendig, auf die Evaluierung zu verweisen, sich das gemeinsam gut, offen, kontrovers 

anzuschauen. Und meine Fraktion stimmt dem Ausschussantrag, der auf Ablehnung lautet, zu. 

(Beifall bei der SPÖ und ÖVP.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Richard Punz, FPÖ. 

Abg. Punz, BA (FPÖ): Sehr geehrte Frau Präsident! Sehr geehrte Mitglieder der Landesregierung! 

Ich bin jetzt, glaube ich, der Fünfte oder Sechste, der sich auf den Abgeordneten Ecker bezieht, 

aber in der Aktuellen Stunde zur Wirtschaft, die Motivation, den Elan für Reformen, den hätte ich 

mir bei den Grünen auch beim Gesundheitsthema gewünscht. Die ganzen Negativbeispiele in 

Ihrem Antrag machen schon notwendig, dass man noch einmal hervorhebt, dass nach wie vor der 

Grundsatz gilt, dass eben Veränderungen nicht überstürzt erfolgen, dass bestehende 

Einrichtungen so lange aufrecht bestehen bleiben, bis neue Versorgungsstrukturen realisiert und 

auch eine sichere medizinische Betreuung gewährleistet sind. Man kann nicht oft genug 

wiederholen und zusammenfassen, dass Niederösterreich nicht bei der Gesundheit spart, sondern 

ganz im Gegenteil: Wir investieren massiv in die Infrastruktur unserer Gesundheitseinrichtungen. 

Wir sichern die Arbeitsplätze in den Regionen. Wir wollen diese erhalten mit Jobgarantien und ich 

glaube auch, dass gerade die Leistungen des Gesundheitspersonals in unserem Bundesland nicht 

genug gewürdigt werden kann. Der dritte wesentliche Punkt ist, dass Veränderungen in der 

bisherigen Struktur erst dann getroffen werden, wenn es gleichwertige Varianten gibt, die man 
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anbieten kann. Das ist der wesentliche Punkt. Ich glaube, das ist keine Schwarzmalerei, das ist 

eine ehrliche und klare Ansage, was die Ziele sind, aber unter welcher Prämisse wir diese 

Reformen angehen. Mit dem Gesundheitsplan 2040+ – und das möchte ich in aller Deutlichkeit 

noch einmal hervorheben – ist für mich und, ich glaube, für die meisten von uns klar, dass 

weiterhin wie bisher jenes Ziel verfolgt wird, dass jede Niederösterreicherin und jeder 

Niederösterreicher zur richtigen Zeit am richtigen Ort die notwendige medizinische Versorgung 

erhält, die er oder sie benötigt. (Beifall bei der FPÖ und ÖVP.) Das ist für mich selbstverständlich, 

dass dieses Ziel für jeden Bezirk, für jede Region – ob dieser jetzt städtisch oder ländlich geprägt 

ist – gilt und auch für den im Antrag erwähnten Bezirk Gmünd. Das ist für mich eine 

Selbstverständlichkeit. Dass nicht immer alles reibungslos vonstattengeht, das liegt, glaube ich, in 

der Natur der Sache. Es kann nicht immer alles beim ersten Anlauf funktionieren. So ehrlich 

müssen wir sein. Aber die Frage ist: Wie gehe ich mit Problemen um? Stecke ich den Kopf in den 

Sand oder handle ich? Da bin ich beim ehemaligen Kanzler Helmut Schmidt, der hat gesagt: 

"Politik ist nicht nur Denksport, sondern Politik ist auch Handeln,“ und „die Demokratie ist kein 

Zustand, die Demokratie ist ein Prozess." Weil es angesprochen worden ist und auch im Antrag 

enthalten, jüngst die Thematik mit den Sekundärtransporten. Das möchte ich als Anlass nehmen, 

auch um ein positives Beispiel zu erwähnen, weil es hier Probleme gab. Positiv – bereits 

umgesetzt – ist eine Aufstockung der Fahrzeugflotte. Die Disposition der Sekundärtransporte soll 

modernisiert werden. Es gibt auch ein Dashboard, ich glaube, das findet auch Zustimmung der 

Grünen, dass es auch mehr Transparenz gibt und die Qualität der Transporte nachvollziehbar ist. 

Aber das Wichtigste ist: Es hat ein Problem gegeben, es wurde ein Gipfel anberaumt und positiv 

errungen, wurde abgemacht, dass es einen neuen Standort der angesprochenen Johanniter im 

Waldviertel geben soll. Ich glaube, das zeigt ganz deutlich, dass wir uns nicht in unserem Handeln 

und schon gar nicht in unserem Denken in einem eng geschnürten Korsett befinden sollen. Dass 

immer, wenn Probleme entstehen und es Möglichkeiten gibt, dass man Lösungen anbietet, auch 

wenn die vielleicht nicht von Anfang an geplant waren, aber wenn wir die Chance haben, Gutes zu 

tun, dass wir die Gelegenheit ergreifen und das auch zum Wohle der Landsleute umsetzen. Danke 

dafür an die Zuständigen. (Beifall bei der FPÖ, Abg. Ing. Schulz und Abg. Mag. Hackl.) Der dritte 

Punkt in dem Antrag der Grünen, um auf die notärztliche Versorgung noch einmal zu sprechen zu 

kommen. Ja, es braucht Ausbildungsmaßnahmen. Das ist positiv, das gehört unterstützt, das 

gehört gefordert und gefördert. Man muss sich aber auch Gedanken machen, ob wir es uns 

personell leisten können, dass wir in finanzieller Hinsicht vielen das Studium in Österreich 

ermöglichen und diese Menschen dann nicht dort eingesetzt werden, wo wir sie brauchen, weil sie 

zurück in ihr Heimatland gehen. Das sind Probleme, die teilweise auf Bundesebene geklärt 

gehören. Und ich glaube auch – weil es um die Standorte geht – das gehört zur Wahrheit dazu, ein 
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Notarztstützpunkt, wo kein Notarzt stationiert ist, hilft am Ende des Tages niemandem. Und diese 

Realität ist den Menschen auch zumutbar. Weil es angesprochen wurde, der Dialog. Ich glaube, 

jeder, der vor einem Jahr zugestimmt hat zu diesem Gesundheitsplan, trägt jetzt eine ganz 

besondere Verantwortung, dass hier wirklich etwas zum Besseren bewegt wird. Ich möchte die 

Leistung und das, was auch durchgeführt wird, weil es ist ja nicht nichts, dass keinerlei Dialog 

stattfinden würde, wie es da suggeriert wird, die zahlreichen Veranstaltungen, wo Kollegen quer 

über alle Fraktionen von den Abgeordneten, die bei Besprechungen teilnehmen, beim Roten 

Kreuz, Veranstaltungen der LGA, wo die Landesräte aller Couleur unterwegs sind und sich dem 

Thema stellen und auch diskutieren und ihre Beweggründe erklären und auch den ganzen Prozess 

erklären. Das ist nicht nichts, das findet statt und das verdient auch, meiner Meinung, nach 

Respekt und ich danke jedem, der für die Sache hier unterwegs ist. Und ich glaube auch, weil es 

da formuliert ist – das ist ein anderer Ausschnitt – dass es zu kurz gefasst ist, zu schreiben: "Der 

Gesundheitsplan wird nichts, weil die Niederösterreicher ihn nicht verstehen." Ich glaube, wir oder 

Sie tun den Menschen Unrecht, wenn man sagt, wegen der und der Kommunikation, die verstehen 

es eh alle nicht oder der Großteil wird die Maßnahmen gar nicht verstehen. Wir haben hier wirklich 

ein Projekt, das sich sehen lassen kann und die Menschen sind auch interessiert. Ich bin zwar erst 

drei Jahre Abgeordneter, aber wer mit offenen Augen durchs Leben geht und draußen von ihnen 

mit den Bürgern Kontakt hat und Kontakt hatte, der kann nicht bestreiten, dass die schon ein ganz 

besonderes Gespür haben, dass gerade im Gesundheitsbereich wirklich der Schuh bei 

bestimmten Themen gedrückt hat oder noch immer drückt und dass es Maßnahmen braucht und 

dass das auch gefordert wird – gerade von gewählten Politikern – dass man der Verantwortung 

nachkommt. Und da tun sie der Bevölkerung wirklich Unrecht. Und unser aller Anspruch, alle die 

hier zugestimmt haben – und ich glaube, das kann ich für alle sagen – ist natürlich, dass jeder, der 

einen Notfall hat, dass hier die Qualität der Versorgung nicht davon abhängig sein darf, wo ich den 

Notfall habe. Dass die Versorgung an jedem Wohnort sichergestellt ist und nicht von dem Ort, wo 

ich wohne, abhängig ist. Ängste und Sorgen, ja, die gibt es immer. Die wird es immer geben, 

denen müssen wir uns auch stellen. Die müssen wir auch ernst nehmen, aber wir sollten uns davor 

hüten, diese Ängste und Sorgen auch noch zu schüren. Für die weitere Umsetzung gilt daher: 

Konsequent fortsetzen, aber nicht überhastet, Schritt für Schritt und mit Verantwortung für unsere 

Landsleute. Danke schön. (Beifall bei der FPÖ und ÖVP.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Franz Dinhobl, ÖVP. 

Abg. Dipl.-Ing. Dinhobl (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Mitglieder der 

Landesregierung! Hohes Haus! Wenn ich mir die Diskussion über den Gesundheitsplan 2040+ in 

der heutigen Sitzung so angehört habe, so bin ich wirklich sehr positiv überrascht, wenn wir die 
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vergangenen Punkte uns vor Augen führen, wo es doch unterschiedliche Ansichten gegeben hat, 

dass wir gerade in diesem Tagesordnungspunkt, der – und da bin ich überzeugt davon – ein ganz 

schwieriger ist, ein vielfältiger ist, der jede Niederösterreicherin und jeden Niederösterreicher 

betrifft, mit diesem großen Schulterschluss über alle Parteigrenzen oder fast alle Parteigrenzen 

hier diskutieren. Wenn ich vielleicht noch in die Geschichte zurückgehen darf. Das Jahr 2024 war 

geprägt von einer Expertenplanung. Vor circa einem Jahr haben wir diesen Gesundheitspakt, der 

zum Gesundheitsplan geworden ist, hier in diesem Haus mehrheitlich beschlossen. In der 

Landesregierung wurde er einstimmig beschlossen und ich möchte mich an dieser Stelle bei allen 

drei Landesräten und der Landesrätin bedanken – Anton Kasser, Landesrat Antauer und 

Landesrätin Prischl – dass ihr gemeinsam diesen Gesundheitsplan hier auf die Reise gebracht 

habt, dass ihr diesen Gesundheitsplan auch in der Diskussion nach außen vertretet, bei vielen 

Bürgerveranstaltungen Rede und Antwort steht. Und ich bin schon bei den Grünen: So ein 

Gesundheitsplan, der ist mit den Menschen zu diskutieren, der ist mit den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern der LGA zu diskutieren und ich glaube, das geschieht. Und bei heutigen 

Tagesordnungen ist vielfach der Strukturwandel, der notwendige Strukturwandel angesprochen 

worden und Mut angesprochen worden. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn man sich 

diesen Gesundheitsplan hier ansieht, so sind beide Punkte hier inkludiert. Strukturwandel, 

notwendiger Strukturwandel und Mut. Und dass die Diskussion natürlich im ganzen Bundesland 

teilweise auch unterschiedlich gesehen wird, war uns von vornherein klar. Selbstverständlich ist 

jeder Strukturwandel etwas, was Menschen verunsichert, was gewohnte Strukturen hinterfragt, 

was gewohnte Strukturen verändert. Und ich glaube, dass dieser Mut so mit großer Mehrheit in 

diesem Haus gefunden wurde, zu diesem Strukturwandel, ist beeindruckend und erfüllt mich mit 

Freude. Seit dem letzten Jahr sind die Landesgesundheitsagentur, das Land NÖ, die Verwaltung, 

fleißig am Arbeiten, diese Strukturen neu aufzusetzen, diese Strukturen zu implementieren, diese 

Strukturen so zu implementieren, dass man erst mit neuen Strukturen beginnt, wenn diese stehen 

und diese alten Strukturen erst abgelöst werden, wenn etwas Neues geboten wird. Ich glaube, 

eine Vorgangsweise, die den Menschen auch zugesagt wurde, und man sieht in diesem ersten 

Jahr, dass das auch eingehalten wird, wenn man die vielen Planungsarbeiten – und eines ist auch 

im Zusammenhang mit den Patiententransporten bereits erwähnt worden: Selbstverständlich wird 

es hier Probleme geben, selbstverständlich wird man hier justieren müssen, nachjustieren müssen, 

verbessern müssen, um diese Strukturen so aufzusetzen, dass sie auch zukünftig funktionieren. 

Und ich habe vor wenigen Tagen eine Diskussion, ein Gespräch mit einem Primararzt der LGA 

gehabt, der im Ausland tätig war, und zwar in Kanada tätig war, dort seine Dissertation 

geschrieben hat und sich habilitiert hat, und er hat gesagt: "Ja, dieser Strukturwandel ist sogar in 

Kanada notwendig gewesen." Ein Flächenland, das weit größer ist als Niederösterreich, und auch 
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dort hat man diese Schwerpunktsetzung forciert, weil man gesagt hat, diese Schwerpunkte 

müssen gesetzt werden, weil man nur in wenigen Häusern diese Schwerpunkte setzen kann. Und 

wenn von den Kosten heute auch gesprochen wird: Das Universitätsklinikum St. Pölten hat circa 

eine Million Kosten am Tag für den Betrieb, für Medikamente, für Betriebsmittel. Da sieht man 

auch, wo die Musik spielt, wo das Geld hinfließt. Und deswegen ist es so wichtig, diese 

Konzentration der qualitätsvollen Medizin in Häusern zu konzentrieren, weil 81 Prozent der 

Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher sagen auch "Ja". Sie wollen nicht in das nächste, 

sondern im besten Klinikum behandelt werden, weil hier ist die medizinische Versorgung am 

höchsten. Und wenn die Grünen auch diesen Gesundheitsplan in dieser Art und Weise kritisieren, 

neu verhandeln wollen, und meine sehr geehrten Damen und Herren von den Grünen, was heißt 

neu verhandeln? Etwas neu zu verhandeln heißt, etwas neu aufzurollen, heißt von Null zu 

beginnen, weil natürlich all diese Punkte, die neu diskutiert werden, neu verhandelt werden, und 

das ist natürlich auch in diesem Wort schon enthalten: Neu verhandeln heißt, alles neu zu machen. 

Und deswegen freut es mich, dass dieser Schulterschluss in diesem Haus hier über diese 

Parteigrenzen hinaus – bis auf die Grünen – eben gegeben ist. Und meine sehr geehrten Damen 

und Herren von den Grünen, eines möchte ich Ihnen auch noch sagen: Die Grünen hatten in den 

letzten fünf Jahren die Verantwortung im Bund für die Gesundheitsversorgung. Und es hat drei 

Bundesminister gegeben, die für die Gesundheitsversorgung verantwortlich gewesen wären, ohne 

Mut, ohne Strukturreform, ohne irgendwelche Verbesserungen. Und drei Punkte, die von den 

Ministern hier geblieben sind: Minister Anschober hat erst nach seiner Zeit als Minister die besten 

Ideen gehabt. Bundesminister Mückstein ist dadurch auffällig geworden, dass er zu spät zur 

Landeshauptleutekonferenz gekommen ist, weil ihm der Strom beim Auto ausgegangen ist und 

Bundesminister Rauch ist mit seinen unpassenden Videos der Fußballmäuse bekannt geworden. 

Das sind die Dinge, die die Grünen Bundesminister für Gesundheit zurückgelassen haben. Meine 

sehr geehrten Damen und Herren, ich freue mich, dass dieses Haus hier Mut zeigt, gerade in der 

Gesundheitsreform. Ich freue mich, dass dieser Gesundheitsplan uns über die meisten Fraktionen 

hinaus zusammenführt, und wir werden in diesem Prozess sicher auch Gegenwind haben, aber 

dem müssen wir standhalten zum Wohle unseres Bundeslandes Niederösterreich. Vielen Dank. 

(Beifall bei der ÖVP, Abg. Mag. (FH) Fiedler, PhD, Abg. Mühlberghuber und Abg. Brenner.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Abgeordneter Georg Ecker. 

Abg. Mag. Ecker, MA (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Landesrätinnen! Hohes 

Haus! Kollege Dinhobl? Wo ist er denn? Da hinten sitzt er! Kollege Dinhobl, also erstens einmal 

hatten wir einen Koalitionspartner, der sehr stark von der Ärztekammer auch lobbyiert ist (Unruhe 

bei Abg. Heinreichsberger, MA.) und dementsprechend schwer war es über... und man hat noch 
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neun Länder mit Partikularinteressen gegenüber, die alle nichts hergeben wollen – das sehen wir 

ja auch gerade in der aktuellen Debatte – und trotzdem hat es der Minister Rauch geschafft, als 

Erster Reformen gegen die Interessen der Ärztekammer durchzusetzen, nämlich wenn es um die 

Primärversorgungseinrichtungen geht, dass die Ärztekammer nicht mehr das Veto einlegen kann 

und wodurch wir es jetzt schaffen, endlich die PVEs weiter voranzutreiben (Beifall bei den 

GRÜNEN.) und auch gegen die Interessen der Länder verbindliche Bedingungen für die Reformen 

festzusetzen, damit es überhaupt Geld gibt im Finanzausgleichssystem. Da war auch der Minister 

Rauch der Erste, der das geschafft hat. Ich möchte noch einmal – weil es offenbar wieder falsch 

verstanden wurde, obwohl es die Kollegin sehr gut erklärt hat – Kollege Dinhobl, es genügt nicht 

die Überschrift zu lesen, es wäre schon gut, wenn man den gesamten Antrag lesen würde 

(Heiterkeit bei der ÖVP. – Unruhe bei Abg. Mag. Hackl.), weil da steht ganz genau drinnen, wie 

dieser Antrag zu verstehen ist. Da steht ganz genau drinnen, wie der Antrag zu verstehen ist. Und 

man kann die Augen nicht davor verschließen, dass wir in bestimmten Regionen vor ganz 

massiven Problemen stehen, wenn das so umgesetzt wird. (Abg. Mag. Scheele: Ja, eh.) Und ich 

spreche ganz genau die Notärzte an, die nächstes Jahr bereits nicht mehr tätig sein sollen in 

manchen Regionen. Und das sagen uns nicht nur Patientinnen oder Bürgermeister oder 

Betroffene, dass das nicht funktionieren wird, dass es keinen Ersatz gibt. Das sagen uns die Leute, 

die jeden Tag mit den Rettungswägen in Niederösterreich unterwegs sind und die Kranken und die 

Schwerverletzten transportieren. Die sagen uns, dass das nicht geht, so wie das die NÖ 

Landesregierung plant, sehr geehrte Damen und Herren. Und da ist es nicht verwunderlich, wenn 

uns sogar die Menschen, die bei den Rettungen unterwegs sind, uns das mitgeben, dass sie 

sagen, das funktioniert nicht. Da ist es nicht verwunderlich und dass auch die Menschen die Sorge 

haben, gerade bei uns in den Grenzregionen im Wald- und Weinviertel, auch im Mostviertel, dass 

gerade die Menschen auch dort die Sorge haben, dass eine ordentliche Versorgung, eine 

ordentliche Notfallversorgung nächstes Jahr nicht mehr gegeben sein wird. Und da können wir 

noch so von Evaluierung, Frau Kollegin Scheele, reden, da können wir noch so lange davon reden, 

dass Einrichtungen erhalten werden, bis ein Ersatz (Unruhe bei Abg. Mag. Hackl.) da war und da 

kann man noch so von Nachjustieren, Kollege Dinhobl, reden. Aber das ist bestätigt – zumindest 

von Worten der Landesregierung – dass das so umgesetzt wird mit nächstem April. Und wenn das 

umgesetzt werden wird, dann wird es massive Probleme bei der Versorgung in den Regionen 

geben. Und dagegen treten wir auf und das wollen wir ändern. Und deswegen haben wir diesen 

Antrag gestellt. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg. Mag. Scheele: Schlecht 

formuliert.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Die Rednerliste ist erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung des 

Verhandlungsgegenstandes Ltg.-887, Antrag der Abgeordneten Krismer-Huber u.a. betreffend 
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Neuverhandlung Gesundheitsplan 2040+. Wer für den Antrag des Gesundheits-Ausschusses 

stimmen möchte, den ersuche ich, sich vom Platz zu erheben. Dieser lautet: Der Antrag wird 

abgelehnt. (Nach Abstimmung über den Antrag des Gesundheits-Ausschusses:) Mit den Stimmen 

von ÖVP, FPÖ, SPÖ und NEOS angenommen. 

Wir kommen zum Verhandlungsgegenstand Ltg.-897, Bericht des Rechnungshofes betreffend 

Tätigkeitsbericht 2025. Ich ersuche, den Herrn Abgeordneten Mold, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. Mold (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Ich berichte 

zum Tagesordnungspunkt 10, Bericht des Rechnungshofes betreffend Tätigkeitsbericht 2025 

(Reihe Niederösterreich), Ltg.-897. Der Rechnungshof hat in Summe im Jahr 2025 63 Berichte 

veröffentlicht. Es handelt sich um Berichte zu allen Lebensbereichen mit jeweils 

zukunftsgerichteten Empfehlungen an die unterschiedlich überprüften Stellen. Zudem wurden im 

Jahr 2025 16 Prüfungen zum Parteiengesetz, also zu den Rechenschaftsberichten und 

Wahlwerbungsberichten der politischen Parteien, abgeschlossen und veröffentlicht. Der 

Rechnungshof Österreich ist nunmehr bereits das dritte Jahr in Folge mit dem Mandat der 

jährlichen Abschlussprüfung der OSZE betraut. Er hat sich selbst im Jahr 2025 einer Peer Review 

durch den Deutschen Bundesrechnungshof und das National Audit des Vereinigten Königreiches 

unterzogen. Und entsprechend den Empfehlungen sollen in den nächsten Jahren hier zeitgemäße 

Prüfungsmethoden erprobt werden. Sehr geehrte Frau Präsidentin, ich komme damit zum Antrag 

des Rechnungshof-Ausschusses. Dieser lautet: 

"Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht des Rechnungshofes bezüglich Tätigkeitsbericht 2025 (Reihe Niederösterreich) wird 

zur Kenntnis genommen. Ich ersuche hier die Debatte einzuleiten und die Abstimmung 

durchzuführen. 

Ich berichte des Weiteren zum Tagesordnungspunkt 11, Bericht des Landesrechnungshofes 

betreffend NÖ Landschaftsfonds, Nachkontrolle (Bericht aus 1/26), Ltg.-898... 

Dritte Präsidentin Schmidt: Entschuldigung, aber wir haben den Tagesordnungspunkt nicht 

zusammengezogen. 

Abg. Mold (ÖVP): Nicht, gut, dann berichte ich nicht. 

Dritte Präsidentin Schmidt: Tun wir das nachher. 

Abg. Mold (ÖVP): Dann berichte ich nachher. 
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Dritte Präsidentin Schmidt: Vielen herzlichen Dank für die Berichterstattung. Ich eröffne die 

Debatte. Zu Wort gelangt Abgeordnete Indra Collini.  

Abg. Mag. Collini (NEOS): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegenschaft! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Macht braucht bekanntlich Kontrolle und eine moderne Demokratie, die 

braucht Transparenz. Und wer Steuergeld verantwortet, der muss Rechenschaft ablegen. Und 

unsere Rechnungshöfe – sei es Bund oder Rechnungshof des Bundes oder die 

Landesrechnungshöfe – sind genau ein Instrument für all das. Und die Berichte, die sie legen, sind 

wichtig für die Opposition, weil es werden Missstände sichtbar und die kann man dann 

adressieren. Sie sind wichtig für die Regierung, weil diese Berichte auch Verbesserungspotenziale 

aufzeigen. Sie sind wichtig für die Verwaltung, weil es eben ganz konkrete Empfehlungen gibt, wie 

die Verwaltung besser werden kann. Und sie sind wichtig für die Gesellschaft, weil unabhängige 

Kontrolle und Transparenz, die schaffen Vertrauen. Und wenn nun der Bundesrechnungshof, also 

der Rechnungshof des Bundes prüft, und darum geht es jetzt ja – um den Tätigkeitsbericht des 

Rechnungshofes – dann hat das darüber hinaus schon auch oftmals einen ganz besonderen 

Erkenntnisgewinn, weil der Rechnungshof des Bundes natürlich andere Prüfkompetenzen hat und 

er zum Beispiel auch die ganzen Ebenen – Bund, Länder, Gemeinden – prüfen kann zu einer 

Themenlage und das ist sehr interessant. Er kann auch Vergleiche anstellen zwischen 

Bundesländern, was gerade diese Prüfberichte ganz besonders wertvoll macht. Und an dieser 

Stelle möchte ich mich auch bei der Rechnungshof Präsidentin Kraker – vielleicht hört sie uns zu – 

bedanken, nicht nur für die unermüdliche Arbeit, sondern auch für ihren Mut, den sie hat, wenn sie 

sich durchaus immer wieder hinstellt und traut, auch sehr kritische – politisch kritische – Dinge 

durchaus in den Mittelpunkt dieses Kurses zu stellen und hier auch ganz konkret Lösungen 

vorzuschlagen. Was sind nun die für Niederösterreich zentralen Erkenntnisse aus dem 

Tätigkeitsbericht des letzten Jahres, beziehungsweise wo waren so die größten Prüffelder des 

Rechnungshofes im vergangenen Jahr? Natürlich ist vieles gut gegangen. Ich werde ein bisschen 

auch darauf schauen, wo es noch Handlungsfelder oder Handlungspotenziale oder Luft nach oben 

gibt bei den Erkenntnissen, die der Rechnungshof in der Prüfung im Land NÖ gehabt hat. Auf der 

einen Seite hat man geprüft das Thema Flächen für erneuerbare Energien und da gibt es im Land 

noch einiges zu tun. Auch das, finde ich, ist immer interessant, weil man sich natürlich als 

Landesregierung auch sehr gerne auf die Schulter klopft und erzählt, wie gut nicht alles läuft. Also 

auch hier sind einige Handlungsfelder noch abzuarbeiten. Auf der einen Seite attestiert der 

Rechnungshof hier Niederösterreich fehlende Vorausschau, wenn es darum geht, die Trassen zu 

sichern für die Leitungsnetze und hier empfiehlt er entsprechende Raumordnungsprogramme. Das 

heißt, das ist ein Punkt, wo man darauf schauen muss, dass hier auch etwas weitergeht. Auch bei 

der Zonierung der PV-Anlagen, da meint der Rechnungshof, die Flächen sind zum Teil ungeeignet, 
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die zoniert worden sind. Es ist nicht transparent ausgewiesen, wie viele nutzbare Flächen wir 

überhaupt haben in Niederösterreich für PV-Anlagen und auch eine belastbare Flächen- und 

Zielsteuerung, die fehlt ganz. Also einiges an Hausaufgaben hier für die NÖ Landesregierung 

gerade für dieses Zukunftsfeld. Dann hat sich der Rechnungshof im vergangenen Jahr auch den 

COVID-Fonds, den COVID-Hilfsfonds angeschaut und zeigt auch ganz klar auf, dass dieser Fonds 

mit den 31 Millionen, die er dotiert war und nur 12 Prozent davon abgerufen wurden... er war total 

überdimensioniert, er war schlecht konzipiert. Es gibt einiges an Kritik hier vom Rechnungshof: 

keine Bedarfsprüfung vor der Einrichtung, keine systematische Abstimmung bestehender 

Förderungen, unklare Förderkriterien. Gut also, dass dieser Fonds in der Zwischenzeit Geschichte 

ist. Und der dritte Bereich, den ich noch ansprechen möchte, das ist die Aufsicht des Landes über 

die Gemeindeverbände. Hier gab es einige Kritik und die ist ernst zu nehmen, denn 

Gemeindeverbände sind gerade in Zeiten wie diesen kein Randthema. Nicht nur, dass 

Niederösterreich bereits jetzt – bereits jetzt und wir diskutieren die ganze Zeit, wie wir in dem 

Verwaltungsbereich und so weiter auf Gemeindeebene und die Leistungen der Gemeinden besser 

machen können – bereits jetzt hat Niederösterreich mehr Gemeindeverbände als Gemeinden. 

Nämlich 631 Gemeindeverbände, das muss man sich einmal vorstellen. Und gerade in der 

Situation, in der interkommunale Zusammenarbeit eben an Fahrt aufnimmt, das Thema, da 

braucht es genau das, was der Rechnungshof fordert – nämlich eine professionelle 

Landesaufsicht, klare Rechnungslegungsstandards für alle Verbände und eine starke digitale 

Kontrolle. Weil sonst wachsen uns die Verbände oder der Wildwuchs in den Verbänden im 

wahrsten Sinne des Wortes über den Kopf, und dann kommt die alternative Lösung, die viele von 

hier herinnen gar nicht so favorisieren, nämlich die Gemeindezusammenlegungen, weil es gar 

nicht mehr anders geht, ganz von selbst. Aber so könnte man es natürlich auch machen. Ja und 

dann gibt es nicht nur den Tätigkeitsbericht – ich glaube, das hat der Kollege Dinhobl vielleicht 

gemeint – ein Teil ist auch der Bericht, der Blick auf die Nachtragsverfahren. Also es gibt einen 

zweiten Bericht dazu, weil der Rechnungshof natürlich auch nachschaut: Was von den 

Empfehlungen ist umgesetzt worden? Und das ist ja das Wesentliche dann, dass man nicht nur 

aufzeigt, sondern dass man auch etwas anschiebt. Da kann man kurz sagen: Also 

Niederösterreich zählt derzeit zu den Ländern, die Empfehlungen überwiegend aufgreifen oder 

zusagen, das zu tun. Also wir gehören hier eher zu den Braven und das ist gut so. Aber natürlich, 

auch im Nachfrageverfahren werden Versäumnisse sichtbar und in Niederösterreich stechen auch 

hier drei Baustellen ganz besonders heraus: Erstens das Thema Klimaanpassung in den Städten. 

Ich erinnere an den Bericht von Wiener Neustadt. Das sind Raumordnungsthemen, da haben wir 

einfach ein Thema im Bundesland, hier etwas zu tun, und ich hoffe, dass auch hier Reformen 

möglich sind. Es ist der ganze Bereich der Wasserwirtschaft. Hier fehlen Datengrundlagen und 
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Regionalprogramme. Auch das ist ein Zukunftsthema, weil wir wissen, dass uns das Wasser in der 

einen oder anderen Region zunehmend ausgeht. Und der dritte Bereich ist – und das hängt alles 

miteinander zusammen, das sieht man jetzt schon – es sind ja die Themen Klimapolitik und 

Raumplanung. Hier meint der Rechnungshof, es fehlt an Tempo und es fehlt an Verbindlichkeit. 

Abschließend möchte ich wieder einmal darauf hinweisen und die Frau Direktor Goldeband ist 

auch heute hier in den beengten Verhältnissen im Saal. Schönen guten Abend auch, Frau Direktor 

Goldeband, dass Sie sich immer die Zeit nehmen, hier auch zuzuhören, den Landtagssitzungen. 

Da kann sich so manches Landesregierungsmitglied etwas abschauen für Ihre Konsequenz hier. 

Ich bin ja der Meinung, dass sie, wie es in anderen Landesregierungshöfen zum Teil auch der Fall 

ist, und wie es im Bund selbstverständlich ist für die Frau Kraker, die hat ein Rederecht im 

Nationalrat und darf zu ihren Berichten auch Stellungen nehmen. Und ich sage das immer wieder, 

ich wünsche mir das – und ich weiß, Sie wünschen sich das auch, Frau Direktor Goldeband – ich 

wünsche mir das auch für den NÖ Landtag. Und warum? Weil ein Rederecht im Landtag die 

fachliche Qualität der Debatte stärken würde, es würde die Transparenz erhöhen und es würde 

auch den Druck auf Reformen erhöhen. Und das ist ja all das, was wir brauchen, wenn wir das 

Land gut in die Zukunft führen wollen. Danke schön. (Beifall bei den NEOS.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Abgeordneter Pfister, SPÖ. 

Abg. Pfister (SPÖ): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen des 

Landtages! Auch ich darf zum Rechnungshof, Tätigkeitsbericht 2025, hier meine Rede führen. Die 

Zuständigkeiten, hat meine Vorrednerin, die Indra Collini, schon gesagt: Für insgesamt 5.800 

Rechtsträger an öffentlichen Stellen, Anstalten, Stiftungen, Fonds auf Bundes-, Landes- und 

Gemeindeebene, Unternehmen mit einer Beteiligung der öffentlichen Hand von mindestens 50 

Prozent sowie die Sozialversicherungsträger, die kann man das alles überprüfen, 307 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Der Wirkungsgrad und auch der ist, glaube ich, sehr, sehr 

interessant und lohnt sich für jeden von uns Abgeordneten, dass man sich diese 128 Seiten auch 

durchliest: Nämlich 88,4 Prozent bei den Nachfrageverfahren und 88,4 Prozent nämlich auch bei 

den Follow-up-Überprüfungen, die hier auch positiv und somit auch internationalen Standards hier 

gerecht werden. Das haben nicht nur externe oder andere Rechnungshöfe, die hier auch 

Überprüfungen durchführen. Was sind die Leistungen in dem Fall? Fünf veröffentlichte 

Sonderprüfungen, 63 vorgelegte Berichte, 16 veröffentlichte Ergebnisse der Prüfung und 

Rechenschaften, 173 gegengezeichnete für Finanzschulden beauftragte Prüfungen, 90 laufende 

Prüfungen, die hier getätigt werden und – glaube ich, ganz, ganz wichtig auch für uns – 108 

Parteispenden, die veröffentlicht werden müssen gemäß des Parteientransparenzgesetzes. Wie 

gesagt, 307 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die hier auch sehr vorbildlich ausgewiesen, den 
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Anteil, nämlich Frauen und Männer in den Leitungsfunktionen, nämlich auch hier sieht man, dass 

der Anteil der Frauen in Leitungsfunktionen mit 40 Prozent hier auch gegeben ist. Natürlich sorgt 

auch für Transparenz: 118 Beamtinnen, 120 Beamte, 42 weibliche Vertragsbedienstete und 27 

männliche Vertragsbedienstete. So viel zu der Struktur. Was sind die Schwerpunkte gewesen? Die 

sorgsame Haushaltsführung – das hat meine Vorrednerin schon angeführt – der Handlungsbedarf 

vor allem bei der Gleichstellung und Diversität und hier auch den Rechnungshofbericht 2025, der 

einen Schwerpunkt auf Gleichstellung und Diversität in den gesellschaftlichen Wirkungszielen hier 

auch überprüft hat. Hier geht es vor allem auch, nicht nur die Frauen in Führungspositionen 

auszuwerten, sondern vor allem auch die Einkommensunterschiede, nämlich das sogenannte 

"Gender Pay Gap" sowie die Barrierefreiheit hier auch auszuwerten. Das ist für uns ganz, ganz 

wichtig hier auch zu sehen, welche Unterschiede es auch gibt. Aber auch die Compliance-

Schwerpunkte, die hier besonders in den Fokus gelegen sind, speziell in der Medientätigkeit, ich 

möchte da nur aktuell hinweisen, sowie die Nebentätigkeiten in den Medien, die passieren bei 

Internetseiten neben Kampagnen, die hier auch getätigt werden, stellen hier erheblich rechtliche 

Lücken, nämlich hinsichtlich der mangelnden Dokumentation dar. Auch das hat der Rechnungshof 

übrigens schon 2025 in seinem Bericht festgestellt, dass bei den Schnittstellen, wenn es darum 

geht, Informationen zu veröffentlichen, vor allem auch die Ressourcen, und da auch ganz speziell 

bei der Medienarbeit, die Kommunikationsausgaben hinsichtlich Transparenz, nämlich die 

ableitenden Empfehlungen, die fokussiert werden – und da bitte ich euch wirklich sehr genau 

zuzuhören – das hat er bereits 2025 in seinem Bericht drinnen und ist aktueller denn je, noch 

klarere Dokumentation der Veröffentlichungsketten hinsichtlich Impressum, Verantwortlichkeiten 

und vor allem auch Auftraggeber, stärkere Strukturierung der Kommunikation, nämlich hinsichtlich 

Nachweis des Impressums, Verantwortlichkeiten und Auftraggeber und Auftraggeberin natürlich 

auch, multimediale und erklärende Aufbereitung dieser Inhalte und vor allem auch dazu 

ausführliche Transparenzprotokolle bei politisch relevanten Prüfungen. Ich möchte nur darauf 

hinweisen, dass der Rechnungshof das 2025 macht, wenn es um Öffentlichkeitsarbeit geht, wenn 

es um Auftragsvergabe geht, wie man mit Medien und vor allem auch mit Dokumentationen 

umgeht, wenn man dort in der Öffentlichkeit Informationen verbreitet, die nicht der Richtigkeit 

entsprechen oder nur sehr dubios, in dem Fall, sind. Das sind die Hinweise, die der Rechnungshof 

bereits 2025 gemacht hat. Sei uns das allen bitte in das Stammbuch geschrieben, betrifft uns, 

glaube ich, alle. Schaut euch das bitte genau an, 2025 wurde das bereits vom Rechnungshof 

getätigt. Wir nehmen das sehr, sehr gerne zur Kenntnis. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Abgeordneter Fiedler, FPÖ. 
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Abg. Mag. (FH) Fiedler, PhD (FPÖ): Sehr geehrte Frau Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Hoher Landtag! Der Bericht zum Rechnungshof zum Nachfrageverfahren des Jahres 

2025 weist einen Wirkungsgrad von 88,4 Prozent auf. Und an dieser Stelle ganz zu Beginn möchte 

ich im Namen meiner Fraktion einen besonderen Dank an die Frau Rechnungshof-Präsidentin und 

ihr gesamtes Team aussprechen. Das ist einerseits ein solides Ergebnis, dennoch beruht das 

Ergebnis aus Selbstauskünften. Und deswegen muss man immer schauen und entscheidend ist, 

was in der Praxis tatsächlich hält. Ich habe mir zwei Punkte aus dem Rechnungshofbericht 

herausgepickt, die auch unser Interesse in Niederösterreich haben sollten. Erster Punkt: 

Gemeinnützige Wohnbaugesellschaften. Im Rechnungshofbericht aus 2025 ist hier angeführt, die 

gemeinnützige Gesellschaft aus Wien mit dem Namen "Obdach Wien gemeinnützige GmbH". Es 

gibt da deutlich Verbesserungsvorschläge für diese gemeinnützige GmbH. Und was das so 

entscheidend macht, ist, dass gemeinnützige Wohnbaugesellschaften verwalten erhebliche 

öffentliche Mittel, sie erfüllen öffentliche Aufgaben, jedoch agieren sie oftmals in privatrechtlichen 

Strukturen. Und hier ergibt sich ein Spannungsfeld. Und Gemeinnützigkeit darf nie bedeuten, dass 

es ein Schutzschild gegen Kontrolle ist. Wir brauchen daher uneingeschränkte Prüfrechte des 

Rechnungshofes, Punkt 1. Wir benötigen, Punkt 2, klare Transparenz und der dritte und letzte 

Punkt: Wir brauchen auch nachvollziehbare Kostenstrukturen bei Bau- und Sanierungsprojekten. 

Zusammengefasst und in einem Satz: Öffentliches Geld verlangt öffentliche Kontrolle ohne 

Graubereiche. Der zweite Punkt, der besonderes Interesse beim Rechnungshofbericht aus dem 

Jahr 2025 hervorruft, sind die Prüfrechte kleiner Gemeinden, wie es bereits angesprochen worden 

ist. Der Bericht zeigt ganz klar, dass gerade auf Gemeindeebene der Umsetzungsgrad unter jenem 

des Bundes liegt. Das ist einerseits ganz klar und überhaupt kein Vorwurf gegenüber den 

Gemeinden, auf der anderen Seite: Was ist notwendig? Notwendig wären praktikable 

Prüfungsstandards, auch für kleinere Gemeinden, zweitens Unterstützung bei der Umsetzung von 

konkreten Empfehlungen und drittens klare Kontrollrechte, auch bei ausgegliederten 

Gemeindegesellschaften. Ausgliederung aus Gemeinden darf nicht zur Entziehung demokratischer 

Verantwortung führen. Zu guter Letzt und abschließend möchte ich die politische Konsequenz aus 

all diesen Rechnungshofberichten und im Speziellen Rechnungshofbericht 2025 hervorheben: Der 

Rechnungshof erfüllt seine Aufgabe, aber seine Wirkung hängt auch großteils davon ab, wie 

Empfehlungen ernst genommen werden und wie sie tatsächlich in die Umsetzung kommen. 

Unsere Verantwortung als Gesetzgeber ist also ganz klar und liegt auf der Hand: keine 

Kontrolllücken, volle Transparenz und starke Prüfrechte. Das ist unser Auftrag und diesem Auftrag 

sollten wir alle geschlossen gerecht werden. Die FPÖ wird den Bericht des Rechnungshofes zur 

Kenntnis nehmen. Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Abgeordneter Franz Linsbauer, ÖVP. 
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Abg. Ing. Linsbauer (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 

Abgeordnete! Liebe Kollegen! Hoher Landtag! Ich möchte heute den Rechnungshofbericht über 

den Tätigkeitsbericht 2025 als das würdigen, was er ist – ein Arbeitsinstrument für 

Verbesserungsmöglichkeiten und eine solide Grundlage für verantwortungsvolle Entscheidungen. 

Der Rechnungshof steht als unabhängige Kontrollinstanz eben im Dienste der Steuerzahlerinnen 

und Steuerzahler. Er prüft uns quasi auf die wirtschaftliche und zweckmäßige und sparsame 

Gebarung. Gerade in einem Bundesland wie Niederösterreich, das in so vielen Bereichen 

Verantwortung trägt – wie Bildung, Pflege bis hin Wohnbau, Kultur, Wirtschaftsförderung – ist 

diese Kontrolle kein Hindernis, sondern eben ein Qualitätsmerkmal. Ich möchte heute besonders 

einen Punkt hervorheben: die Empfehlungen des Rechnungshofes. Sie sind keine Fehlerliste, sie 

sind vielmehr strategische Begleitung der Verwaltung mit Weiterentwicklungsempfehlungen. Sie 

sind Impulse zur Modernisierung und sie sind Vorschläge, wie bestehende Strukturen noch 

effizienter und transparenter und nachhaltiger gestaltet werden können. Der Rechnungshof 

analysiert Prozesse mit einem externen, unabhängigen Blick, wenn der Rechnungshof etwa 

empfiehlt, Controllinginstrumente weiter zu vereinheitlichen, Beteiligungsmanagement 

transparenter zu strukturieren, Förderprozesse noch klarer zu dokumentieren oder eben 

Wirkungsziele messbarer zu formulieren. Das ist kein Vorwurf, sondern ein konstruktiver Beitrag 

eben zur Weiterentwicklung. Man könnte sagen, der Rechnungshof ist nicht nur Kontrollorgan, 

sondern eben auch Modernisierungspartner. Der Tätigkeitsbericht zeigt eindrucksvoll die Breite der 

Prüfungsarbeit. Er dokumentiert abgeschlossene Gebarungsprüfungen, laufende Prüfverfahren, 

den Umsetzungsgrad sowie Querschnittsanalysen mit strukturellem Reformpotenzial. Drei Aspekte 

möchte ich hervorheben. Das ist das eine: die Stärkung der Steuerungs- und Kontrollsysteme. Der 

Bericht betont die Bedeutung klarer Verantwortlichkeiten transparenter Entscheidungsprozesse. 

Zweitens: die Weiterentwicklung des Förderwesens. Förderungen sind ein zentrales Instrument in 

der Landespolitik. Sie sind Ausdruck politischer Zielsetzungen und der Rechnungshof weist darauf 

hin, dass transparente Kriterien, nachvollziehbare Dokumentation und systematische Evaluierung 

wesentlich sind, um eben die Wirksamkeit dieses Mittels langfristig auch sicherzustellen. Und dann 

drittens die nachhaltige Budget- und Finanzsteuerung, und das ist schon ein paar Mal 

angesprochen worden. Hier liefert der Rechnungshof keine politischen Bewertungen, sondern 

sachliche Analysen und Verbesserungsvorschläge. Ein besonders wichtiger Teil des 

Tätigkeitsberichtes ist die Darstellung des Umsetzungsstandes früherer Empfehlungen. Und hier 

zeigt sich, dass wir in Niederösterreich sehr gut liegen und eben diese auch sehr gerne annehmen 

und dies eben wirklich als Beratungshinweise sehen. Gleichzeitig bleibt es auch unsere Aufgabe 

als Landtag, diesen Prozess weiterhin natürlich zu begleiten. Sehr geehrte Damen und Herren, 

manche mögen Kontrollen als Einschränkungen empfinden. Ich sehe das anders. Kontrollen sind 
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ein Zeichen von Stärke. Nur wer bereit ist, sich prüfen zu lassen, zeigt auch Selbstbewusstsein 

und Verantwortungsbewusstsein. Es schafft Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit, 

Vergleichbarkeit zwischen den Gebietskörperschaften und objektive Entscheidungsgrundlagen für 

Reformen. Wir sprechen oft von einer Fehlerkultur, ich würde es lieber als Lernkultur bezeichnen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, der Tätigkeitsbericht 2025 zeigt, die Kontrolle funktioniert, die 

Empfehlungen sind konstruktiv, die Weiterentwicklung ist im Gange. Lassen Sie uns diesen Bericht 

daher nicht als Pflichtübung betrachten, sondern als Arbeitsauftrag! Lassen Sie uns die 

Empfehlungen als Chance begreifen und lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, die Qualität 

unserer Verwaltung noch weiter zu steigern! In diesem Sinne danke ich dem Rechnungshof für 

seine unabhängige, sachliche und engagierte Arbeit und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für 

ihren Einsatz im Interesse unseres Landes. Wir werden den Bericht sehr gerne zur Kenntnis 

nehmen. Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Die Rednerliste ist erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung des 

Verhandlungsgegenstandes Ltg.-897, Bericht des Rechnungshofes betreffend Tätigkeitsbericht 

2025. Wer für den Antrag des Rechnungshof-Ausschusses stimmen möchte, den ersuche ich, sich 

vom Platz zu erheben. (Nach Abstimmung über den Antrag des Rechnungshof-Ausschusses:) 

Dieser ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zum Verhandlungsgegenstand Ltg.-898 und das ist ein Bericht des 

Landesrechnungshofes betreffend NÖ Landschaftsfonds, Nachkontrolle, und in diesem Sinne 

möchte ich ganz offiziell, obwohl sie schon zweimal erwähnt worden ist, die Direktorin des 

Landesrechnungshofes, Dr. Goldeband, herzlich begrüßen. (Beifall bei der ÖVP, FPÖ und Abg. 

Müller, BSc.) Ich ersuche Herrn Abgeordneten Mold, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. Mold (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Ich berichte 

zum Tagesordnungspunkt 11, Bericht des Landesrechnungshofes betreffend NÖ 

Landschaftsfonds, Nachkontrolle, Ltg.-898. Der Landesrechnungshof überprüft die Umsetzung der 

13 Empfehlungen aus dem Bericht 6/2021, NÖ Landschaftsfonds. Von den 13 Empfehlungen aus 

dem Vorbericht wurden 12 Empfehlungen ganz und eine nicht umgesetzt. Das ergab insgesamt 

einen Umsetzungsgrad von 92,3 Prozent. Das Rechnungsjahr 2024 schloss der NÖ 

Landschaftsfonds mit Erträgen von 7,64 Millionen Euro sowie Aufwendungen von 8,6 Millionen 

Euro und somit einem negativen Saldo von rund einer Million Euro ab. Die Vermögensrechnung 

wies ein negatives Nettovermögen von 5,68 Millionen Euro aus. Die liquiden Mittel des NÖ 

Landschaftsfonds beliefen sich auf 9,61 Millionen Euro und die Rückstellungen für Förderungen 
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auf 15,29 Millionen Euro. Ich komme damit zum Antrag des Rechnungshof-Ausschusses. Dieser 

lautet: 

"Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht des Landesrechnungshofes betreffend NÖ Landschaftsfonds Nachkontrolle aus 

1/2026 wird zur Kenntnis genommen." 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, ich ersuche die Debatte einzuleiten und die Abstimmung 

durchzuführen. 

Dritte Präsidentin Schmidt: Danke schön. Ich eröffne die Debatte zum Wort. Gelangt 

Abgeordneter Rene Zonschits, SPÖ. 

Abg. Zonschits (SPÖ): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Wie vom Berichterstatter 

schon ausgeführt, geht es beim gegenständlichen Antrag um die Nachkontrolle des 

Rechnungshofes zum NÖ Landschaftsfonds, ein Instrument, das seit vielen Jahren eine wichtige 

Rolle für Natur-, Landschafts- und Klimaschutzmaßnahmen in Niederösterreich steht. Zunächst ist 

festzuhalten, dass der Rechnungshof mehrere positive Entwicklungen festgestellt hat. So sind von 

13 Empfehlungen 12 auch umgesetzt worden. Eine Empfehlung betreffend die automatische 

Verständigung der Abteilung Agrarrecht bei allen Verfahren betreffend den Gewinnungsstätten in 

Niederösterreich soll in Zukunft ebenfalls berücksichtigt werden und gemeldet werden. 

Abschließend darf ich hinweisen, dass der Landschaftsfonds – wie vom Berichterstatter schon 

ausführlich erklärt – jährlich Millionenbeträge verwaltet und genau deshalb braucht es eine 

langfristige Förderungsstrategie, objektive Kriterien bei der Förderentscheidung und eine 

systematische Erfolgskontrolle, dass nicht nur dokumentiert wird, was gemacht wird, sondern 

auch, was der Nutzen daraus ist. Der Rechnungshof hat uns diesen Weg vorgezeigt. Wir nehmen 

den Bericht daher zur Kenntnis. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Abgeordneter Alexander Schnabel, FPÖ. 

Abg. Schnabel (FPÖ): Sehr geehrte Frau Präsident! Hoher Landtag! Regierungsverantwortung 

bedeutet sorgfältig mit den finanziellen Mitteln unseres Bundeslandes, aber im Speziellen mit den 

finanziellen Mitteln unserer Landsleute umzugehen und genau daran müssen wir uns hier in 

diesem Hohen Haus messen lassen, meine sehr geehrten Damen und Herren. Der vorliegende 

Bericht des Landesrechnungshofes zeigt deutlich: Ein Großteil der Empfehlungen wurde bereits 

umgesetzt. Das ist ein positives Signal, das ist ein wichtiges Signal, denn es belegt, dass 

Verwaltung und Politik bereit sind, Prozesse zu verbessern und Fördermittel wirtschaftlicher und 
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zielgerichteter einzusetzen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, eines ist klar und ich habe es 

schon mehrmals in diesem Hohen Haus erwähnt: Ordnung schafft Sicherheit. Und genau diese 

Ordnung brauchen wir im Förderwesen, denn durch nachvollziehbare Kriterien, durch klare 

Zielvorgaben und durch eine Verwaltung, die auf Logik statt auf Zufälligkeit aufbaut. Mit der 

Einführung von Leistungs- und Wirkungskennzahlen wurde ein wichtiger Schritt gesetzt, um 

Förderprojekte messbarer zu machen und deren tatsächlichen Nutzen objektiv zu beurteilen. 

Gleichzeitig macht der Bericht aber auch klar, dass weiterer Handlungsbedarf besteht. Hoher 

Landtag, einige offene Punkte zeigen, dass sie noch effizienter werden müssen. Gerade wenn 

liquide Mittel vorhanden sind, darf Verwaltungsaufwand nicht dauerhaft aus dem allgemeinen 

Landeshaushalt getragen werden. Für uns Freiheitliche ist klar: Förderungen müssen dort 

ankommen, wo sie durch Fleiß echte Wirkungen entfalten, insbesondere in den Abbaugemeinden. 

Es geht letztendlich um Gerechtigkeit im Umgang mit öffentlichen Mitteln. Es geht um Transparenz 

in der Abwicklung. Hoher Landtag, es geht auch um eine Politik, die Verantwortung ernst nimmt. 

Der Bericht liefert dafür eine wichtige Grundlage. Jetzt gilt es, die verbleibenden Empfehlungen 

konsequent umzusetzen. Herzlichen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Zum Wort gelangt Abgeordneter Franz Linsbauer, ÖVP. 

Abg. Ing. Linsbauer (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Hoher Landtag! Wir beraten über den Bericht des Landesrechnungshofes und damit ein 

Thema, das zwei zentrale Anliegen unseres Bundeslandes verbindet. Zum einen den 

verantwortungsvollen Umgang mit öffentlichen Mitteln und zum anderen den Schutz unserer 

natürlichen Lebensgrundlagen. Der Landesrechnungshof NÖ erfüllt hier eine besonders wichtige 

Funktion. Eben gerade in der Nachkontrolle zeigt sich, ob Empfehlungen nicht nur zur Kenntnis 

genommen worden sind, sondern eben auch tatsächlich umgesetzt worden sind. Nachkontrollen 

sind daher kein Blick zurück, sondern ein Gradmesser für die Lernfähigkeit und Weiterentwicklung. 

Die Aufgaben des Landschaftsfonds sind vielfältig und sind für die ökologische, regionale 

Entwicklung des Landes von großer Bedeutung. Der Landschaftsfonds verfolgt im Wesentlichen 

folgende Ziele: die Förderung von Naturschutz- und Landschaftspflegemaßnahmen, die Erhaltung 

und Entwicklung ökologisch wertvoller Lebensräume und die Unterstützung von Gemeinden, 

Verbänden und Organisationen bei Umweltprojekten, weiters auch – und das ist auch ganz wichtig 

– Bewusstseinsbildung im Natur- und Umweltschutz und Sicherung und Pflege charakteristischer 

Kulturlandschaften Niederösterreichs. Damit leistet eben der Fonds einen entscheidenden Beitrag 

zum Erhalt der biologischen Vielfalt. Besonders hervorheben möchte ich, dass der 

Landschaftsfonds nicht nur Naturschutz im engeren Sinne betreibt, er verbindet eben diese 

ökologischen Ziele mit der regionalen Wertschöpfung, zum einen mit den Gemeinden, mit den 
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land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, mit regionalen Initiativen und natürlich auch mit vielen 

ehrenamtlichen, engagierten Persönlichkeiten. Allen, die eben dazu beitragen, für diese Initiativen, 

ein herzliches Dankeschön. Das bedeutet, Naturschutz wird nicht nur von oben verordnet, sondern 

wird eben gemeinsam gestaltet. Und Förderung des Landschaftsfonds ermöglicht eben diese 

Renaturierung, Biotopvernetzung, Artenschutzmaßnahmen oder ökologische Aufwertungen im 

Siedlungsraum. Gerade im Kontext von Klimawandel, Bodenversiegelung und zunehmendem 

Nutzungsdruck auf unseren Flächen gewinnt eben diese Arbeit zunehmend an Bedeutung. Der 

Landschaftsfonds ist keineswegs ein kurzfristiges Programm, sondern Teil einer langfristigen 

Strategie zur Sicherung unserer Lebensgrundlagen. Und das ist eben nicht nur in einem 

Budgetjahr abzumerken und abzurechnen, sondern muss man über viele, viele Generationen in 

Wirklichkeit sehen. Sehr geehrte Damen und Herren, der Schutz unserer Landschaft ist eben keine 

parteipolitische Frage. Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Der NÖ Landschaftsfonds ist 

dabei ein zentrales Instrument. Unsere Aufgabe als Landtag ist es, die ordnungsgemäße 

Verwendung der Mittel. Die Arbeit des Landesrechnungshofes hilft uns dabei, dass diese 

ordnungsgemäße Verwendung sichergestellt wird. Vielen Dank in diesem Zusammenhang an alle 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landesrechnungshofes, stellvertretend Frau Direktor 

Goldeband an Sie für die umsichtige Leitung. Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP und Abg. Mag. 

Keyl.) Zusammenfassend lässt sich sagen: Der Landschaftsfonds erfüllt wichtige Aufgaben im 

Natur- und Landschaftsschutz, ist ein Förderinstrument und die Nachkontrolle stärkt die 

Transparenz und Effizienz. Und wir haben es schon heute gehört: Es sind von den Empfehlungen 

92,3 Prozent umgesetzt worden, und die letzte Empfehlung, die noch offen ist, die soll bei einer 

künftigen Novelle ebenfalls umgesetzt werden. Am Ende letztendlich steht es bei diesem Projekt 

Landschaftsfonds mit den Kontrollen natürlich doch immer um zweierlei Sachen: Zum einen mit 

dem verantwortungsvollen Umgang mit Steuergeld und den anderen, verantwortungsvoller 

Umgang mit unserer Natur. Und beides, meine sehr geehrte Damen und Herren, sind Kern- und 

Herzensaufgaben von diesem Haus. (Beifall bei der ÖVP und Abg. Mag. Keyl.) Wir werden den 

Bericht zur Kenntnis nehmen. Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP und Abg. Mag. Keyl.) 

Dritte Präsidentin Schmidt: Die Rednerliste ist erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung des 

Verhandlungsgegenstandes Ltg.-898, Bericht des Landesrechnungshofes betreffend NÖ 

Landschaftsfonds, Nachkontrolle. Wer für den Antrag des Rechnungshof-Ausschusses stimmen 

möchte, den ersuche ich, sich vom Platz zu erheben. (Nach Abstimmung über den Antrag des 

Rechnungshof-Ausschusses:) Einstimmig angenommen. 

Die nächste Sitzung ist für den 26. März 2026 in Aussicht genommen. Die Einladung und die 

Tagesordnung werden im schriftlichen Wege bekannt gegeben. Für die Unterfertigung der 
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amtlichen Verhandlungsschrift ersuche ich die Schriftführerinnen und Schriftführer zum Vorsitz zu 

kommen. Somit ist die Tagesordnung dieser Sitzung erledigt. Die Sitzung ist geschlossen. (Ende 

der Sitzung um 18.36 Uhr.) 


